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„Konservativ heißt nicht, nach hinten blicken, konservativ heißt, an der Spitze des 
Fortschritts marschieren“ (Franz Josef Strauß). Schwerer tun sich andere vermeint-
lich Konservative damals wie heute mit der „disruptiven Modernisierung“: Kaiser 
Wilhelm II. dachte, dem Pferd gehöre damals wie heute die Zukunft der Mobilität. 
US-Präsident Donald J. Trump hadert mit der digitalen Revolution: „Das hört sich 
böse an. Digital. Was soll das sein? Das ist sehr kompliziert, dafür muss man Albert 
Einstein sein […] digital ist schlecht.“ 

Beide fühlen sich überfahren von der Modernisierung, beiden geht es um die 
Bewahrung von Bewährtem. Beide fokussieren Gefahren, ohne die Ambivalenz der 
Entwicklung zu berücksichtigen, und scheitern damit an einer Zukunftsvision, wo 
der erlebte Wandel proaktiv gelenkt, zukunftsweisend kanalisiert und verantwor-
tungsvoll reglementiert werden kann.

Wie die französische und industrielle vor ihr, erschüttert die digitale Revolution 
ethische Konstanten, bestehende Gesellschaftsstrukturen und die wirtschaftliche 
Basis in den Grundfesten – kurz: Sie revolutioniert heute erneut das Verhältnis des 
Menschen zu seiner Wirklichkeit. Der Mensch wird durch Big Data immer durch-
sichtiger, die Technologie indes undurchschaubarer. Blockchain, künstliche Intelli-
genz, Internet der Dinge – das wird unsere allernächste Zukunft maßgeblich bestim-
men, ohne dass alle politischen Bestimmer genau wissen, was das überhaupt ist.

Beruhigend wie notwendig ist, dass die Koalitionsverhandlungen die Digitalisie-
rung aktuell als Konsensthema für sich gefunden haben. Eine nachhaltige Gestal-
tung des digitalen Wandels kann sich jedoch weder mit effektheischender Etikettie-
rung mit „DIGITAL“ oder „4.0“ begnügen, noch auf die Gründung innovativer 
Hubs beschränken. Noch lässt sich diese Gesellschafts-, Arbeits-, Wirtschafts-, 
nicht zuletzt Bildungsrevolution auf Breitbandausbau reduzieren. 

Konservative dürfen eine menschendienliche Gestaltung der digitalen Revoluti-
on nicht anderen überlassen. Es braucht eine christlich-soziale Digitalstrategie!

Es braucht eine CHRISTLICH-SOZIALE 
Digitalstrategie!

„
DIE DIGITALE REVOLUTION – 
GESTALTUNGSANSPRUCH 
STATT AKTIONISMUS!

Maximilian Th. L. Rückert
ist Referent für Digitalisierung, Politik und Medien der Akademie für 
Politik und Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, München.



4	 POLITISCHE STUDIEN // 476/2017 	 476/2017 // POLITISCHE STUDIEN 	 5

INHALT
IM FOKUS

06	� DEMOKRATIE ERFORDERT  
POLITISCHE BILDUNG
Historisches Wissen in Zeiten  
des Wandels
PAULA BODENSTEINER
 

09	� DEMOKRATIE UND DIKTATUR
Was wissen deutsche Schüler darüber?
KLAUS SCHROEDER

20	 �ODER: WAS IM WANDEL BESTEHEN 
UND VOR DEM VERGESSEN BEWAHRT 
WERDEN MUSS 
Wer ist das Volk?
HEINRICH OBERREUTER

POLITISCHE-STUDIEN- 
ZEITGESPRÄCH

34		� WIE STEHT ES UM DIE  
INTERNATIONALE ORDNUNG? 
Nur Unordnung oder schon in Auflösung 
HANNS W. MAULL

ANALYSEN

41	 	� AFD UND DIE LINKE – WIEVIEL  
POPULISMUS STECKT IN IHNEN?  
Nach der Bundestagswahl 2017 

ECKHARD JESSE 

52	 	� KOMMUNALE WEGE DEUTSCHER 
ENTWICKLUNGSPOLITIK 
Fluchtursachen bekämpfen und mehr 
nachhaltige Entwicklung  
SIEGFRIED BALLEIS

62		� DIE KATAR-KRISE UND IHRE 
FOLGEN 
Der Golfregion droht Instabilität 
MARTIN PABST 

20

34

REZENSIONSESSAY

74		  �ZWISCHEN RUSSLAND- 
VERSTEHERN UND RUSSLAND-
KRITIKERN 
Deutsch-russische Beziehungen 
MANFRED GROSS

AKTUELLES BUCH

82		 �SALAFISMUS UND CO … 
Radikaler Islam 
SUSANNE SCHRÖTER

RUBRIKEN

03	 EDITORIAL
85	 REZENSIONEN
90	 JAHRESÜBERSICHT
94	 ANKÜNDIGUNGEN
98	 IMPRESSUM

52

09



IM FOKUS

6	 POLITISCHE STUDIEN // 476/2017 	 476/2017 // POLITISCHE STUDIEN 	 7

Für die Hanns-Seidel-Stiftung als Politi-
sche Stiftung zählt historisch-politische 
Bildung in allen Facetten zur Kernaufga-
be. Dies war auch der Grund dafür, dass 
sie sich gemeinsam mit dem Deutschen 
Lehrerverband (DL), der Arbeitsge-
meinschaft bayerischer Lehrerverbände 
(ABL) und mit Unterstützung des Bun-
des Freiheit der Wissenschaft der Veran-
staltung „Historische Bildung – in Zei-
ten des Wandels“ widmete.

Zumal es für den ehemaligen Präsi-
denten des deutschen Lehrerverbands, 
Josef Kraus, stets ein Anliegen war, auf 
den um sich greifenden „historischen 
Analphabetismus“ hinzuweisen. Er 
setzte sich nachhaltig dafür ein, Ge-
schichte als Unterrichtsfach keinesfalls 
zu vernachlässigen. 

/// Historisches Wissen in Zeiten des Wandels

Das Fach „Geschichte“ ist für die 
kulturelle als auch für die individu- 
elle Identitätsstiftung unerlässlich. Es 
schafft die Fähigkeit, wichtige histori-
sche Entwicklungen im Kontext ande-
rer Fächer einzuordnen und ist damit 
ein unverzichtbares Element der staats-
bürgerlichen Bildung und zugleich not-
wendige Voraussetzung für die Integra-

DEMOKRATIE ERFORDERT 
POLITISCHE BILDUNG

PAULA BODENSTEINER /// Historische Kenntnisse sind unentbehrlich, um politische 
Entscheidungen richtig einzuschätzen, diverse Staatsformen in ihren Auswirkungen 
auf den Bürger und die wirtschaftliche Entwicklung zu beurteilen sowie Verführungs-
künste von Populisten zu entlarven. Studien offenbaren hier aber immer wieder  
eklatante Lücken bei Schülern. Die Unkenntnis, was z. B. eine demokratische von 
einer diktatorischen Staatsform unterscheidet, ist leider keine Ausnahme. Umso 
verwunderlicher, da es in Deutschland sowohl durch die Schulpflicht als auch durch 
sonstige vielfältige Angebote Mittel und Wege gibt, „Jedermann“ mit politischer 
Bildung zu erreichen. 

Die Parole „Wir sind das Volk“ für beliebige Protestbewegungen in Anspruch zu nehmen, spiegelt 
nicht die Vielfalt an unterschiedlichen politischen und gesellschaftlichen Haltungen wider, die ein 
pluralistisch demokratisches System ausmachen.

tion von Menschen aus anderen Kultur-
kreisen. 

Gerade vor dem Hintergrund auf-
kommender populistischer Tendenzen 
muss ein breites Wissen über die Grund-
lagen des politischen Systems in 
Deutschland gefördert werden. Auch 
das Wissen über andere Religionen und 
Kulturen ist für alle gesellschaftlichen 
Gruppen von großer Bedeutung. Um die 
Vermittlung des politisch-historischen 
Wissens zu fördern, sollte auch in der 
Lehrerbildung größerer Wert auf Zeitge-
schichte gelegt werden. Gleichzeitig ist 
die Aufmerksamkeit auch auf Ideen und 

Konzepte, wie die demokratisch-frei-
heitliche Grundordnung angesichts von 
politischen und religiösen Extremismen 
am besten an heutige und zukünftige 
Schülergenerationen vermittelt werden 
kann zu richten.

Im Rahmen der Veranstaltung „His-
torische Bildung – in Zeiten des Wan-
dels“ beleuchteten die Experten in ihren 
Vorträgen unterschiedlichste Aspekte 
dieser Thematik. Eine Auswahl davon 
ist nachfolgend abgedruckt.

Der Politikwissenschaftler Klaus 
Schroeder hat in den vergangenen Jah-
ren in einer repräsentativen Befragung 

GESCHICHTE als Unterrichtsfach ist 
für die staatsbürgerliche Bildung 
essenziell.
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unter anderem den Kenntnisstand von 
Schülern in Zeitgeschichte untersucht. 
In seinem Beitrag stellt er seine For-
schungen vor und weist insbesondere 
darauf hin, dass gute Kenntnisse in der 
zeitgeschichtlichen Materie direkt in Be-
ziehung zu der Fähigkeit zur Einschät-
zung und Beurteilung der politischen 
Systeme im Deutschland des 20. Jahr-
hunderts stehen. Ohne ausreichendes 
Wissen gibt es danach auch keine Kom-
petenz, um ein demokratisches von ei-
nem repressiven System unterscheiden 
zu können. Zudem verdeutlicht der Au-
tor die Notwendigkeit, demokratisches 
Geschichtsbewusstsein bei jungen Men-
schen zu wecken. Er nimmt dabei die 
Politik, die Bildungsinstitutionen und 
die Medien in die Pflicht. 

„Wer ist das Volk?“, fragt hingegen 
Heinrich Oberreuter. Die Parole „Wir 
sind das Volk“ für beliebige Protestbe-
wegungen in Anspruch zu nehmen, sei 
unangemessen, denn in einem pluralis-
tischen demokratischen System existie-
re eine Vielfalt an unterschiedlichen po-
litischen und gesellschaftlichen Haltun-
gen. Der Autor weist darauf hin, dass 
sich Demokratie und Liberalismus da-
durch auszeichnen, dass Oppositions-
freiheit bestehe und auch die Freiheit, 
seine Meinung nicht nur zu denken, 
sondern auch auszusprechen. Jeder 
habe Anrecht auf Respekt. Das Gemein-

wesen verdiene allerdings auch Respekt 
und dürfe weder von der eigenen Bevöl-
kerung noch von „Dazukommenden“ 
desintegriert werden. Durch Integration 
werde sich die Bevölkerung verändern, 
aber das sei ein natürlicher Prozess, der 
schon immer stattgefunden habe.

Die Beiträge der Experten zeigen die 
Vielschichtigkeit der Thematik und ver-
deutlichen zudem, wie wichtig die Ver-
mittlung einer zeitgeschichtlichen Ori-
entierung ist, um künftige gesellschaft-
liche Entwicklungen verantwortungs-
voll mitgestalten zu können und um 
unsere freiheitliche Demokratie zu er-
halten.  ///

/// �PAULA BODENSTEINER 
ist Referentin für Bildung, Hochschulen 
und Kultur, Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung. 
München.

Laut Schroeder muss bei den 
jungen Leuten das demokratische 
GESCHICHTSBEWUSSTSEIN geweckt 
werden.
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Zeithistorische Kenntnisse und 
Urteile von Schülern

Ein direkter Zusammenhang von 
Kenntnisgrad und Urteilen zeigt sich 
durchgängig für alle Fragen zu den vier 
Systemen sowie zu deren Gleichwertig-
keit. Je höher das systemspezifische 
Wissen ausfällt, desto häufiger werden 
Nationalsozialismus (NS) und DDR als 
Diktaturen und die Bundesrepublik vor 
und nach der Wiedervereinigung (WV) 
als Demokratien eingestuft. Wer dage-
gen wenig weiß, kommt öfter zu ande-
ren Systembewertungen und setzt alle 
vier Systeme auf die gleiche Stufe. Wer 
nicht weiß, was eine Demokratie aus-
zeichnet oder eine Diktatur charakteri-
siert und über nur wenige historische 

/// Was wissen deutsche Schüler darüber?

Kenntnisse verfügt, kann die vier Syste-
me nicht angemessen einordnen und 
unterscheiden. Dieser Zusammenhang 
wird statistisch eindrucksvoll bestätigt 
durch die Ergebnisse der Regressions-
analyse. (Schaubild 1, S. 11) Erst se-
kundär, nach den Kenntnissen, wirken 
die besuchte Schulart, das Geschlecht 

DEMOKRATIE UND DIKTATUR

KLAUS SCHROEDER /// Anknüpfend an eine Befragung von Schülern zu ihren  
Kenntnissen und Urteilen über die DDR, die große mediale Wellen schlug,1 führten 
Wissenschaftler des Forschungsverbundes SED-Staat der Freien Universität Berlin 
von 2010 bis 2012 Befragungen von über 7.000 Schülern in Baden-Württemberg, 
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu ihren Kenntnissen 
und Urteilen zum Nationalsozialismus, zur DDR und zur Bundesrepublik vor und nach 
der Wiedervereinigung durch.2 Die Ergebnisse bestätigten die Resultate der ersten 
Studie und ergaben zudem, dass vielen Schülern die Trennlinien zwischen Demo-
kratie und Diktatur nicht geläufig sind.3

Die Studie bestätigt den direkten 
ZUSAMMENHANG von historischem 
Wissen und Systembewertung. 
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oder die Herkunft der Eltern auf die Ur-
teile der Schüler.

Kenntnisstand zu den einzelnen 
Systemen

Der Kenntnisstand zu den einzelnen Sys-
temen differiert deutlich. Am meisten 
wissen die Schüler über den Nationalso-
zialismus, am wenigsten über das wie-
dervereinigte Deutschland. Die Kennt-
nisse über die (alte) Bundesrepublik und 
die DDR sind im Vergleich zu denen 
über den Nationalsozialismus ebenfalls 
auffällig geringer. Unerwartet schwach 
fallen sie über das wiedervereinigte 
Deutschland aus. Nur gut ein Drittel der 
Wissensfragen können die Jugendlichen 
richtig beantworten (Nationalsozialis-
mus: knapp 61 % richtige Antworten). 
Das Wissen über die DDR ist mit knapp 

45 % richtiger Antworten ebenfalls un-
terdurchschnittlich. Dieses Muster fin-
det sich quer durch alle Schularten und 
Bundesländer (Schaubild 2).

Neben der Aufschlüsselung nach 
Schulart und Wohnort wurde, erstmalig 
in einer repräsentativen empirischen 
Untersuchung zu zeitgeschichtlichen 
Kenntnissen und Urteilen, auch die 
Herkunft der Eltern in die Analyse mit 
einbezogen. Dabei stellt sich heraus, 
dass Jugendliche mit in der Bundesrepu-
blik geborenen Eltern mehr wissen als 
ihre Altersgenossen mit in der DDR ge-
borenen Eltern. Besonders gering sind 
die Kenntnisstände bei Schülern mit 
DDR-Eltern, die im Westen zur Schule 
gehen, während umgekehrt Schüler mit 
bundesrepublikanischen Eltern, die in 
den neuen Ländern zur Schule gehen, 

Diktatur oder Demokratie? Viele Schüler können erschreckenderweise die BRD der Nachkriegszeit 
nicht richtig zuordnen.

Quelle: Schroeder, Klaus / Deutz-Schroeder, Monika /Quasten, Rita /Schulze Heuling, Dagmar: Später Sieg der Diktaturen? Zeitgeschichtli-
che Kenntnisse und Urteile von Jugendlichen, Frankfurt / Main 2012, S. 417.

Quelle: Schroeder, Klaus / Deutz-Schroeder, Monika /Quasten, Rita /Schulze Heuling, Dagmar: Später Sieg der Diktaturen? Zeitgeschichtli-
che Kenntnisse und Urteile von Jugendlichen, Frankfurt / Main 2012, S. 319.
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antworten können sollten. Keinen Zwei-
fel kann es jedoch an der Notwendigkeit 
politisch-historischer Kenntnisse geben, 
denn erst das Wissen um grundlegende 
Fakten ermöglicht ein fundiertes Urteil. 
Ohne ein Mindestmaß an Wissen blei-
ben Einschätzungen Vorurteile oder Be-
kenntnisformeln. Insofern besteht ein 
enger Zusammenhang zwischen dem 
Kenntnisgrad und der Angemessenheit 
der Urteile auf Basis der Werte der frei-
heitlich-demokratischen Grundord-
nung.

Knapp jeder vierte Befragte hält den 
Nationalsozialismus für durch demokra-
tische Wahlen legitimiert und etwa jeder 
dritte attestiert der DDR eine demokrati-
sche Legitimation. Dabei geht knapp je-
der dritte Schüler mit DDR-Eltern, aber 
nur knapp jeder vierte mit BRD-Eltern 
davon aus, dass es im SED-Staat demo-
kratische Wahlen gab (Migrantenkinder: 
gut 40 %). Noch auffälliger, um nicht zu 
sagen, erschreckender, sind die Ergeb-

nisse für die Bundesrepublik vor und 
nach der Wiedervereinigung: Nur gut 
die Hälfte beziehungsweise lediglich 
drei Viertel der befragten Schüler ant-
worten, die alte bzw. die neue Bundesre-
publik sei durch demokratische Wahlen 
legitimiert (Schaubild 3). 

Weitaus extremer fallen die Ergeb-
nisse der Fragen nach einem allgemei-
nen Demokratie- bzw. Diktaturcharak-
ter der vier Systeme aus. Keinen Zweifel 
am Diktaturcharakter des Nationalsozi-
alismus hat lediglich gut jeder zweite 
Schüler, bezogen auf die DDR sogar nur 
gut jeder dritte. Die anderen Jugendli-
chen – knapp die Hälfte beim NS und 
knapp zwei Drittel bei der DDR – sind 
sich unsicher, wie sie diese beiden Syste-
me einordnen sollen, oder bewerten sie 
ausdrücklich nicht als Diktaturen. Die 
(alte) Bundesrepublik hält nur gut die 
Hälfte für eine Demokratie und selbst 
das wiedervereinigte Deutschland wird 
lediglich von gut 60 % ausdrücklich als 

mit Abstand an der Spitze der kenntnis-
reichen Schüler stehen. Den geringsten 
Kenntnisstand haben sogenannte Mi
grantenkinder, d. h. Jugendliche mit min-
destens einem ausländischen Elternteil.

Das vergleichsweise schlechte Ab-
schneiden der westdeutschen Schul
standorte resultiert insbesondere aus 
den schlechten Ergebnissen der Migran-
tenkinder, die im Westen einen großen 
Teil der Schüler stellen, und den aus den 
neuen Ländern zugezogenen Schülern. 
Werden Binnenwanderungs- und Immi-
grationseffekte außen vor gelassen, lie-
gen Schüler aus Bayern bei den Kennt-
nisständen knapp vor Schülern aus Thü-
ringen. Der durchschnittliche Anteil 
richtiger Antworten erhöht sich ohne die 
Immigrations- und Binnenwanderungs-
effekte in Bayern von 51,4 % auf 59,9 % 
und in Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg um 4 bis 5 Prozentpunkte. 
In Sachsen-Anhalt und Thüringen dage-
gen ändert sich die Quote richtiger Ant-
worten nur unwesentlich. 

Die Wissensfragen haben einen un-
terschiedlichen Schwierigkeitsgrad. So 
wurde zum Beispiel bezogen auf den 
Nationalsozialismus gefragt, was un-
mittelbar nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten abgeschafft 
wurde. Von den vier Antwortmöglich-
keiten (Grundrechte, Reichsmark, 
Wehrpflicht und Reisefreiheit) entschei-
den sich knapp 46 % der befragten 
Schüler für die richtige Antwort. 

Bezogen auf die alte Bundesrepublik 
fragten wir u. a. nach dem Begriff „Deut-
scher Herbst“. Die Antwort, nämlich das 
Vorgehen des Staates gegen den Links-
terrorismus in der Bundesrepublik Ende 
der 1970er-Jahre, kennt nur gut jeder 
Zehnte; für knapp jeden Zweiten steht 
der Begriff für die letzten Wochen vor 
dem Fall der Berliner Mauer. In Gesprä-

chen mit Schülern nach der quantitati-
ven Befragung stellte sich heraus, dass 
die gewalttätige Dimension der 68er-
Studentenbewegung und der Linksterro-
rismus überwiegend kein Thema im 
Schulunterricht sind. Die 68er werden 
von vielen Lehrern zumeist als Wegbe-
reiter der „wirklichen Demokratie“ in 
der Bundesrepublik charakterisiert.

Die Frage nach dem Volksaufstand in 
der DDR am 17. Juni 1953 beantwortet 
nur gut jeder dritte Befragte richtig. Die 
Mehrzahl der Schüler identifiziert mit 
diesem Datum entweder die internatio-
nale Anerkennung der DDR als Staat, ei-
nen deutsch-sowjetischen Vertragsab-
schluss oder eine Währungsreform in der 
DDR. Wer die Verantwortung für die so-
zialistische Diktatur trug, weiß nur eine 
Minderheit der befragten Schüler. Inso-
fern verwundert es nicht, dass jeder Fünf-
te die SED für einen Zusammenschluss 
von KPD und NSDAP hält, und eine rela-
tive Mehrheit der Hauptschüler glaubt, 
diese Partei sei aus SPD und NSDAP ge-
bildet worden. Viele Gymnasiasten dage-
gen verschmelzen SPD und PDS zur SED.

Knapp jeder fünfte Schüler weiß, 
wodurch die rot-grüne Bundesregierung 
das deutsche Sozialsystem reformierte – 
die Agenda 2010. Eine relative Mehrheit 
nennt als Reformprojekt den Solidari-
tätszuschlag.

Man mag sich streiten, welche Fra-
gen Jugendliche unbedingt richtig be-

Immigrations- und Binnenwan-
derungseffekte VERSCHLECHTERN den 
Kenntnisstand.
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negatives Bild des Nationalsozialismus. 
Überraschenderweise beurteilen Mi
grantenkinder, insbesondere die mit 
türkischen oder kurdischen Eltern, den 
Nationalsozialismus deutlich besser als 
ihre Altersgenossen (knapp 13 % bzw. 
knapp 16 % positive Urteile). Jugendli-
che mit Eltern aus dem Nahen Osten 
votieren sogar mit knapp 18 % positiv 
über den Nationalsozialismus.

Ein durchgängig positives Urteil 
über die DDR gibt gut jeder zehnte 
Schüler ab und mehr als jeder vierte Ju-
gendliche sieht die sozialistische Dikta-
tur neutral; knapp 63 % haben ein nega-
tives DDR-Bild. Allerdings macht sich 
hier der Einfluss von in der DDR gebore-
nen Eltern stark bemerkbar. Von ihren 
Kindern beurteilen nur gut 50 % die 
DDR negativ, etwa 35 % fällen ein neu
trales und knapp 13 % ein positives Ur-
teil (Schüler mit BRD-Eltern: knapp 74 % 
negativ, gut 21 % neutral und knapp 6 % 
positiv) (Schaubild 5).

Die (alte) Bundesrepublik erzielt bei 
der Systembewertung ein überraschend 
schlechtes Ergebnis: Nur gut jeder dritte 
Befragte sieht sie durchgängig positiv. 
Fast die Hälfte der Jugendlichen hat ein 
neutrales Bild von dem zwischen 1949 
und 1990 existierenden Teilstaat. Ein 
negatives Bild von der Bundesrepublik 
vor der Wiedervereinigung haben gut 
15 %. Kinder mit BRD-Eltern sehen die-
ses System deutlich positiver als die mit 
DDR-Eltern. Einige Schüler kannten es 
überhaupt nicht, sondern glaubten, das 
wiedervereinigte Deutschland sei direkt 
auf den Nationalsozialismus und die 
DDR gefolgt. 

Das wiedervereinigte Deutschland 
schneidet im Vergleich der Systembe-
wertungen erwartungsgemäß eindeutig 
am besten ab. Knapp zwei Drittel der 
befragten Jugendlichen haben ein posi-
tives und nur sehr wenige ein durchgän-
gig negatives Bild von dem Land, in dem 
sie leben. Eine breite Mehrheit betrach-

Demokratie eingestuft.4

Die Ergebnisse der Fragen, auf wel-
chen Feldern die Systeme als gleichwer-
tig einzuschätzen sind, bestätigen die 
Annahme einer unzureichenden Fähig-
keit zur Differenzierung zwischen De-
mokratie und Diktatur bei überraschend 
vielen Schülern. Knapp 40 % der Jugend-
lichen (Migrationskinder: knapp 50 %) 
können nicht durchgängig zwischen den 
charakteristischen Merkmalen und Di-
mensionen von demokratischen und 
diktatorischen Systemen differenzieren. 

Eine nennenswerte Minderheit hält alle 
vier Systeme gleichermaßen nicht für 
Rechtsstaaten, sieht eine gleiche Ge-
währleistung individueller Menschen-
rechte und eine gleiche individuelle 
Selbstbestimmung.5 (Schaubild 4)

Bewertung der Ergebnisse
Die Systembewertungen der Schüler 
sind aber insgesamt und vergleichend 
betrachtet zumindest für eine Mehrheit 
eindeutig: Nationalsozialismus und 
DDR schneiden deutlich negativer als 
die Bundesrepublik vor und nach der 
Wiedervereinigung ab. Allerdings gibt 
es starke Minderheiten unter den befrag-
ten Jugendlichen, die, wenn nicht durch-
gängig gute, so doch einige gute Seiten 
an den beiden Diktaturen entdecken.

Ein durchgängig positives Bild vom 
Nationalsozialismus hat knapp jeder 
zehnte befragte Schüler und ein neutra-
les Bild dieser Diktatur weist etwa jeder 
vierte auf. Etwa zwei Drittel haben ein 

Viele Jugendliche haben aufgrund 
mangelnden Wissens Probleme, die 
Trennlinien zwischen Demokratie 
und Diktatur zu erkennen.
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zwischen den Vorstellungen und Urtei-
len im Hinblick auf die beiden Bundes-
republiken vor und nach der Wiederver-
einigung deutliche Differenzen. Demzu-
folge gibt es unter den Jugendlichen kein 
verbreitetes Bewusstsein für die große 
politisch-institutionelle Kontinuität bei-
der Systeme. Für Jugendliche handelt es 
sich bei der Bundesrepublik vor und 
nach der Wiedervereinigung offensicht-
lich um zwei verschiedene (Lebens-)
Welten. Die Unterschiede, die sie etwa 
hinsichtlich der demokratischen Legiti-
mation von Regierungen oder der Ge-
währleistung von Meinungsfreiheit 
empfinden, lassen sich in der Realität 
nicht wiederfinden. Insgesamt entsteht 
der Eindruck, dass die befragten Schü-
ler in den vier Systemen nicht zwei De-
mokratien und zwei Diktaturen erken-
nen, sondern ein gutes und drei mehr 
oder weniger schlechte Systeme. 

Der zweite Befund bezieht sich auf 
die Bewertungen des geteilten Deutsch-
lands. Die Differenz zwischen der DDR 
und der alten Bundesrepublik fällt über-
raschend gering aus. Die Gegensätzlich-
keit der beiden deutschen Teilstaaten 
auf nahezu allen politischen, wirtschaft-
lichen und sozialen Feldern ist vielen 
Schülern nicht geläufig. So überrascht 
auch nicht, dass knapp jeder zweite die 
Bundesrepublik vor der Wiedervereini-
gung nicht für eine Demokratie und 
knapp jeder dritte die DDR nicht für 

eine Diktatur hält. Den Nationalsozia-
lismus klassifiziert knapp jeder vierte 
Schüler nicht als Diktatur und ebenfalls 
jeder vierte hält das wiedervereinigte 
Deutschland nicht für eine Demokratie.

Stärker noch als die vergleichsweise 
hohe Zustimmung für eine demokrati-
sche Legitimation der nationalsozialisti-
schen und der sozialistischen Diktatur 
überrascht der geringe Anteil der befrag-
ten Jugendlichen, die die alte Bundesre-
publik für durch demokratische Wahlen 
legitimiert halten. Wenn Schüler zu die-
sem Urteil gelangen, stellt sich die Frage, 
was eigentlich im Geschichts- und / 
oder Sozialkundeunterricht vermittelt 
wird (Schaubild 7, S. 18).

Fazit
Zeitgeschichtliche Urteile der Schüler 
resultieren nicht nur aus dem Schulun-
terricht, sondern sind in etwa gleichem 
Maße Ausdruck privater, zumeist fami-
liärer Gespräche über Zeitgeschichte. 
Eltern und Großeltern erzählen über 
das „gelebte Leben“ und beeinflussen 
mehr oder weniger bewusst junge Men-
schen in ihrem Urteil. Bereits Friedrich 
Nietzsche erkannte jedoch, dass Men-
schen dazu neigen, vornehmlich das Po-
sitive der Vergangenheit zu erinnern 
und das Negative zu verdrängen: „Das 
habe ich getan, sagt mein Gedächtnis. 
Das kann ich nicht getan haben, sagt 
mein Stolz und bleibt unerbittlich. End-
lich – gibt das Gedächtnis nach.“6 Inso-
fern ist die Weichzeichnung diktatori-
scher Verhältnisse eher die Regel als  
die Ausnahme.7 Wenn Jugendliche über 
kein oder wenig eigenes historisches 
Wissen verfügen, wirken die Gespräche 
in besonders prägender Weise. Bezogen 
auf die DDR wird ihre diktatorische Di-
mension ausgeblendet und die soziale 
Alltäglichkeit in den Vordergrund ge-

Das wiedervereinigte Deutschland 
schneidet im Vergleich der System-
bewertungen AM BESTEN ab.

tet zweifelsohne das wiedervereinigte 
Deutschland als „ihr“ Land. Allerdings 
fällt das positive Urteil bei Schülern mit 
BRD-Eltern deutlich höher aus als bei 
denen mit DDR-Eltern oder bei Migran-
tenkindern (knapp 72 %; gut 57 %; 
knapp 60 %); von nicht einmal der Hälf-
te der Jugendlichen mit DDR-Eltern, die 
im Westen zur Schule gehen, erhält das 
wiedervereinigte Deutschland eine posi-
tive Bewertung (Schaubild 6). 

Der Zusammenhang von Kenntnis-
sen und Urteilen zeigt sich auch bei den 
Systemeinschätzungen der knapp 1.500 

befragten Migrantenkinder. Sie wissen 
im Durchschnitt besonders wenig, 
dementsprechend können sie histori-
sche Sachverhalte noch schlechter ein-
schätzen als ihre Mitschüler. Zusam-
menfassend bewerten sie den National-
sozialismus (gut 40 % positiv oder neu-
tral) und die DDR (46,5 % positiv oder 
neutral) positiver als der Durchschnitt 
und die (alte) Bundesrepublik und das 
wiedervereinigte Deutschland dagegen 
deutlich negativer als die anderen Schü-
ler. Migrantenkinder votieren selbstver-
ständlich ebenso wie einheimische 
nicht geschlossen, sondern geben ein 
mitunter stark differenziertes Urteil ab. 
So lehnen z. B. nur gut 40 % der Kinder 
türkischer oder kurdischer Eltern eine 
Gleichwertigkeit der Systeme ab, aber 
fast 63 % der Jugendlichen mit Eltern 
aus Mittel- und Osteuropa.

Die Systembewertungen der Jugend-
lichen zeigen insbesondere zwei überra-
schende Ergebnisse: Erstens bestehen 

3. Reich und DDR schneiden NEGATIVER
als die Bundesrepublik vor und nach 
der Wiedervereinigung ab.
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hen oder die „richtige Gesinnung“ zu 
vermitteln.8

Demokratisches Geschichtsbe-
wusstsein insbesondere bei jungen 
Menschen zu wecken und auszubilden, 
ist Aufgabe von Politik, Bildungsinstitu-
tionen und Medien. Kenntnisse und 
Wissen um zeithistorische Zusammen-
hänge sind hierfür eine unbedingte Vor-
aussetzung, die zu vermitteln nicht nur 
dem Schulunterricht, sondern auch der 
Gedenkkultur obliegen. Hier spielen 
Narrative – mündlich und / oder schrift-
lich als Familienerzählung und durch 
Zeitzeugen – eine wichtige Rolle. Sie 
vermitteln und interpretieren die Erin-
nerung an die Vergangenheit und geben 
auf lebendige Weise insbesondere jun-
gen Menschen Auskunft über die kol-
lektiv geteilten Werte, Normen und Vor-
stellungen einer bestimmten Epoche. 

Eine Gesellschaft sollte sich nicht 
nur an negativen Erinnerungen9 abar-
beiten, sondern auch positive kollektive 
Vergangenheitsbezüge schaffen. An de-
nen mangelt es weiterhin im vereinten 
Deutschland. „Befreiung“ bzw. „Frei-
heit“ könnte ein derartiger positiver Be-
zugspunkt sein. Die unterschiedliche 
Befreiung von zwei Diktaturen und die 
dadurch gewonnene Freiheit – im Wes-
ten nach der Gründung der Bundesre-
publik, im Osten nach der Wiederverei-
nigung – schufen die Voraussetzungen 
für die Entstehung und Entwicklung ei-

ner zivilen Gesellschaft, auf die wir zu 
Recht stolz sein können.  ///

/// �PROF. DR. KLAUS SCHROEDER
ist Leiter des Forschungsverbundes SED-
Staat der FU Berlin sowie der Arbeits-
stelle Politik und Technik des Otto-Suhr-
Institutes. 
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von Schülern – ein Ost-West-Vergleich, München / 
Stamsried 2008.

  2 �Vgl. Schroeder, Klaus / Deutz-Schroeder, Monika / Quas-
ten, Rita / Schulze Heuling, Dagmar: Später Sieg der Dik-
taturen? Zeitgeschichtliche Kenntnisse und Urteile von 
Jugendlichen, Frankfurt/Main u. a. 2012.

  3 �Ursprünglich sollte die Befragung in allen Bundes-
ländern erfolgen. Leider lehnten die meisten Län-
der eine Teilnahme ab. Offenbar befürchteten sie, 
mit ernüchternden Ergebnissen, mangelndem 
zeitgeschichtlichen Wissen und schrägen Urteilen 
konfrontiert zu werden.

  4 �Schroeder / Deutz-Schroeder / Quasten / Schulze 
Heuling: Später Sieg der Diktaturen?, S. 368 ff.

  5 �Ebd., S. 371 ff.
  6 �Nietzsche, Friedrich: Jenseits von Gut und Böse 

IV, München 1978, S. 86.
  7 �Vgl. auch Mitscherlich, Margarete: Erinnern, Ver-

gessen und Verdrängen, in: Die Radikalität des 
Alters, Frankfurt 2010, S.62 f. 

  8 �Zum Bildungswert der Historie vgl. auch Kraus, 
Josef: Der historische Analphabetismus greift um 
sich, in: FAZ, 21.6.2012.

  9 �Selbstverständlich ist es weiterhin notwendig, die 
Einzigartigkeit des Zivilisationsbruchs durch die 
Nationalsozialisten und die Menschenrechtsver-
letzungen der DDR zu erinnern. Die beiden Dikta-
turen sollten zudem nicht gleichgesetzt werden. 
Der gewaltige Unterschied zwischen den Verbre-
chen des NS- und des SED-Staates darf nicht aus 
dem Blick geraten: Die DDR hat weder Millionen 
Menschen nahezu fabrikmäßig umgebracht noch 
entfesselte sie einen Weltkrieg. Die rechtstotalitä-
re Diktatur war zudem „hausgemacht“, die links-
totalitäre fremdbeherrscht. Weder dürfen die nati-
onalsozialistischen Verbrechen relativiert noch 
das Unrecht im SED-Staat banalisiert werden.

Es BRAUCHT mehr und besseres 
historisches Wissen sowie 
Geschichtsbewusstsein.

rückt. Dies bleibt nicht ohne Folgen für 
das historische und aktuelle Selbstver-
ständnis einer Gesellschaft. 

Um dem durch Nichtwissen gepräg-
ten Urteilen entgegenzuwirken, bedarf 
es in der Gesellschaft eines Bewusstseins 
für (gemeinsame) Vergangenheiten – ne-
gative, aber auch positive –, die Orientie-
rung für Gegenwart und Zukunft geben 
können. Ein derartiges Geschichtsbe-
wusstsein muss Teil des gegenwärtigen 
Selbstverständnisses des Einzelnen und 

der Gesamtgesellschaft sein. Es bildet 
die Grundlage von Werten, Interessen, 
Erwartungen und Handlungen. Somit 
ermöglicht Geschichtsbewusstsein die 
Interpretation der Vergangenheit und 
bietet gleichzeitig Gegenwarts- und Zu-
kunftsorientierung. 

Aus der Geschichte lässt sich lernen, 
allerdings nicht ohne grundlegende 
Kenntnisse über sie. Historische Kennt-
nisse sind unverzichtbar und wesentlich 
für die historische Urteilsbildung. Ohne 
sie sind Bewertungen des historischen 
Geschehens lediglich Vorurteile, Kli-
schees, Bekenntnis- oder Gesinnungs-
formeln oder öffnen Legenden Tür und 
Tor. Erst die Vermittlung von grundle-
genden historischen Kenntnissen und 
der Werte eines freiheitlich-demokrati-
schen Gemeinwesens konstituiert ein 
Geschichtsbewusstsein, das mehr ver-
mag, als nur Fakten aneinander zu rei-

Quelle: Schroeder, Klaus / Deutz-Schroeder, Monika /Quasten, Rita /Schulze Heuling, Dagmar: Später Sieg der Diktaturen? Zeitgeschichtliche 
Kenntnisse und Urteile von Jugendlichen, Frankfurt / Main 2012, S. 370.

Die zeitgeschichtlichen Urteile der 
Schüler sind geprägt von außerschu-
lisch SCHÖNGEFÄRBTEN Erzählungen.
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„Das“ Volk? Volk heißt Pluralität
Wir haben es in jüngster Zeit mit einer 
Bewegung zu tun, deren Sympathisan-
ten sich im Wesentlichen gesellschafts-
politisch herausgefordert oder unbehag-
lich fühlen, die aber weder „die“ Politik, 
noch gar „das“ Volk repräsentieren. Für 
„das“ Volk kann solch eine Bewegung 
schon deswegen nicht stehen, weil sie 
selbst in sich höchst heterogen ist. Da-
mit ist sie freilich wie das Volk.

Denn die Frage „Wer ist das Volk?“ 
lässt sich nur mit Blick auf dessen Plura-
lität beantworten. Exakt aus dieser Plu-
ralität erwächst wiederum die Kritik an 
solchen Bewegungen wie PEGIDA. Das 
Volk mag eine staatsrechtliche Größe 

/// Wer ist das Volk?

sein. Real existiert es nur in seiner Viel-
falt, solange man ihm nicht ideologische 
Einheitlichkeit aufzwingt. In seiner 
Vielfalt wird es auch politisch repräsen-
tiert. Dafür steht etwa, vom Bundesver-
fassungsgericht so definiert, zentral die 
Oppositionsfreiheit, weil selbstver-
ständlich auch Opposition dem Volk 
gleichberechtigt Ausdruck gibt, keines-

ODER: WAS IM WANDEL BESTEHEN 
UND VOR DEM VERGESSEN BEWAHRT 
WERDEN MUSS

HEINRICH OBERREUTER /// Wenn die Herrschaft im Staat wie ehedem in der DDR 
ihre ohnehin schüttere Legitimität verspielt hat, ist die Parole „Wir sind das Volk“ 
nachvollziehbar, selbst wenn sie seinerzeit nicht von jedermann geteilt wurde. Diese 
Parole aber für eine beliebige Protestdemonstration in Anspruch zu nehmen, ist 
anmaßend. Warum? Weil die Legitimität dieser Demokratie außer Zweifel steht, weil 
ihre Normen selbst das Recht auf Kritik und Protest einräumen, und weil Gegensätze 
in Richtungs- wie Detailentscheidungen längst keine Situation begründen, in der  
– im Kern revolutionär – „das“ Volk gegen „die“ Macht aufsteht. 

Protest, Opposition, Ausdruck der Meinungsvielfalt … aber nicht Volkes Stimme!

wegs nur die regierende Mehrheit. Dem 
gehen in der Gesellschaft die Freiheit 
der Gedanken und die Freiheit, sie aus-
zusprechen, voraus, also auch das 
Recht, Unsinn zu reden und zu denken, 
und zu wählen. 

Es mag befremdlich klingen, ist aber 
doch banal: Der Grundrechtschutz un-
tersagt dem Staat, Qualitäten von Mei-
nungen zu bewerten, er gewährleistet 
vielmehr ihre öffentliche Äußerung. Der 
bewertende, streitige Diskurs kommt 
aber sehr wohl der Gesellschaft zu. Rede 
und Gegenrede haben uns letztlich auch 
aktuell das vielfältig differenzierte Volk 
vor Augen geführt. Wenn die Meinungs-
freiheit für die freiheitliche Demokratie 
„schlechthin konstituierend“ ist, ist die 
Erwartung durchaus verständlich, diese 
Freiheit möge informiert und rational 
ausgeübt werden. Gleichwohl ist diese 
Erwartung oft genug eitel.

Wir bewegen uns im Kernbereich 
der Demokratie, besser, des demokrati-
schen Verfassungsstaats. Denn worauf 
beruht das ihn tragende Prinzip der legi-
timen Vielfalt? Es beruht auf der in 
Menschenwürde und Menschrechten 
gründenden Freiheit des Individuums. 
Daraus folgt alles andere – liberale, offe-
ne Gesellschaft, Staatsordnung und po-
litische Willensbildung. Pluralismus ist 
also alles andere als wertrelativistisch.

Wenn aber über die Identität der 
Deutschen – wieso eigentlich nicht? – 
diskutiert werden soll, dann gehören 

Vielfalt ist NICHT wertrelativistisch.

Volk heißt PLURALITÄT.
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nicht nur Geschichte, Kultur und Spra-
che dazu. Zu dieser Identität gehört 
auch jener schmale Grundkonsens über 
Menschwürde und Freiheit, ohne den es 
keine Vielfalt gäbe. Wir sehen, dass ein 
Teil unserer Gesellschaft, herausgefor-
dert durch andere Kulturen, sich vor-
nehmlich in dem findet, was er nicht 
will und nicht sein möchte. Zu wissen, 
was man nicht will, führt aber keines-
wegs zu einem positiven Konsens und 
sei er noch so schmal. Wer Identität, wer 
Patriotismus verteidigt, muss stets die 
Menschwürde mitdenken. Solange er 
das tut, kann er kaum ein Extremist 
sein. Tut er es nicht, verlässt er den Bo-
den unseres Verfassungsverständnisses. 
Zugespitzt könnte man sagen: Er bür-
gert sich aus. Und: Wer zu uns kommt, 
hat Anspruch auf humanen Respekt.

Aber umgekehrt hat dieses Gemein-
wesen auch einen Anspruch auf Respek-
tierung seiner eigenen wertgebundenen, 
säkularen Freiheitsordnung. Deren De-
montage, die Demontage von Pluralität, 
ist niemandem erlaubt, weder zugewan-
derten, noch einheimischen Extremis-
ten. Aber ich kann auch nicht erkennen, 
dass die Anregung zur Integration in 
diese Freiheitsordnung eine Zumutung 
wäre, solange Pluralismus selbst nicht 
als Zumutung empfunden wird – wie 
von Fundamentalisten jeglicher Cou-
leur. Das heißt, auch Integrierte werden 
zum Volk gehören. Und „das“ Volk wird 
sich um Nuancen verändern – wie je.

Kommunikation stiftet Legitimität
Es ist eine alles andere als neue Erkennt-
nis, dass Kommunikation der Kitt ist, 
der ein zuträgliches Maß gesellschaftli-
cher Integration bewirkt, der im Grunde 
auch eine Selbstentfaltung des Individu-
ums ermöglicht. Dass Kommunikati-
onsdefizite Politikkrisen bewirken kön-

nen, ist ebenso wenig neu. Gerade die 
Demokratie beruht auf aktueller Legiti-
mitätsgewinnung durch Kommunikati-
on. Wie soll auch ohne sie Vertrauen 
gewonnen werden? 

Dessen Verfall erleben wir seit etwa 
zwei Jahrzehnten in allen liberalen De-
mokratien, nicht zuletzt in Europa mit 
rechter und linker Populismusresonanz 
in den Parteiensystemen, übrigens in 
weit größerem Umfang als in Deutsch-
land in Frankreich, Österreich, Belgien, 
Niederlande, Dänemark, England, Itali-
en, Spanien, Griechenland usw. Zynis-
mus und Verachtung gegenüber der poli-
tischen Elite „within the beltway“, die 
also innerhalb des Washingtoner Auto-
bahnrings agiert, sind z. B. gerade auch 
in den USA seit langem tief verwurzelt – 
nicht erst seit Trump. Auch in Großbri-
tannien gibt es Vertrauensbrüche zwi-
schen „London“ und dem Land,  
und entsprechende Vertrauenseinbrüche 
kennen wir hierzulande ebenso. Grund-
legende Veränderungen der Politik, ihre 
zunehmende Komplexität (Internationa-
lisierung, Globalisierung, Euro- und Fi-
nanzkrise, Systemumbrüche) und damit 
verbundene Erklärungs- und Verständ-
nisschwierigkeiten sind dafür verant-
wortlich, Kommunikationsdefizite also. 

Antibewegungen und Antiparteien 
zogen daraus Nutzen. Hierzulande herr-
schen schon seit einer ganzen Weile An-

Abbildung 1: Vertrauen der Bürger in die politischen Parteien 
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Abbildung 2: Mitgliederentwicklung CDU und SPD seit 1990 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Niedermayer, Oskar: Parteimitglieder in Deutschland: Version 2017. Arbeitshefte aus dem Otto-
Stammer-Zentrum, Nr. 27.
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Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen in Deutschland bis 2017 

Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen in Deutschland von 1949 bis 
2017 

Quelle: Bundeswahlleiter ID 2274 
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Jahre von 1949 bis 2017 

Weitere Angaben zu dieser Statistik, sowie Erläuterungen zu Fußnoten, sind auf Seite 8 zu finden. 

Abbildung 4: Fähigkeiten der Abgeordneten

Quelle: Thomas Petersen: Die Sehnsucht nach politischer Orientierung, in: FAZ v. 23.5.2012.

Abbildung 3: Abgeordnete als Interessenvertreter der Wähler
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tistimmungen. Was in jüngster Zeit aus-
gebrochen ist, ist keineswegs neu. Neu 
ist aber die Artikulations- und Organi-
sationsbereitschaft. Das kritische Bild 
von den Eliten „within the beltway“ lie-
fert uns einen Erklärungsansatz wie 
gleichermaßen das Bild von der Bonner 
Käseglocke oder der Berliner Glaskup-
pel, welche den Politik- und Medienbe-
trieb überwölben. Es ist der Unterschied 
zwischen den „Ins“ und „Outs“, zwi-
schen „Oben“ und „Unten“, zwischen 
elitär abgehobenem Establishment und 
„einfachen“, in ihren Interessen sich ver-
nachlässigt fühlenden Bürgern. Es ist 
wie im Westen nach 1968, aber ohne die 
damalige Ideologie, eine Systemkritik, 
die das politische Personal, Institutio-
nen und auch die traditionellen Medien 
einschließt. Sie alle verdienen nach die-
ser Sicht kein Vertrauen. (Abb. 1, S. 23)

Den politischen Parteien wird es seit 
jeher entzogen, in jüngster Zeit aber be-
sonders heftig, sowohl allgemein als 
auch speziell, wie sich im Absturz der 
Mitgliederzahlen der Volksparteien seit 
1990 zeigt (ohne dass die kleineren den 
Trend umkehren). (Abb. 2, S. 23)

Als sich die Mitgliederzahlen von 
CDU und SPD im Absturz schnitten, 
ließ sich die Vorsitzende der CDU zu der 
erstaunlich analysearmen Bemerkung 
hinreißen, ihre Partei sei jetzt auf Augen-
höhe mit der SPD angekommen. Umge-
kehrt: Als in der alten, kleineren BRD 
die Parteien mehr als 2 Millionen Mit-
glieder hatten und über 90 % der Wahl-
berechtigten sich an Wahlen beteiligten, 
war in der Politikwissenschaft die These 
von der Legitimationskrise en vogue.

Auch das politische Führungspersonal 
steht in keinem gutem Ruf, weder bezüg-
lich seiner Gemeinwohlfähigkeit noch sei-
ner (intellektuellen, kommunikativen, po-
litischen) Fähigkeiten. (Abb. 3 u. 4, S. 25)

Die Bürger bringen ihren 
zunehmenden VERTRAUENSVERLUST 
in die Politik und die Parteien 
zum Ausdruck.

Quelle: Statista, Der Bundeswahlleiter/ Statistisches Bundesamt

Abbildung 5: Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen seit 1949
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Die Daten signalisieren eine System-
distanz, die sich auch in der rapide ge-
sunkenen Wahlbeteiligung nieder-
schlägt. Deren Anstieg unter skeptischer 
Distanz im Bund 2013 (0,7 %) und 2017 
(4,7 %) dürfte auch auf die Kandidatur 
der AfD zurückzuführen sein, die die, 
in Wahlabstinenz Abgeglittenen  wieder 
mobilisierte. (Abb. 5, S. 25)

Nach verbreiteter Ansicht sprach die 
AfD vernachlässigte Themen an und 
überbrückte dadurch Kommunikations-
defizite. Letztere führten auch zu einem 
Vertrauensentzug gegenüber den Medi-
en. (Abb. 6)

Offensichtlich befindet sich die Legi-
timität stiftende Kommunikation in der 
Krise. Ihre Promotoren in Politik und 
Medien haben Schwierigkeiten, viele 
Teile des Volkes überzeugend zu errei-
chen. Dies zeigen mit dem Aufstieg der 
AfD, der vielleicht trotz der absoluten 
Höhe in den neuen Bundesländern in 
den eigentlich stabilisierten „alten“ Bun-
desländern doch überraschend er-
scheint, die drei Landtagswahlen im 
März 2016, erst recht die Bundestags-
wahl 2017. (Abb. 7, S. 27)

Abbildung 7: Ergebnisse der Landtagswahlen 2016 in Baden-Württemberg,  
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt

Abbildung 6: 
Zeichnen die 
Medien ein  
zutreffendes Bild 
der Flüchtlinge?

Quelle: Der Landeswahlleiter Baden-Württemberg
Bekanntlich hat die AfD bei den 

Nichtwählern besonders mobilisiert 
und eine erhebliche Anzahl an die Ur-
nen zurückgeholt. Dies ist an sich er-
freulich, aber nicht als Resonanz auf die 
von ihr vertretenen Inhalte. Gleichwohl 
hat sie vielen Bürgern das Gefühl ver-
mittelt, mit ihren Positionen wieder ge-
hört zu werden.1 Und dennoch ist die 
(äußerst heterogene) Gruppierung der 
Nichtwähler in allen drei Ländern im 
Vergleich zu den politischen Parteien 
umgerechnet auf die Wahlberechtigten 

die jeweils größte geblieben, bei der 
Bundestagswahl 2017 ist sie gleichstark 
wie die stärkste Partei. (Abb. 8, S. 27, 
Abb. 9 und 10, S. 28)

Die AFD hat sowohl Nicht- als auch 
Wechselwähler mobilisiert.

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11049

Abbildung 8: Wahlergebnis der Landtagswahl Baden-Württemberg 2016   
umgerechnet auf Wahlberechtigte
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Abbildung 9: Wahlergebnis der Landtagswahl Rheinland-Pfalz 2016 
umgerechnet auf Wahlberechtigte

Abbildung 10: Wahlergebnis der Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2016 
umgerechnet auf Wahlberechtigte

Quelle: Infratest dimap

Quelle: Infratest dimap

Große Vorsicht ist angebracht mit Ex-
tremismus- und Nazismusvorwürfen. Sie 
werden von denen erhoben, deren Kom-
munikations- und Gestaltungsversäum-
nisse Segmente unserer Gesellschaft in 
den hier belegten Skeptizismus getrieben 
haben, eine Art Selbstverteidigung durch 
Diffamierung also, welche die Gefahr in 
sich birgt, erst recht Distanz der Skepti-
ker zu den Etablierten zu provozieren. 
Denn die AfD hat ja nicht nur von frühe-
ren Nichtwählern profitiert, sondern von 
CDU, SPD, Grünen, Linken und dem 
Rest, wenn auch in unterschiedlichem 
Ausmaß. Greifen wir hierzu Baden-
Württemberg heraus, nicht weil es be-
sondere Akzente setzte, sondern weil es 
von den drei Ländern am meisten mit 
Bürgerlichkeit und Wohlstand gesegnet 
ist und deswegen weniger „verführbar“ 
erschien. (Abb. 11)

Die Daten zeigen, Unzufriedenheit 
und Vertrauenseinbrüche verteilen sich 
im Parteiensystem durchaus mit Schwer-
punkten, aber keineswegs nur auf der 
konservativen oder „rechten“ Seite.

Typisch für die Bewusstseinslage des 
kritischen Potenzials ist die Auskunft 
zahlreicher AfD-Wähler, u. U. eine 
Wahl der CSU in Erwägung gezogen zu 
haben, hätte diese nur in ihrem Land 
kandidiert. Dass dieser Wert in Rhein-
land-Pfalz am höchsten ist, spricht Bän-
de über die dortige Kommunikations- 
und Wahlkampfführung der CDU und 
deren bundespolitische Implikationen. 
(Abb. 12, S. 30)

Ignorieren und Dämonisierung sei-
tens der klassischen Parteien haben die-
se Wählerpotenziale nicht einge-
schränkt. Ganz im Gegenteil haben sie 
deren Einschätzung, nicht ernst- und 

Abbildung 11: Wählerwanderung von und zu der AfD bei der Landtagswahl in  
Baden-Württemberg am 13. März 2016

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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wahrgenommen zu werden, nur bestä-
tigt. Bevor er auf die Straße drängte, 
hatte sich der Furor gegen etablierte Po-
litik und Medien „längst online“ formu-
liert, simplifizierend, diffamierend, aber 
Sorgen und Ängste von Bürgern aufgrei-
fend, welche „die“ Politik ignorierte, die 
sich gelegentlich auch als alternativlos 
und erklärungsschwach darstellte.2

Das alles rechtfertigt nicht dumpfe 
Fremdenfeindlichkeit und Islamopho-
bie. Es scheint aber doch nach Kommu-
nikation zu verlangen, denn man kann 
in einer zivilisierten Gesellschaft derlei 
Primitivitäten nicht unbearbeitet lassen 
oder übergehen. Angela Merkel hat z. B. 
jüngst gesagt, wir wüssten zu wenig 
über den Islam – ein Appell an Nachar-
beit und besser informierten Diskurs. 
Nur zu! „Man muss nicht mit jedem Idi-
oten reden“ sagt dagegen der evangeli-

Abbildung 12: AfD-Wähler: “Es wäre gut, wenn man die CSU auch hier wählen könnte.” 
(Zustimmung in %)

Quelle: Infratest dimap

sche Theologe und Bürgerrechtler Fried-
rich Schorlemmer. Aber gehören diese 
„Idioten“ nicht auch zum Volk? Und 
sind sie nicht grundsätzlich einen Argu-
mentationsversuch wert? Verfassungs-
rechtlich jedenfalls ist effektive Aus-
grenzung nur ein Mittel gegen explizite 
Verfassungsfeinde und es liegt in den 
Händen der Justiz. Im Alltag sollte man 
zumindest abwägen, ob Ausgrenzung 
von Mitbürgern im Namen der Toleranz 
und des Respekts vor Andersdenkenden 
prinzipiell ein logisches Instrument ist 
und ob sie nicht Gräben zusätzlich ver-
tieft. 

Ist das bloßstellende Argument 
nicht angemessener? Anscheinend 
meint das z. B. auch der Chefredakteur 
der Süddeutschen Zeitung, Kurt Kister 
der schreibt, man müsse „mit ihnen de-
battieren, man muss mit ihnen streiten, 

man muss keineswegs alles verstehen 
wollen“, aber im gleichen Atemzug dem 
Vorsitzenden der SPD die zuhörende, 
unscheinbare Präsenz bei einer Dresd-
ner Debatte der Landeszentrale für poli-
tische Bildung zu PEGIDA verübelt.3 
Als ob es nicht auch ein Signal sein 
könnte zuzuhören, wo der Vorwurf er-
hoben wird, die Politik höre nicht mehr 
zu, ein Signal, das durchaus zur Diffe-
renzierung zwischen der „widerwärti-
gen Minderheit“ von „Nazis, Hooli-
gans, Fremdenfeinden und ähnlichem 
völkischen Volk“4 und den Enttäusch-
ten und Entfremdeten beigetragen ha-
ben könnte. 

Nach den Untersuchungen der 
Dresdner Kollegen5 grenzen diese sich 
ohnehin von Rechtsextremen und Hoo-
ligans ab. Allerdings genau diesen eine 
Kulisse für dramatische kommunikative 
Resonanz gegeben zu haben, ist ande-
rerseits zu Recht zu kritisieren. Denn 
blinde oder auch opportunistische Mit-
läuferei bei Radikalen überbrückt Grä-
ben nicht, und es entwertet in der öf-
fentlichen Resonanz die eigene Position. 
Die Radikalen demaskieren, die Besorg-
ten und Enttäuschten informieren – das 
ist die Aufgabe politischer Führung an-
gesichts derartiger Bewegungen. Vor 
Jahrzehnten habe ich den Begriff „kom-
munikative Demokratie“ geprägt. Sie 
verlangt diskursive Überzeugungsar-
beit, fortwährend, nicht nur jetzt ange-
sichts besonderer (vermeidbarer?) Her-
ausforderungen und auf allen Themen-
feldern, nicht nur bei Zuwanderung und 
Integration.

Zur Irreversibilität der säkularen 
Freiheitsordnung

Das Fazit von all dem ist, dass wir im 
Gespräch halten müssen, was uns histo-
risch und nach leidvollen Erfahrungen 

ausmacht, nämlich, über die kommuni-
kative Demokratie hinaus, eine wertge-
bundene politische Ordnung, die aus 
der Würde des Menschen und der dar-
aus folgenden individuellen Entfal-
tungsfreiheit samt aller Chancen und 
Risiken, die diese Freiheit birgt, erfolgt. 
Das ist die Maxime für alle politische 
Ordnung und für alle, die sich am poli-
tischen Leben dieses Landes beteiligen 
wollen. Zu verstehen und zu bewahren 
ist die „säkulare Freiheitsordnung“6 von 
weltanschaulicher Neutralität (aber 
nicht Wertneutralität!). Im Gegensatz 
zu weltanschaulichen Zwängen eröffnet 
sie die Chance zur Pluralität. Deswegen 
z. B. die Trennung von Religion und Po-
litik bzw. Staat. Was in Klöstern und 
Moscheen geglaubt wird, besitzt keinen 
öffentlichen Herrschaftsanspruch. Die-
ser schmale, eine individuelle und öf-
fentliche Entfaltungsfreiheit des Indivi-
duums gewährleistende Basiskonsens 
definiert allein das Maß allgemeiner 
Verbindlichkeit in einem offenen, demo-
kratischen Rechtsstaat. Öffentliche 
Wirksamkeit, politische Repräsentati-
on, verlangen seine Beachtung. 

Normative Orientierungen können 
sich immer nur auf einen relativ schma-
len Grundkonsens richten. In der Tat 
verläuft die zentrale Scheidelinie zwi-
schen Pluralismus und Antipluralismus, 
wobei Pluralität nicht wertneutral, son-
dern das wohl wichtigste Strukturprin-

Es braucht kommunikative Demo-
kratie, die fortwährende DISKURSIVE 
Überzeugungsarbeit leistet.
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zip freiheitlicher Ordnung ist, nämlich 
die Gewährleistung der Entfaltungsfrei-
heit des Andersdenkenden. Man hat 
sich immer gegen allzu weit gehende 
Forderungen nach vermehrter Homoge-
nität in Staat und Gesellschaft gewehrt. 
Diese Gefahr besteht in der Tat immer 
dann, wenn auf die Vielfalt der Meinun-
gen, Lebensstile und Orientierungen 
mit verstärkten Gemeinschafts- und 
Konsenspostulaten und auch solchen 
der Political Correctness reagiert wird. 
Weil totalitäre Systeme Homogenität er-
zwangen, war die Lektion der posttota-
litären Epoche, Konsensforderungen 
einzudämmen und Konflikte in höhe-
rem Maß zu tolerieren. Gerade hier liegt 
ja die Grenze zwischen Weltanschau-
ungssystemen und wertgebundenen 
Ordnungen. Diese Grenze gilt es ebenso 
bewusst zu machen, wie an die Ethik 
des Pluralismus und der Toleranz zu er-
innern, die ein zentraler Ansatzpunkt 
politischer Bildung in der Nachkriegs-
zeit war, nämlich Stereotypen aufzulö-
sen und Toleranz gegenüber Andersden-
kenden zu begründen. Heute gewinnt 
sie in modernisierenden gesellschaftli-
chen Umbrüchen, Generationenkon-
flikten und nicht zuletzt und gerade in 
Zuwanderungs- und Integrationspro-
blemen erneut akute Relevanz. Zu ihrer 
Geltung verhelfen nicht Appelle, son-
dern nur Begründungen aus der Würde 
des Individuums, unabhängig von Her-
kunft, Rasse oder Schicht.

Pluralismus akzeptiert, wäre natürlich 
mit dem Grundgesetz kompatibel. Lei-
der findet Tibi keine Zustimmung im 
Milieu. Aber ein kompatibler Islam 
müsste sich genau auf diese Basis, auf 
den Basiskonsens, gründen. Die Inter-
ventionen der türkischen Religionsbe-
hörde in die religiöse Praxis der Mo-
scheen hierzulande und ihre Anmaßun-
gen, zensierend in die Besetzung islam-
wissenschaftlicher Professuren einzu-
greifen, erstreben genau dies nicht. Da-
bei ist der beschriebene Grundkonsens 
absolut unabdingbar, wenn man das 
Integrationsproblem eines sich u. U. 
entwickelnden Vielvölkerstaates ins 
Auge fasst.

Es bleibt dabei: Das Volk heißt Plu-
ralität.  ///

/// �PROF. DR. DR. HC EM.  
HEINRICH OBERREUTER

ist Politikwissenschaftler und Leiter der 
Redaktion der 8. Auflage des Staatslexi-
kons der Görres-Gesellschaft.

Anmerkungen
  1 �Der Thüringen-Monitor 2017 dokumentiert, dass 

dieses Gefühl die Demokratiezufriedenheit stei-
gen lässt.

  2 �Kaube, Jürgen: Die Kanzlerin hat geredet, aber 
was hat sie gesagt?, in: FAZ, 3.2.15.

  3 �Kister, Kurt: Gabriel hört den Falschen zu, in: SZ 
26.1.2015.

  4 �Ebd.
  5 �Z. B. Patzelt, Werner / Klose, Joachim: PEGIDA, 

Warnsignale aus Dresden, Dresden 2016. 
  6 �Dazu zuletzt: Böckenförde, Ernst-Wolfgang: Der 

säkularisierte Staat. Sein Charakter, seine Recht-
fertigung und seine Probleme im 21. Jahrhundert, 
München 2007.

Diese Maxime der offenen säkularen 
Freiheitsordnung hat die totalitäre Er-
fahrung gelehrt, als Gegenpol zu einem 
ideologischen Übermaß an „Werten“  
(z. B. Rasse oder Klasse) wie auch zur 
Relativierung alles Normativen. Deswe-
gen ist nach dem Grundgesetz die Poli-
tik grundsätzlich ans Recht gebunden 
und auch der verfassungsgerichtlichen 
Kontrolle unterworfen. Wie im gesell-
schaftlichen Wandel diese fundamenta-
le Option Geltung bewahren kann, ist 
eine Herausforderung politischer Ratio-
nalität und politischer Bildung – gerade 
in den Schulen.

Im sozialen Wandel, im Gefolge der 
Individualisierung und Pluralisierung, 
in der Stabilisierung des demokrati-
schen Systems mögen diese Zusammen-
hänge nicht mehr so existenziell wie im 
unmittelbaren Gefolge totalitärer Zeiten 
erfahren werden. Aber sie sind der Kern 
des politischen Unterrichts und des Po-
litischen überhaupt. Solange dieser 
Grundkonsens nicht infrage gestellt ist, 
gibt es jede Freiheit für plurale Entfal-
tungen in Mehrheit und Opposition. 
Aber wenn er infrage gestellt werden 
sollte, dann haben wir die Kriegserklä-
rung gegen die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung. 

Böckenfördes Erkenntnis des mo-
dernen Staats als Emanzipation von 
weltanschaulichen Deutungssystemen 
ist zeitlos und wir müssen sie auf der Ba-
sis historischer (und aktueller) Erfah-
rungen als irreversibel erachten. Genau 
hier sieht Bassam Tibi ja die Herausfor-
derung durch bestimmte, auch stimm-
führende Teile des Islam, welche die 
Trennung von Religion und Politik gera-
de nicht akzeptieren. Tibis „europäi-
scher Islam“, der diese Trennung nach-
vollzieht, individuelle Grundrechte so-
wie gesellschaftlichen und politischen 

Eine säkulare Freiheitsordnung 
eröffnet die CHANCE zur Pluralität.

Ein kompatibler Islam muss den 
BASISKONSENS einer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung 
akzeptieren.
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Politische Studien: Lassen Sie uns mit 
einer grundsätzlichen Frage beginnen. 
Sie haben in der neuen Veranstaltungsrei-
he der Hanns-Seidel-Stiftung einen Vor-
trag zum Thema „Weltordnung in Auflö-
sung?“ gehalten. Wie definieren Sie in 
abstrakter Form den Begriff der „Interna-
tionalen Ordnung“?
Hanns W. Maull: Die Internationale Ord-
nung ist gewissermaßen das Regierungs-

/// Nur Unordnung oder schon in Auflösung

system der Welt. Sie umfasst bestimmte 
Grundprinzipien und Wertvorstellungen 
wie etwa das Gewaltverbot und das Prin-
zip der Souveränität im Umgang der 
Staaten miteinander oder die allgemei-
nen Menschenrechte sowie Institutionen 
wie die Vereinten Nationen mit ihren 
zahlreichen internationalen Organisatio-
nen und Regelwerken zum Umgang mit 
den Weltproblemen. Die Internationale 
Ordnung besteht aus vielen einzelnen 
Teilen und wird von den politischen 

WIE STEHT ES UM DIE 
INTERNATIONALE ORDNUNG?

HANNS W. MAULL /// lehrte von 1991 bis 2013 Internationale Beziehungen und Außen-
politik an der Universität Trier. Im nachfolgenden Interview analysiert er die derzei-
tigen Umwälzungen der Weltpolitik sowie deren Konsequenzen für die Internationale 
Ordnung. Er geht dabei der Frage nach, ob die Weltordnung gar in Auflösung ist. Auch 
sein derzeitiges Buchprojekt „The Growth and Demise of the Liberal International Or-
der“ beschäftigt sich mit diesem Thema.

Ordnungen der Nationalstaaten getra-
gen. Das Weltregieren funktioniert frei-
lich nur teilweise und unvollkommen, 
so, wie es die Prinzipien, Werte und Re-
geln dieser Ordnung vorsehen. Auch das 
gehört zur Internationalen Ordnung, 
ihre ausgeprägte Unvollkommenheit so-
wie Mängel und Defizite.

Politische Studien: In Ihrem Vortrag ha-
ben Sie die Internationale Ordnung bild-
haft beschrieben und dabei zwischen drei 
Aggregatszuständen unterschieden, näm-
lich dem Eisblock, der Verflüssigung und 
dem Gasförmigen. Könnten Sie dies noch 
etwas genauer erklären?
Hanns W. Maull: Ich meine, dass wir 
derzeit aufgrund des rasanten technolo-
gischen Wandels und der von ihm ge-
triebenen Prozesse der Globalisierung 

grundlegende Veränderungen in der Po-
litik erleben und zwar über ihr gesamtes 
Spektrum hinweg, von der Lokalpolitik 
über die nationalstaatliche und die regi-
onale bis hin zur Weltpolitik. Diese 
grundlegenden Veränderungen in der 
Qualität des Politischen versuche ich, 
mit diesem Vergleich zu verdeutlichen. 
Vor 50, noch vor 30 Jahren war die Poli-
tik vergleichsweise verfestigt, manch-
mal vielleicht geradezu erstarrt. Der 
Ost-West-Konflikt dominierte nicht nur 
die Internationale Ordnung, sondern in 
vielen Staaten auch die Innenpolitik. 
Seither haben das Ende des Kalten Krie-
ges und die Globalisierung diese Verfes-
tigungen aufgelöst. Die Politik wird heu-
te von rasanten Veränderungen in Wirt-
schaft und Gesellschaft im Weltmaß-
stab vorangetrieben. Dabei entstehen 

Wird China die USA als weltpolitische Ordnungsmacht ablösen können?

 „Die Internationale Ordnung ist gewissermaßen das 
Regierungssystem der WELT.
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immer wieder neue, unvorhergesehene 
Herausforderungen und Chancen. Die 
internationalen Beziehungen bekom-
men etwas Fließendes, Unberechenba-
res, auf das die Politik nur mühsam re-
agieren kann. Diese Entwicklung könn-
te sich bis hin zu einer weiteren Verän-
derung des Aggregatszustandes der Po-
litik fortsetzen, wenn die noch beste-
henden Elemente der Internationalen 
Ordnung der letzten Dekaden wie etwa 
die internationale Handelsordnung der 
WTO weiter zersetzt würden. Dann 
könnte es zu einem „synchronen Versa-
gen“ der Internationalen Ordnung kom-
men, bei dem viele einzelne Krisen- und 
Erosionsphänomene in Teilen zusam-
menwirken und sich gegenseitig hoch-
schaukeln. Dadurch könnte die interna-
tionale Politik insgesamt so chaotisch 
und gewalttätig werden, dass wir dies 
mit dem Aggregatszustand des Wasser-
dampfs vergleichen könnten.

Politische Studien: Welche konkreten 
Entwicklungstrends destabilisieren der-
zeit die Internationale Ordnung?
Hanns W. Maull: Die beiden wichtigsten 
Trends, die sie unter Druck setzen, sind 
die Globalisierung und die globalen 
Machtveränderungen. Globalisierung 
bewirkt, dass sich für Wirtschaft und 
Gesellschaft überall auf der Welt immer 
neue Chancen, aber auch Risiken erge-

ben, auf die die internationale Politik 
mit ordnungspolitischen Maßnahmen 
reagieren muss. Zugleich ergeben sich 
dadurch, dass Unternehmen, Volks-
wirtschaften und Gesellschaften auf 
diese Chancen und Risiken unterschied-
lich reagieren, Veränderungen in den 
Zuwachsraten des Wirtschaftswachs-
tums zwischen den Staaten und da-
durch auch Machtverschiebungen. Das 
dramatischste Bespiel dafür ist der Auf-
stieg Chinas, das in der Vergangenheit 
statistisch über drei Jahrzehnte hinweg 
ein durchschnittliches jährliches Wirt-
schaftswachstum um die 10 % erzielte 
und dadurch auf dem Weg ist, die USA 
als größte Volkswirtschaft der Welt zu 
überholen. Das hat natürlich auch 
machtpolitische Konsequenzen, die sich 
in den letzten Jahren immer deutlicher 
herausschälten. Von diesen Machtver-
schiebungen profitieren auch andere 
Staaten, generell die des Südens mehr 
als die alten Industriestaaten des Wes-
tens, der insgesamt immer mehr in die 
Defensive geraten ist. 

Aber mindestens genauso wichtig 
wie diese Machtverschiebungen sind 
Prozesse der Machtdiffusion, also der 
Ausbreitung und Ausdünnung von 
Macht. Denn mit der weltweiten Bil-
dungs-, Wissens- und Kommunikati-
onsrevolution haben sich die Möglich-
keiten des Einzelnen sowie sozialer 
Gruppen, ihre gemeinsamen Interessen 
oder Ideen voranzubringen, im Ver-

gleich zu den Machtpotenzialen der 
Staaten relativ deutlich vergrößert. 
Nichtstaatliche Akteure, ja manchmal 
sogar einige wenige oder einzelne Indi-
viduen, haben inzwischen immer wie-
der Einfluss auf den Gang der Weltpoli-
tik ausüben können. Ich denke da im 
Positiven etwa an den Nobelpreisträger 
Mohammed Yunus, der mit seinem 
Konzept der Mikrokredite die Entwick-
lungspolitik revolutioniert hat. Im Ne-
gativen denke ich an Osama bin Laden 
und seine Terrororganisation al Qaida.

Politische Studien: Die EU befindet sich 
seit einigen Jahren in einer schweren Kri-
se, nicht nur wegen des anstehenden Bre-
xit. Trauen Sie den Brüsseler Institutio-
nen noch zu, eine global stabilisierende 
Rolle zu spielen, obwohl sie bereits Pro
bleme haben, Frieden an der eigenen geo-
politischen Peripherie zu schaffen? 
Hanns W. Maull: Ja, die Hoffnung habe 
ich. Aber in der Tat ist das ohne weitrei-
chende Veränderungen in ihren Binnen-
strukturen wie auch in der Gemeinsa-
men Europäischen Außen- und Sicher-
heitspolitik GASP, die in der Praxis ja 
leider nur selten eine tatsächlich „ge-
meinsame“ Politik ist, kaum vorstellbar. 
Dass die EU das Potenzial zu einer sol-
chen Politik hat, wurde in der Vergan-
genheit aber gelegentlich doch durchaus 
erkennbar, etwa bei der Befriedung des 
ehemaligen Jugoslawien nach den Krie-
gen in der ersten Hälfte der 1990er-Jah-
re, beim Atomabkommen mit dem Iran 
oder in der Krise um die russische An-
nexion der ukrainischen Halbinsel Krim 
und der Unterstützung durch den  
Kreml bei den Sezessionsbestrebungen 
in der Ostukraine. 

Die EU kann also in ihrer Nachbar-
schaft durchaus entschlossen handeln 
und etwas bewirken, aber sie muss sich 

anstrengen und besser organisieren als 
das bislang der Fall war. Dabei ist das 
entscheidende Problem, dass die Mit-
gliedsstaaten eigentlich ja gar nicht wol-
len, dass die EU eine eigenständige Au-
ßenpolitik betreiben kann. Was die Re-
gierungen tatsächlich wollen, ist eine 
EU, die ihre eigenen außenpolitischen 
Ziele ohne Wenn und Aber unterstützt. 
Das gilt durchaus auch für Berlin. Auch 
Deutschland ist, bei Licht besehen, kei-
neswegs so pro-europäisch, wie wir uns 
das selbst gerne zugute halten.

Politische Studien: Die USA und Russ-
land gehören zu den zentralen Mächten 
der Gegenwart. Sehen Sie eher Unter-
schiede oder eher Gemeinsamkeiten in 
den internationalen Ordnungsvorstellun-
gen von Wladimir Putin und Donald 
Trump?
Hanns W. Maull: Ich weiß gar nicht, ob 
Donald Trump überhaupt internationa-
le Ordnungsvorstellungen hat. Ich sehe 
da nur einige wenige eher instinktive 
Konstanten wie das Prinzip des „Ameri-
ca first“. In der Regel agiert der Präsi-
dent außenpolitisch in geradezu verant-
wortungsloser Weise unberechenbar, 
nicht aus strategischer Raffinesse, wie 
viele vermuten, sondern weil er in die-
sem Amt heillos überfordert ist. Russ-
lands Präsident Wladimir Putin dage-
gen hat klare ordnungspolitische Vor-
stellungen zur Weltpolitik. Das ist der 
wohl wichtigste Unterschied zwischen 
den beiden Staaten in der Außenpolitik. 
Nach Putins Sichtweise ist Russland 
eine Großmacht mit dem Anspruch, die 
Weltpolitik mit zu gestalten und in sei-
nem eigenen Umfeld als Vormacht zu 
schalten und zu walten. 

Ein anderer wichtiger Unterschied in 
den Außenpolitiken der beiden Staaten 
gehört derzeit eher der Vergangenheit 

 „Mit der weltweiten Bildungs-, Wissens- und Kommunika-
tionsrevolution haben sich die Möglichkeiten, Interessen 
oder Ideen VORANZUBRINGEN, deutlich vergrößert.
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an. Die traditionelle Orientierung der 
amerikanischen Außenpolitik an den li-
beralen menschenrechtlichen und de-
mokratischen Idealen der amerikani-
schen Verfassung wurde unter Trump 
weitgehend aufgegeben und das betrifft 
in diesem Falle nicht nur den Präsiden-
ten selbst, sondern auch die außenpoli-
tischen Apparate und die Diplomatie 
insgesamt. Natürlich hat die Praxis der 
amerikanischen Außenpolitik diesen 
hehren Idealen nur selten völlig entspro-
chen, aber die Aufgabe dieses An-
spruchs unter der jetzigen US-Regie-
rung ist doch bemerkenswert und unge-
wöhnlich. Ich erwarte, dass sich das in 
der Zukunft wieder ändern wird. Die 
amerikanische Außenpolitik kann und 
wird sich von ihren Grundüberzeugun-
gen nicht auf Dauer verabschieden.

Politische Studien: Es wird viel über ein 
künftig stärkeres internationales Gewicht 
Chinas gesprochen. Dabei scheinen eini-
ge Beobachter die Hoffnung zu haben, 
dass Peking dort Gestaltungsmacht auf-
bauen könnte, wo sich Washington wie 
z. B. in der Klimapolitik zurückzieht. Ist 
ein solches Szenario realistisch?
Hanns W. Maull: Ich glaube, dass die chi-
nesische Regierung dies durchaus so 
sieht und es als Chance begreift, ihren 
weltpolitischen Einfluss auf Kosten der 
USA auszubauen. Allerdings sehe ich 

noch nicht, dass China dabei auch wirk-
lich nachhaltige und belastbare Erfolge 
erzielt hätte. Die Schuhe, die die USA als 
weltpolitische Ordnungsmacht inzwi-
schen abzulegen gewillt scheinen, sind 
für China noch viel zu groß. Und die 
Volksrepublik hat noch nicht wirklich 
verstanden, dass unter den gegenwärti-
gen Voraussetzungen der Globalisierung 
und der Machtdiffusion in den internati-
onalen Beziehungen die Rolle einer hege-
monialen Weltordnungsmacht nur mit 
der Zustimmung von und im Zusam-
menwirken mit anderen Mächten und 
Akteuren ausgeübt werden kann. Das 
hatte Präsident Obama sehr genau reali-
siert, Präsident Xi aber noch nicht hinrei-
chend. China bemüht sich derzeit vor al-
lem darum, andere Staaten von sich ab-
hängig zu machen und sie in seinem Sin-
ne zu beeinflussen. Wirkliche Freunde 
macht es sich damit nicht. Außerdem ge-
hören zu einer erfolgreichen Weltmacht 
in den Zeiten der Globalisierung auch ein 
gewisses Maß an Großzügigkeit und die 
Bereitschaft, die Unterhaltskosten für die 
Internationale Ordnung wesentlich 
selbst zu bestreiten und dafür auch An-
passungsleistungen im eigenen Land zu 
erbringen. Davon ist China noch weit 
entfernt. Inzwischen haben sich aber lei-
der auch die USA aus dieser Verantwor-
tung teilweise davongestohlen, und Prä-
sident Trump scheint fest entschlossen, 
diese Demontage der Internationalen 
Ordnung weiter voranzutreiben.

Politische Studien: Sie haben sich inten-
siv mit der Außen- und Sicherheitspolitik 
Deutschlands beschäftigt, die in den letz-
ten Jahren eine Wandlung hin zu mehr 
Verantwortung durchlaufen hat. Wie se-
hen Sie die Rolle Deutschlands in der In-
ternationalen Ordnung, gerade auch im 
Hinblick auf Donald Trump und die trans-
atlantischen Beziehungen? 
Hanns W. Maull: Was die Internationale 
Ordnung derzeit und in Zukunft drin-
gend bräuchte, wären Mächte, die genug 
Gewicht in die Waagschale werfen 
könnten und genug Einfluss besitzen, 
um in Washington und Peking in welt-
politischen Fragen Gehör zu finden. Da-
mit könnten sie verhindern, dass die 
nicht ungefährliche Bipolarität der Welt-
ordnung zwischen den USA und China 
konflikthaft eskaliert, und zugleich auf 
beide, im Sinne einer nachhaltigen inter-
nationalen Ordnungspolitik einwirken. 
Deutschland alleine verfügt über diese 
Voraussetzungen wohl nicht, aber es 
könnte dazu beitragen, die Europäische 
Union entsprechend aufzustellen. Gene-
rell sollte Deutschland vor allem versu-
chen, für seine Ziele einer nachhaltigen 
und anspruchsvollen, also verregelten 
und verrechtlichten Internationalen Ord-
nung Verbündete zu finden und Koalitio-
nen zu schmieden, wo immer sich hier-
für Gelegenheiten ergeben und Partner 
finden lassen. Denn Deutschland ist 
aufgrund seiner außenwirtschaftlichen 

Verflechtungen in besonders hohem 
Maße auf eine gut funktionierende und 
anspruchsvolle Internationale Ordnung 
angewiesen. 

Politische Studien: Lassen Sie uns ab-
schließend in die nahe Zukunft schauen. 
Wie sieht das Europa des Jahres 2030 Ih-
rer Meinung nach aus? Worauf hoffen Sie 
und was erwarten Sie?
Hanns W. Maull: Ich hoffe auf eine Euro-
päische Union mit einer wirklich ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik, die sich zugleich im Inneren neu 
aufgestellt und ihre Krise überwunden 
hat. Es wird sicherlich noch immer ein 
Staatenverbund sein, in dem aber einige 
Aufgaben in der Außen- und der Wirt-
schaftspolitik effektiv vergemeinschaf-
tet sind. Vermutlich wird diese EU im 
Inneren noch stärker ausdifferenziert 
sein als heute, mit einem Kerneuropa, 
das nicht nur in der Wirtschafts- und 
Währungspolitik, sondern auch in an-
deren Bereichen auf dem Weg der Ver-
tiefung weiter vorgeschritten ist als an-
dere Staaten. Und ich erwarte, dass 
Großbritannien 2030 in die EU zurück-
gekehrt sein wird, nachdem es feststel-
len musste, dass Alleingänge unter den 
gegenwärtigen Bedingungen der inter-
nationalen Beziehungen nicht mehr 
tragbar sind. 

 „Die amerikanische Außenpolitik kann und wird 
sich von ihren Grundüberzeugungen auf Dauer NICHT 
verabschieden,

„Deutschland ist aufgrund seiner außenwirtschaftlichen 
Verflechtungen auf eine gut funktionierende 
Internationale Ordnung ANGEWIESEN. 
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Die Fragen stellte Prof. Dr. Martin Wage-
ner, Professor für Politikwissenschaft / 
Internationale Politik an der Hochschule 
des Bundes für öffentliche Verwaltung in 
Haar bei München.  ///

/// �PROF. DR. HANNS W. MAULL 
ist derzeit Senior Distinguished Fellow 
der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(Berlin), Senior Policy Fellow for China’s 
Global Role des Mercator Institute for 
China Studies (Berlin) sowie Adjunct 
Professor of International Relations am 
Bologna Center der Johns Hopkins Uni-
versity.

Ursachen für Populismus
Andreas Voßkuhle, der Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts, erklärte kurz 
nach der Bundestagswahl 2017 besorgt, 
es gebe „offensichtlich eine größere Zahl 
von Bürgerinnen und Bürgern in unserem 
Land, die sich durch die etablierten Par-
teien nicht vertreten fühlen.“ Eine popu-
listische Kraft dürfe nicht aus dem poli-
tischen Diskurs verbannt werden. „Das 
wäre vollkommen falsch, und man wür-
de insofern dann dem Populismusvor-
wurf gerecht, der nämlich genau das tut: 
andere, die anders denken, aus dem po-
litischen Prozess zu verbannen.“1 

/// Nach der Bundestagswahl 2017

Die Ursachen für „den“ Populismus 
(dessen Parteien gehören verschiedenen 
Fraktionen im Europäischen Parlament 
an) sind zwar von Land zu Land mit 
Blick auf die Gewichtung verschieden, 
aber sie ähneln sich, was das Aufkom-
men populistischer Bewegungen betrifft: 
Zu nennen sind – gemünzt vor allem auf 
die rechte Variante des Populismus – die 
oft vernachlässigte sozio-kulturelle Di-
mension (Stichwort „Anti-Multikulti“), 
die sozio-ökonomische Dimension (Stich-
wort „Abgehängte“), die gesellschaftliche 
Dimension (Stichwort „Konsenssoße“), 
die mediale Dimension (Stichwort „Lü-

AFD UND DIE LINKE – WIEVIEL 
POPULISMUS STECKT IN IHNEN?

ECKHARD JESSE /// Wir haben eine Welle des Populismus in Europa, mehr des  
Rechts- als des Linkspopulismus. Auch Deutschland ist davon nicht verschont  
geblieben, wie die Erfolge der Alternative für Deutschland und der Partei Die Linke 
erhellen. Nach einem Überblick zu den Ursachen für den Populismus kommen die 
Wahlkampfstrategien der beiden Parteien bei der Bundestagswahl 2017 ebenso  
zur Sprache wie deren Abschneiden. Es folgt ein Vergleich. Der Beitrag schließt  
mit einigen Thesen.
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genpresse“) sowie die politische Dimen-
sion (Stichwort „Volksverräter“), ohne 
damit alle Aspekte berührt zu haben, 
wie die Vorbehalte gegenüber antiwest-
lichen Positionen in der Außenpolitik 
und antirepräsentativen Positionen in 
der Innenpolitik belegen.

Als populistisch firmiert gemeinhin 
eine Kraft, die „das Volk“ gegen „die 
Elite“ ausspielt. Populisten gerieren sich 
gern als selbstlose „schweigende Mehr-
heit“ („wir hier unten“) gegen „die da 
oben“. Ihnen wird Abgehobenheit vor-
geworfen, wenn nicht gar Korruptheit. 
Oft steht an der Spitze einer populisti-
schen Partei eine Person mit charismati-
scher Ausstrahlung.2 Der diffuse Begriff 
Populismus, das sei zugegeben, eignet 
sich dafür, den politischen Gegner des 
Populismus zu bezichtigen und ihn da-
mit ins Abseits zu stellen.

Sozio-kulturelle Dimension
Die Grünen sind 68er, die Repräsentan-
ten der AfD Anti-68er. Das spätere Phä-
nomen ist maßgeblich eine Reaktion auf 
das frühere. Schließlich stellen viele Po-
sitionen der Grünen mittlerweile Allge-
meingut dar – im Bereich der Atompoli-
tik, der Umweltpolitik, der Klimapoli-
tik, der Familienpolitik, der Genderpo-
litik und nicht zuletzt der Migrationspo-
litik. Die einstigen „Alternativen“ haben 
die Gesellschaft verändert – und sich 

Angst- und Hassparolen 
kennzeichneten den 

Wahlkampf zur Bundes-
tagswahl 2017.

selber durch sie mit (weithin zum Positi-
ven). Die neuen „Alternativen“, mitunter 
natavistisch orientiert, begehren gegen 
den Elitenkonsens auf (etwa Multikultu-
ralismus, Postmaterialismus und Ten-
denzen hin zu einem europäischen Bun-
desstaat). Die Frage ist: Werden sie die 
Gesellschaft ebenso verändern – und 
durch sie sich selber auch?

Deutschland war wohl das erste 
Land, in dem die grüne Bewegung zu 
triumphieren verstand – und ist in Euro-
pa vielleicht das Land, in dem es am 
längsten gedauert hat, bis eine politische 
Kraft reüssieren konnte, welche die nati-
onale Identität auf ihre Fahnen schreibt. 
In dem einen Fall war Deutschland Vor-
reiter, in dem anderen ist es Nachzügler. 
Warum? Zum einen war im wirtschaft-
lich prosperierenden Deutschland Sensi-
bilität für die Gefahren des Raubbaus an 
der Natur früh gewachsen und der Ein-
fluss der 68er besonders stark. Zum an-
deren bremste die Last der nationalsozia-
listischen Vergangenheit das erfolgreiche 
Aufkommen einer politischen Kraft, die 
mit Stolz auf die Heimat Punkte zu sam-
meln sucht, und die Existenz einer star-
ken linken Protestpartei – Die Linke – 
bildete zusätzlich ein Hemmnis. 

Vor allem: Der nicht nur subkutane 
Wandel der Union (mehr der CDU als 
der CSU) zu einer Partei, die nicht mehr 
frühere Positionen aus dem konservati-
ven Lager angemessen repräsentiert, hat 
eine „Repräsentationslücke“ (Werner J. 
Patzelt) offenbart, die nun eine neue 
Kraft füllt. Grüne und AfD stehen sich 
bei dieser Konfliktlinie diametral gegen-
über. 

Sozio-ökonomische Dimension
Mit Blick auf die sozio-ökonomische 
Konfliktlinie zwischen mehr staatsinter-
ventionistischen und mehr staatsfernen 

POPULISTISCHE Bewegungen spielen 
das Volk gegen die Eliten aus und 
stellen diese als abgehoben dar.
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Positionen ist es etwas komplizierter: 
Bei den populistischen Parteien Europas 
gibt es Kräfte, die sowohl nach „mehr 
Staat“ als auch nach „weniger Staat“ ru-
fen. In der Tendenz jedoch dominiert 
Sozialpopulismus. Damit erklärt sich 
der Einbruch der Sozialdemokraten in 
vielen Ländern. Es ist ihre Klientel, die 
zu Kräften des Populismus wandert. 

Das Elektorat der populistischen 
Parteien, das gilt für rechts wie für links, 
stammt vielfach aus einem ähnlichen 
Milieu, dem der sozial schwächeren 
Schichten, die sich als abgehängt emp-
finden. Es handelt sich im Kern um 
„Modernisierungsverlierer“. Diese 
Schichten, zumal im Osten Deutsch-
lands, sind – beispielsweise – mit der 
Migration und ihren Folgen in einer 
Weise konfrontiert, wie dies nicht annä-
hernd für Gutsituierte gilt, die abge-
schottet von Problemzonen wohnen. 

Gesellschaftliche Dimension
Konsenspolitik lähmt! Eine Konsenskul-
tur führt nicht zu mehr Liberaliät und 
Weltoffenheit, eine Kultur des Verdachts 
schüchtert ein. Wer dies ausspricht, 
muss kein Anhänger irgendeiner Form 
des Populismus sein. Wir haben in 
Deutschland eine beträchtliche Diskre-
panz zwischen den Positionen von Eliten 
und denen des „kleinen Mannes“.

Deutschlands politische Kultur war 
besonders nach der deutschen Einheit 
stark von Konsensdenken geprägt: zum 
einen wegen der ostdeutschen, von gro-
ßer Skepsis gegenüber Konfliktbereit-
schaft gekennzeichneten Mentalität, sei 
es wegen notorischer Gleichheitsideolo-
gie, sei es wegen grassierender Proble-
me; zum anderen wegen westdeutscher 
Besitzstandsmentalität, die sich gegen 
Wandel sperrte. Und wer diese oder jene 
Maßnahme als „alternativlos“ apostro-
phiert, suggeriert, andere Positionen sei-
en nicht legitim. 

Zu einer angemessenen Diskussions-
kultur in einer Demokratie gehört es, 
heikle Punkte zu benennen. Das ist zu 
wenig der Fall. In einer offenen Gesell-
schaft sollen Konflikte ausgetragen, 
nicht unterdrückt und auch nicht ein für 
allemal gelöst werden. Demokratische 
Streitbarkeit ist zu wenig entfaltet. Die 
Devise für die Kontrahenten muss lau-
ten: miteinander reden (scharf und 
sachlich), nicht nur übereinander. 

In Deutschland ist durch die Flücht-
lingskrise herkömmliches Konsensden-
ken zerbrochen. Allerdings weist die 
Polarisierung in keine gute Richtung. 
Freund-Feind-Denken hält Einzug, 
ebenso ein vergiftetes Klima. Die Dis-
kussionskultur nimmt Schaden, unbe-
wiesene Vorwürfe machen die Runde. 

Die Stickigkeit des politischen Klimas 
ist ebenso schlimm wie dessen Verro-
hung. Entgleisungen und Ausfälle grei-
fen um sich.

Mediale Dimension
Zuweilen heißt es, der Hinweis auf Kri-
minalität von Ausländern besorge das 
Geschäft randalierender Rechtsextre-
mer. Ist es nicht umgekehrt? Die Tabui-
sierung bekannter Missstände gibt je-
nen Auftrieb, denen die „ganze Rich-
tung“ nicht passt, sei es jetzt in der Mi
grations-, sei es zuvor in der Euro(pa)
politik. Jede Form der political correct-
ness ist abwegig. 

Die jeweilige Position soll in der Sache 
geprüft werden, von wem immer sie 
kommt. Eine Aussage wird nicht von 
vornherein dadurch falsch, dass sie Sahra 
Wagenknecht verficht. Wer darauf hin-
weist, Frauke Petry habe keinen „Schieß-
befehl“ gefordert, ist noch kein Anhän-
ger ihrer Position. Und wer aus Angst vor 
dem „Beifall von der falschen Seite“ eine 
Meinung nicht zur Sprache bringt oder 
einen Sachverhalt unterschlägt, richtet 
sein Argumentationsrepertoire indirekt 
an der Sichtweise des Gegners aus. 

Bei dieser für unsere Zukunft zen
tralen Thematik der Migration ist es un-
erlässlich, auch die „Befindlichkeiten“ 
besorgter Bürger zur Sprache zu brin-
gen. Wohl aus Angst davor, als fremden-
feindlich zu gelten, fehlt mitunter der 
Hinweis, dass viele Flüchtlinge weder 
politisch verfolgt sind noch aus einem 
Kriegsgebiet stammen.

Grassierende Verschwörungstheori-
en sind dann oft eine fatale Folge der Ver-
achtung der Eliten, denen mangelnde In-
formationsbereitschaft unterstellt wird. 
Im Zeitalter der Digitalisierung und der 
sozialen Medien sprießen Mythen. Ge-
sinnungsethik dominiert. Provokationen 

dienen dazu, Aufsehen zu erregen und 
der Macht der als manipulativ empfun-
denen Medien entgegenzuwirken.

Politische Dimension
Die Verachtung der Eliten ist weit ver-
breitet. Abgestimmtes Vorgehen der 
„Etablierten“ kommt nicht gut an. Bürger 
stört, um einige Beispiele zu nennen, 
wenn nach dem Nichtverbot der NPD 
durch das Bundessverfassungsgericht 
nun versucht wird, diese antidemokrati-
sche Partei durch ein „Parteiverbot light“ 
auszuschalten (Stichwort: Entziehung 
der staatlichen Mittel). Bürger spüren die 
Absicht und sind verstimmt, ist der Al-
terspräsident künftig nicht mehr der an 
Jahren älteste Abgeordnete, sondern der 
dienstälteste. Viele fühlen sich nicht für 
voll genommen, einigen sich bei der Aus-
wahl des Bundespräsidenten Union, 
SPD, Liberale und Grüne ohne Not auf 
einen Kandidaten.

Und das Vorgehen aller gegen eine 
populistische Kraft ruft eine Bunker-
mentalität hervor. Eine Solidarisierung 
von Leuten, denen ein solches Vorgehen 
gegen den Strich geht, ist wahrschein-
lich. 

Gelegenheits- und Angebots
strukturen

Offenbar sind die Gelegenheitsstruktu-
ren für populistische Strukturen weit-

KONSENSPOLITIK wirkt lähmend 
und unterdrückt die Diskussion 
heikler Themen.

Populistische Parteien rekrutieren 
sich aus den SOZIAL schwächeren 
Schichten.

Die Sorgen der Bürger in Bezug 
auf Migration und Flüchtlinge 
müssen THEMATISIERT und ernst 
genommen werden.
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aus günstiger als Angebotsstrukturen, 
wenngleich die Rolle einer rhetorisch 
befähigten und charismatischen Spit-
zenkraft wie Nigel Farage, Marine Le 
Pen oder Geert Wilders dem Populis-
mus ausgesprochen nützt.

Für die Therapie heißt dies: weniger 
auf den Populismus zu schauen und ihn 

zu kritisieren, mehr eigene Defizite ab-
zubauen, weniger konsensorientiert zu 
sein, mehr glaubwürdige Lösungen zu 
präsentieren, stärker Pluralismus an den 
Tag zu legen, Äquidistanz gegenüber je-
der Form des Populismus zu wahren, 
Sorgen ernst zu nehmen, political cor-
rectness abzubauen. 

Erstens ist es notwendig, nicht popu-
listisch antidemokratischem Populismus 
glaubwürdig entgegenzutreten, aber 
jede Form des Populismus ist eben nicht 
extremistisch, wobei – zugegeben – die 
Grenzziehung nicht immer einfach ist, 
freilich einfacher als die zwischen po-
pulistisch und nicht-populistisch.

Zweitens ist die Annahme ein Irr-
glaube, diese oder jene Reform beseitige 
den Populismus, entzaubere ihn voll-
ends. Wie zur Zeit der Studentenbewe-
gung oder Anfang der achtziger Jahre 
während der Friedensbewegung gibt es 
ein vagabundierendes Protestpotenzial, 
das sich nicht einbinden lässt. Die Absa-

ge an das Establishment ist grundsätzli-
cher Natur. 

Die AfD
Die 2013 ins Leben gerufene AfD war in 
jenem Jahr knapp an der Fünfprozent-
hürde gescheitert. Als der euro(pa)kriti-
sche Bernd Lucke im Juli 2015 nach ei-
nem Machtkampf dem Gespann um 
Frauke Petry und Jörg Meuthen Platz 
machen musste, setzte die Partei stark 
auf das Thema Flüchtlingskrise, das ei-
nen großen Teil der Bevölkerung beweg-
te. So konnte sie zumal bei den Land-
tagswahlen 2016 reüssieren. Ihr gelang 
es, bei allen 13 Landtagswahlen zwi-
schen den beiden Bundestagswahlen 
2013 und 2017 in die Parlamente einzu-
ziehen, zum Teil mit Ergebnissen von 
über 20 Prozent (Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt). 

Die AfD ist nicht fixiert auf die Kri-
tik an der zeitweise weithin unkontrol-
lierten Einwanderung, auch wenn die-
ses Thema, das Emotionen beflügelt, im 
Vordergrund steht.3 Neue politische 
Gruppierungen üben Anziehungskraft 
auf politische Glücksritter und Traum-
tänzer aus. Die AfD ist dafür ein Bei-
spiel. In ihr mach(t)en sich zunehmend 
radikale Strömungen bemerkbar, wie sie 
etwa der Höcke-Flügel in Thüringen re-
präsentiert. Spitzenkandidaten bei der 
Bundestagswahl 2017 waren Alexander 
Gauland und Alice Weidel.

Wahlprogramm und Wahlkampf
In ihrem 74-seitigen Wahlprogramm 
zur Bundestagswahl 2017 nahmen na-
turgemäß die eng miteinander zusam-
menhängenden Themen der Inneren Si-
cherheit, der Zuwanderung und des Is-
lam eine dominierende Rolle ein. Sie 
plädierte für eine wirksame Bekämp-
fung der Ausländerkriminalität, Zu-
wanderung könne die Probleme der so-
zialen Sicherungssysteme nicht lösen. 
„Die Grenzen müssen umgehend ge-
schlossen werden, um die ungeregelte 
Massenimmigration in unser Land und 
seine Sozialsysteme durch überwiegend 
beruflich unqualifizierte Asylbewerber 
sofort zu beenden.“4 Der Islam, der im 
Konflikt mit der freiheitlich-demokra-
tisch Grundordnung stehe, gehöre nicht 
zu Deutschland. Das Minarett wie den 
Muezzin-Ruf lehnt die Partei ab. „Die 
AfD fordert ein allgemeines Verbot der 
Vollverschleierung in der Öffentlichkeit 
und im öffentlichen Dienst.“5

Besonderes Gewicht legte die Partei 
weiter auf Volksabstimmungen nach 
Schweizer Vorbild, die Aufkündigung 
der Transferunion, den Erhalt des Bar-
geldes, die Ausrichtung der Außenpoli-
tik an deutschen Interessen, die Ab-
schaffung der „Gender-Ideologie“ und 
den Erhalt des mehrgliedrigen Schulsys-
tems. Die AfD plädierte für eine „deut-
sche Leitkultur“ und wandte sich gegen 
„Technologiefeindlichkeit“.

Stärker als im Wahlprogramm war-
tete sie im Wahlkampf mit populisti-
schen Parolen auf. Die Wahl solle zu ei-
ner Volksabstimmung über Migration 
gemacht werden; die Bevölkerung habe 
das Recht, stolz auf die Leistungen der 
deutschen Soldaten in beiden Weltkrie-
gen zu sein. Die Partei, die im Osten ra-
dikaler auftrat als im Westen, stand al-
lein auf weiter Flur. Das brachte ihr ei-

nen Märtyrerstatus ein, zumal die Kon-
kurrenz samt einer Vielzahl an Medien 
die Provokationen aufgriff und die AfD 
als Ganzes zum Teil in eine rechtsextre-
mistische Ecke zu rücken suchte.

Abschneiden bei der  
Bundestagswahl

Für die AfD stimmte mit 12,6 Prozent 
mehr als jeder achte Wähler, womit sie 
ihren Anteil gegenüber der vorherigen 
Wahl fast um das Dreifache zu steigern 
vermochte. Im Osten erreichte die AfD 
21,9 Prozent (Erhöhung fast um das 
Vierfache), im Westen „nur“ 10,7 Pro-
zent (Erhöhung um mehr als das Dop-
pelte). Was wohl keiner vorhergesehen 
hatte: Im sächsischen Freistaat lag die 
Partei, die bundesweit klar auf dem drit-
ten Platz landete, mit 27,0 Prozent sogar 
(knapp) vor der CDU (26,9 Prozent).

Dieser Ost-West-Unterschied ist 
frappant. Gegen die Kanzlerin Angela 
Merkel gab es vor allem im Osten bei ih-
ren Wahlkundgebungen heftige, zum 
Teil aggressive Proteste. Zum einen taten 
sich viele Ostdeutsche schwer mit der ge-
predigten „Willkommenskultur“. Zum 
anderen gewannen nicht wenige von ih-
nen den Eindruck, ihre Lebensleistung 
seit 1990 werde zu wenig gewürdigt. Das 
AfD-Wahlverhalten ist damit wesentlich 
Ausdruck eines Protests. 

Die AfD setzte auf das Thema Flücht-
lingskrise und konnte so bis 2017 in 
13 LÄNDERPARLAMENTE einziehen.

Die Politik muss mit Sachargumenten 
und STREITBAREN Thesen dem Popu-
lismus entgegentreten – political 
correctness funktioniert nicht.

Populistische Parolen kennzeich-
neten den Bundestagswahlkampf 
2017 der AfD: MIGRATION war das 
beherrschende Thema.
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Die Linke
Die Linke, aus der SED hervorgegangen, 
hat sich mehrfach gehäutet. 2007 
schloss sich die Linkspartei/PDS, so der 
Name von 2005 an, mit der vornehm-
lich westdeutschen „Arbeit & soziale 
Gerechtigkeit – Die Wahlalternative“ 
(WASG)6 zusammen. Durch die Hartz-
IV-Reformen war eine gesamtdeutsche 
Partei am linken Rand des politischen 
Spektrums entstanden. Sie konnte das 
Debakel vom Göttinger Parteitag 2012 
– eine Spaltung lag in der Luft7 – insge-
samt gut überwinden. Den beiden Vor-
sitzenden Katja Kipping und Bernd Rie-
xinger ist der Zusammenhalt der Partei 
einigermaßen gelungen. Gleichwohl ste-
hen sich systemüberwindende (vor al-
lem im Westen) und reformerische, stär-
ker pragmatisch ausgerichtete Kräfte 
(vor allem im Osten) nach wie vor ge-
genüber. Durch die Flüchtlingskrise ist 
ein weiterer Konflikt ausgebrochen: 

Die Richtung um Sahra Wagen-
knecht, lange Repräsentantin der Kom-
munistischen Plattform, befürwortet 
ein stärkeres Eingehen auf die Ängste 
der Bevölkerung, auch der eigenen 
Wählerschaft, und sieht sich des Vor-
wurfs ausgesetzt, rechten Populismus 
zu begünstigen. Die Spitzenkandidaten 
der Parteien im Wahlkampf, die Frakti-
onsvorsitzenden Dietmar Bartsch und 
Sahra Wagenknecht, repräsentierten 
unterschiedliche Flügel.

Wahlprogramm und Wahlkampf
Das 134-seitige Wahlprogramm der Par-
tei Die Linke rückte Gerechtigkeit und 
soziale Sicherheit in den Vordergrund. Ihr 
vorrangiges Ziel: Überwindung des Kapi-
talismus. Sie forderte, den Mindestlohn 
auf 12 Euro anzuheben, die Wochenar-
beitszeit bei vollem Lohnausgleich von 40 
auf 30 Stunden zu senken. Eine Kernaus-
sage: „Wir schaffen das Hartz-IV-System 
ab und ersetzen es durch eine bedarfsde-
ckende und sanktionsfreie Mindestsiche-
rung in Höhe von 1050 Euro ohne Sank-
tionen und Kürzungsmöglichkeiten.“8

Das Vermögen der Millionäre soll 
stärker besteuert, die „Zwei-Klassen-
Medizin“ beendet, der Klimawandel ge-
stoppt, der Verfassungsschutz abge-
schafft, das Verbot aller „neofaschisti-
schen“ Organisationen vollzogen, jeder 
Auslandseinsatz der Bundeswehr einge-
stellt und die NATO aufgelöst werden. 
Ferner: „Die Linke will die Ursachen 
von Flucht und Vertreibung bekämpfen, 
anstatt Flüchtende zu bekämpfen und 
deren Fluchtwege zu blockieren.“9

Im Wahlkampf grenzte sich die Par-
tei nicht nur scharf von der AfD ab, son-
dern ebenso, wiewohl nicht so hart, von 
den „bürgerlichen“ (Union, FDP) und 
den linken (SPD, Bündnis 90 / Die Grü-
nen) Kräften. Sahra Wagenknecht, war 
die dominierende Kraft, erwähnte in ih-
ren Reden immer wieder die Vielzahl 
der armen Leute, die sich genötigt se-
hen, Flaschen zu sammeln (wahrlich ein 
populistischer Gemeinplatz), hielt sich 
mit Kritik an Putins Russland auffällig 
zurück, nicht jedoch an Trumps Ameri-
ka. Heftig attackierte sie die linke, als 
„neoliberal“ geltende Konkurrenz. Die 
Partei hatte es in ökonomisch stabilen 
Zeiten mit ihrem Kampf gegen „den Ka-
pitalismus“ schwerer als die AfD. Der 
gemäßigter auftretende Gregor Gysi 

spielte, anders als bei den Bundestags-
wahlen zuvor, keine tonangebende Rolle 
mehr, ebenso nicht Oskar Lafontaine, 
der Ehemann Wagenknechts.

Abschneiden bei der  
Bundestagswahl

Die Linke konnte ihren Stimmenanteil 
gegenüber der Bundestagswahl 2013 
knapp steigern: von 8,4 Prozent auf 8,9 
Prozent. Damit votierte fast jeder elfte 
Wähler für sie. Trotzdem ist sie jetzt nur 
noch die fünftstärkste Kraft, nicht mehr 
die drittstärkste. Wer zwischen Ost und 
West vergleicht, bemerkt einen augen-
fälligen Befund. Die Linke legte im Wes-
ten von 5,6 auf 7,4 Prozent zu, verlor im 
Osten aber 4,9 Punkte: von 22,7 auf 
17,8 Prozent. 

Das relativ gute Abschneiden der 
Partei im Westen resultiert maßgeblich 
aus ihrer zunehmenden Akzeptanz. 
Und diese im Osten schon länger beste-
hende Akzeptanz erklärt paradoxerwei-
se wesentlich ihre dortigen Verluste: Da 
Die Linke im Osten als durch und durch 
etabliert gilt (so stellt sie in Thüringen 
den Ministerpräsidenten, und in Bran-
denburg ist sie Seniorpartner der SPD 
seit 2011), ging ein Teil ihrer früheren 
(und unzufriedenen) Wähler zur AfD, 
stand diese doch für harschen Protest. 
Längst nicht alle Wähler Der Linken be-

griffen sich als Anhänger der von ihrer 
Spitze propagierten „Willkommenskul-
tur“.

Vergleich
Was das Elektorat angeht, gibt es zwi-
schen Der Linken und der AfD Unter-
schiede wie Gemeinsamkeiten. Das Wäh-
lerpotenzial beider Parteien ist jeweils im 
Osten am stärksten (sozialisations- und 
situationsbedingt, verursacht durch die 
Zeit vor und nach 1989/90). Die AfD ist 
im Osten radikaler als im Westen. Bei Der 
Linken ist es umgekehrt. Was die Mitglie-
der (jeweils Ende 2016: Die Linke 58.910; 
AfD 26.409)10 angeht, so ist die AfD im 
Osten weitaus weniger stark als im Wes-
ten,11 anders als Die Linke.12

Im Osten erreichten AfD und Die 
Linke bei der Bundestagswahl 2017 fast 
40 Prozent der Stimmen. Und im sächsi-
schen Freistaat schnitten diese beiden 
Kräfte – zusammengerechnet – 5,7 
Punkte besser ab als CDU und SPD. Bei 
der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt er-
zielten AfD (24,3 Prozent) und Die Lin-
ke (16,3 Prozent) 0,2 Punkte mehr als 
die beiden Volksparteien CDU (29,8 
Prozent) und SPD (10,6 Prozent). Das ist 
ein Menetekel. Die AfD schlug 2017 im 
Osten und im Westen jeweils Die Linke, 
im Gegensatz zu 2013. Ihr Populismus 
stieg auf mehr Zustimmung als jener des 
Pendants. Es gibt nicht nur einen Ost-
West-Gegensatz, sondern auch, wenn-
gleich schwächer, einen Nord-Süd-Ge-
gensatz. Vereinfacht ausgedrückt: „Der“ 
prosperierende Süden ist konservativer, 
„der“ Norden eher linker.

Die Wählerschaft beider Parteien, 
die zu einem beträchtlichen Teil pater-
nalistisch Segnungen des Staates erwar-
tet, ist männerdominiert, bei der AfD 
erkennbarer als bei Der Linken, wie die 
repräsentative Wahlstatistik belegt. 

Sahra Wagenknecht thematisierte die 
Ängste der Bevölkerung und befeuerte 
damit den POPULISMUSVORWURF.

Die AKZEPTANZ Der Linken war 
im Osten deutlich schlechter als im 
Westen.
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Hingegen sind die altersspezifischen 
Faktoren weniger krass. Die AfD ist in 
der Tendenz eine eher junge Partei (im 
Osten wird dies stärker deutlich als im 
Westen), Die Linke in der Tendenz eine 
alte (im Osten ist dies offenkundiger als 
im Westen). Für die Mitglieder gilt das 
noch weitaus stärker. Was die soziale 
Schicht der Wählerschaft betrifft, so 
gibt es Analogien: Die untere Mittel-
schicht dominiert jeweils. 

Rechts- (fixiert auf Antiimmigrati-
on) und Linkspopulismus (fixiert auf 
Antifaschismus) weisen Affinitäten auf 
– in den Feindbildern (etwa Globalisie-
rung, USA, EU) und im Politikstil: 
durch Versprechungen mit Blick auf das 
Füllhorn sozialer Wohltaten. AfD und 
Die Linke hegen die größten Vorbehalte 
gegenüber der Sanktionspolitik in  
puncto auf Russland. Für die AfD, nur 
zum Teil dezidiert antikommunistisch 
orientiert, ist der Hauptgegner nicht Die 
Linke, sondern die Grünen, für Die Lin-
ke, strikt antifaschistisch ausgerichtet, 
hingegen die AfD.

Was die AfD angeht, so lehnt die 
Partei gegenwärtig jedes Regierungs-
bündnis ab, nicht nur im Bund, sondern 
auch in den Ländern. Es gibt zuweilen 
vollmundige Äußerungen: Koalition ja, 
aber nur als stärkster Partner. Die ge-
samte Konkurrenz wendet sich ent-
schieden gegen jegliche Kooperation mit 

der AfD. Wenn vereinzelte sächsische 
Europa-, Bundestags- oder Landtagsab-
geordnete der CDU ein Bündnis in fer-
ner Zukunft ins Spiel bringen, so sind 
die Proteste der eigenen Partei schrill.

Komplizierter fällt das Urteil für Die 
Linke aus: Sie hatte ein Bündnis mit der 
SPD und den Grünen bei einem Entge-
genkommen dieser Parteien, im innen- 
wie im außenpolitischen Bereich, nicht 
ausgeschlossen. Und die Konkurrenz 
blieb auch vage, weil sie wusste, eine Ko-
operation könne ihr schaden. Aber an-
ders als früher hatte die SPD ein Bündnis 
mit Der Linken vor der Wahl nicht eigens 
verworfen. Doch das Wahlergebnis ließ 
ein solches Szenario ohnehin nicht zu.

Abschließende Thesen
•	� AfD und Die Linke weisen zwar viele 

Differenzen auf, aber gleichwohl gibt 
es ebenso gewisse Analogien zwi-
schen ihnen: in der Wählerstruktur 
ebenso wie in den politischen Zielen. 
Sie stehen sich nicht wie Feuer und 
Wasser gegenüber. Die Linke ist 
durch die AfD geschwächt worden, 
da ein Teil des eigenen Elektorats zu 
ihr abgewandert ist.

•	� Bei der AfD ist das populistische Ele-
ment stärker ausgeprägt als das extre-
mistische, bei Der Linken ist es gera-
de umgekehrt. Allerdings liegen Ex
tremismus und Populismus nicht auf 
derselben Ebene, wie oft behauptet. 
Der Extremismus lehnt den demo-
kratischen Verfassungsstaat ab, der 
Populismus „die“ Elite. Populismus 
ist nicht Extremismus light!

•	� In der Politik, der Publizistik und der 
Politikwissenschaft wird die AfD 
weitaus kritischer gesehen als Die 
Linke.13 Das ist so nicht begründet. 
In dem einen Fall wird stark auf Aus-
grenzung gesetzt, in dem anderen 

Fall mehr der Integrationsmechanis-
mus betont. Die nötige Äquidistanz 
ist längst verloren gegangen.

•	� Der Wähler soll die (fehlende) Koali-
tionsbereitschaft der etablierten Par-
teien gegenüber den beiden Flügeln 
erfahren, um nicht „die Katze im 
Sack“ zu kaufen. Bezogen auf die 
AfD wusste er es, bezogen auf Die 
Linke nicht. Diese ließ das künftige 
Szenario ebenso offen wie die SPD. 

•	� Die Existenz der AfD und Der Linken 
im Bundestag fördert den Wettbe-
werbscharakter der Politik. Sie 
schwächt die Konsenspolitik, zugleich 
trägt sie dazu bei, dass sie diese stärkt, 
jedenfalls dann, wenn die Parteien in 
der Opposition verbleiben. Das ist 
eine Paradoxie. Die etablierten Kräfte 
müssen mehr Gelassenheit gegenüber 
der Konkurrenz an den Tag legen.

•	� Weder altes Konsensdenken noch 
neue Polarisierung nützen der deut-
schen Demokratie. Wer Missstände 
zur Sprache bringt und sie beseitigt, 
stärkt die Volksparteien. Wer Tole-
ranz, Offenheit, Fairness und Libera-
lität fordert, fördert gleichermaßen 
den Abbau von Konsensdenken und 
Polarisierung. Dies käme einer 
Schwächung der AfD und Der Lin-
ken gleich. Die Volksparteien sind 
stärker denn je gefordert. Gesundbe-
terei hilft nicht.

•	� Um auf den Ausgangspunkt zurück-
zukommen: Der Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts warnt zu 
Recht pointiert vor dem Gefähr-
dungspotenzial des Populismus: 
„Meiner Ansicht besteht es darin, 
dass die Populisten für sich in An-
spruch nehmen zu wissen, was das 
Volk will, und dass diejenigen, die 
sich gegen dieses anmaßende Wissen 
stellen, Volksverräter sind.“14  ///

Die AfD ÜBERHOLTE sowohl im 
Westen als auch im Osten Die Linke: 
Ihr Populismus stieß folglich auf 
mehr Zustimmung.
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Zuspitzung des Flüchtlingszustroms 
ab September 2015

2015 kamen 890.000 Asylsuchende 
nach Deutschland. Ursprünglich war 
man von 1,1 Millionen ausgegangen. Al-
lerdings lassen sich die sich irregulär 
aufhaltenden Migranten nicht erfassen.1 
Dieser starke Anstieg der Asylsuchen-
den seit 2015 hat in Deutschland und 
Europa eine intensive gesellschaftspoli-
tische Diskussion darüber, wie viele 
Flüchtlinge aufgenommen und vor allen 
Dingen wie viele integriert werden kön-
nen, ausgelöst.

Der größte Teil der Migranten kam 
aus den Kriegsgebieten in Syrien, aber 
auch aus dem Irak, Afghanistan und 
den Ländern Nordafrikas. Mit der 
Schließung der Westbalkan-Route und 
dem EU-Abkommen mit der Türkei ge-
lang es der Bundesregierung, den Zu-
strom an Migranten deutlich zu reduzie-

/// Fluchtursachen bekämpfen und mehr nachhaltige Entwicklung 

ren. 2016 kamen nur noch 280.000 
Flüchtlinge2 nach Deutschland und da-
mit deutlich weniger als 2014 (363.000). 
Im Zeitraum von 2010 bis 2015 hat sich 
die Anzahl allerdings kontinuierlich er-
höht.3 Besonders interessant ist in die-
sem Zusammenhang, welche Entwick-
lung durch die Grenzöffnung seitens der 
Bundeskanzlerin Angela Merkel ab dem 
4. September 2015 einsetzte.

Redakteure der Wochenzeitung 
„Die Zeit” und von „Zeit online” haben 

KOMMUNALE WEGE DEUTSCHER 
ENTWICKLUNGSPOLITIK

SIEGFRIED BALLEIS /// Knapp 2 Millionen Flüchtlinge haben in Deutschland das 
Bewusstsein dafür geschärft, dass nur ein Teil dieser Migranten wirksam integriert 
werden kann. Kommunen wie Bürgern ist inzwischen klar, dass neben der Integration 
auch die Fluchtursachen vor Ort zu bekämpfen sind. Entwicklungspolitik wird mitt­
lerweile nicht mehr als ein exotischer Bereich einiger Fachpolitiker gesehen. Sie geht 
alle an und muss nachhaltig und lösungsorientiert gestaltet sein.

Afrika braucht einen  
Marshallplan, der die 

Eigenverantwortung stärkt. 
Nur so hat die Jugend  

wirklich Zukunftschancen.

Seit 2010 hat sich die Zahl der 
Flüchtlinge nach Deutschland 
kontinuierlich ERHÖHT.
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ein knappes Jahr später detailliert re-
konstruiert, was wirklich geschah. Be-
kanntlich befanden sich am 4. Septem-
ber 2015 bereits Tausende von Flücht-
lingen in Budapest und machten sich 
angesichts der dort herrschenden Zu-
stände von dort zu Fuß oder mit der 
Bahn in Richtung österreichische Gren-
ze auf mit dem Ziel Deutschland. Am 
späten Abend kamen Kanzlerin Merkel 
und der damalige österreichische Kanz-
ler Faymann in einem Telefonat zu der 
Erkenntnis, dass sich die Flüchtlinge 
nur mit Gewalt aufhalten lassen würden 
und es dann zu einer humanitären Katas
trophe kommen würde. Zusätzlicher 
Druck wurde durch Ungarns Minister-
präsidenten Victor Orban aufgebaut. 

Merkel konnte noch ihren Vizekanz-
ler Sigmar Gabriel und Außenminister 
Steinmeier in die Entscheidung einbin-
den, nicht aber ihren weiteren Koalitions-
partner, den Parteivorsitzenden der CSU 
und bayerischen Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer. Nach der Abstimmung 
mit Frau Merkel teilte Faymann Orban 
mit, dass die Flüchtlinge nach Österreich 
einreisen dürften. In den folgenden Wo-
chen kamen täglich im Schnitt zwischen 
6.000 und 8.000, in der Spitze sogar 
13.000 Flüchtlinge in Deutschland an, 
häufig ohne kontrolliert beziehungsweise 
registriert zu werden. Faktisch hatte in 
dieser Situation die Bundesrepublik 
Deutschland die Kontrolle über ihre 
Grenzen verloren. Wie das Bundeskanz-
leramt selbst einräumt, hat der Staat erst 
wieder im Dezember 2015 seine Steue-
rungsfähigkeit zurück erhalten.4

Maßnahmen zur Integration der 
Flüchtlinge

In den Tagen und Wochen nach dem 
Eintreffen der ersten Flüchtlinge am 
Hauptbahnhof in München gingen Bil-

der um die Welt, die enorm viele ehren-
amtliche Helfer zeigten, die die Flücht-
linge willkommen hießen. Deutschland 
erlebte eine Welle der Mitmenschlich-
keit und der Aufgeschlossenheit gegen-
über den Flüchtlingen und seither haben 
sich Hunderttausende von ehrenamtli-
chen Helfern kurz- und langfristig um 
die Betreuung und Integration der 
Flüchtlinge gekümmert und tun dies 
noch. Diese Hilfsbereitschaft wurde al-
lerdings auch begleitet von einer auf-
kommenden Diskussion um die Frage, 
wie hoch die Zahl der Flüchtlinge denn 
sein könne, um sie problemlos zu integ-
rieren. Daraus entspann sich auch eine 
heftige Kontroverse zwischen Angela 
Merkel und Horst Seehofer, der klar 
eine Obergrenze von 200.000 Flüchtlin-
gen pro Jahr postulierte. Diese Kontro-
verse wurde offenkundig, als der Partei-
tag der CSU am 20. November 2015 
einstimmig eine derartige Obergrenze 
beschloss, sich die Bundeskanzlerin 
aber in ihrer anschließenden Rede ein-
deutig dagegen aussprach. Diese Mei-
nungsverschiedenheit zwischen den bei-
den Schwesterparteien dauerte bis zum 
Beginn des Bundestagswahlkampfes 
2017 an. 

Angela Merkel wurde sehr häufig 
mit ihrem Satz „Wir schaffen das.” zi-
tiert. Dieser impliziert, dass die Integra-
tion auch ohne eine zahlenmäßige Be-
grenzung funktioniert. Wenn man sich 

allerdings die derzeitige Situation an-
sieht, liegt die Aufgabe der Integration 
der Flüchtlinge nahezu ausschließlich 
bei den Städten und Gemeinden, die da-
bei dankenswerterweise von vielen eh-
renamtlichen Kräften unterstützt wer-
den. Einen klaren Konsens gibt es bei 
allen in der Integrationsarbeit Tätigen: 
Grundvoraussetzung der Integration ist 
der Erwerb der deutschen Sprache. Das 
bestätigen auch wissenschaftlichen Un-
tersuchungen. Auf den Spracherwerb 
sollte ein den Fähigkeiten der Bewerber 
entsprechendes Arbeitsverhältnis fol-
gen. Leider sind hier Anforderungs-und 
Eignungsprofil häufig nicht deckungs-
gleich.

Die gesellschaftliche Debatte im 
Hinblick auf die Integration von Flücht-
lingen prägen derzeit zwei Denkschu-
len. Die eine geht davon aus, dass die 
Kosten der Integration den Nutzen bei 
weitem übersteigen, während die andere 
der Auffassung ist, dass die integrierten 
Flüchtlinge existenziell notwendig sind, 
um Deutschland angesichts der demo-
graphischen Probleme (Überalterung) 
nachhaltig in einem stabilen Gleichge-
wicht halten zu können.

Fluchtursachenbekämpfung
Parteienkonsens

Sehr schnell machte sich aber auch die 
Erkenntnis breit, dass es wesentlich klü-
ger und zugleich humaner und effizien-
ter ist, die Probleme an der Wurzel zu 
packen, d. h. die Fluchtursachen zu be-
kämpfen. Darüber besteht auch Eini-
gung bei fast allen Parteien, wie deren 
Wahlprogramme zur Bundestagswahl 
2017 zeigen. So heißt es hier beispiels-
weise bei CDU / CSU auf Seite 67: 
„Deutschland hat seine Ausgaben für 
Entwicklungszusammenarbeit seit 2005 
von 3,9 Milliarden auf 8,5 Milliarden in 

diesem Jahr mehr als verdoppelt. Ein 
beachtlicher Teil dieser Mittel wird zur 
Bekämpfung der Fluchtursachen einge-
setzt und trägt dazu bei, dass Menschen 
in ihrer angestammten Heimatregion 
bleiben können.” Im Wahlprogramm 
der SPD findet sich auf Seite 74 ein eige-
nes Unterkapitel „Fluchtursachen be-
kämpfen”. Dort wird ausgeführt: 
„Fluchtursachen wollen wir mit außen-, 
sicherheits- und entwicklungspoliti-
schen Initiativen bekämpfen. Es ist un-
ser Ziel, zerfallende Staaten zu stabilisie-
ren und Gewalt und Bürgerkriege einzu-
dämmen […].”

Im Wahlprogramm der Grünen fin-
det sich ein ganzes Kapitel mit dem Titel 
„Wir schützen Geflüchtete und bekämp-
fen Fluchtursachen” dazu. Konkretisiert 
wird diese Aussage durch folgende For-
mulierung (S. 98 ff.): „Die beste Flücht-
lingspolitik ist und bleibt diejenige, die 
Menschen davor bewahrt, ihre Heimat 
verlassen zu müssen. Eine Politik, die 
daran arbeitet, die strukturellen Ursa-
chen der Zerstörung von Lebensgrund-
lagen langfristig zu beheben […].” Auch 
Die Linke hat in ihrem Wahlprogramm 
ein eigenes Unterkapitel mit der Über-
schrift „Fluchtursachen bekämpfen – 
nicht Flüchtlinge”. Konkret heißt es 
dort: „Über 65 Millionen Menschen 
sind auf der Flucht vor Kriegen, Bürger-
kriegen und Verfolgung. Die meisten 
kommen nicht nach Europa, sondern 

Um die BEGRENZUNG der Flüchtlinge 
besteht eine Kontroverse zwischen 
CDU und CSU.

Fast alle Parteien führen die 
BEKÄMPFUNG der Fluchtursachen in 
ihrem Programm.
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suchen Zuflucht in den Nachbarländern 
ihrer Heimat. Die internationale Flücht-
lingshilfe ist unterfinanziert […].”

Auf der Basis eines derart breiten 
Konsens der unterschiedlichen Parteien 
in dieser Frage kann eine optimale Stra-
tegie zur Bekämpfung der Fluchtursa-
chen entwickelt werden. 

Theorie
Die Staats- und Regierungschefs haben 
beim Gipfeltreffen der Vereinten Natio-
nen am 25. September 2015 die 
2030-Agenda für nachhaltige Entwick-
lung beschlossen. Damit hat sich die 
Weltgemeinschaft erstmals auf feste Zie-
le geeinigt, die in zentralen Politikberei-
chen die nächsten Jahrzehnte maßgeb-
lich prägen werden. Das Hauptziel ist, 
die überfällige Transformation der Volks-
wirtschaften zu einer nachhaltigeren und 
inklusiven Entwicklung voranzutreiben 
und zwar, indem die globale Entwick-
lung sozial, ökologisch und wirtschaft-
lich dementsprechend gestaltet wird. 

Die 17 Oberziele, die von „Armut in 
jeder Form und überall beenden” bis 
„Umsetzungsmittel stärken und die glo-
bale Partnerschaft für nachhaltige Ent-
wicklung wiederbeleben” reichen, wer-
den durch insgesamt 169 Unterziele 
konkretisiert und dienen auch der Besei-
tigung von Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern, so beispielsweise die 
Ziele „Ernährung sichern”, „nachhaltige 
und moderne Energie für alle” oder „Be-
kämpfung des Klimawandels”. Es wur-
de ein klarer Überprüfungsmechanis-
mus der Agenda 2030 verabschiedet, 
d. h. es muss in einem soliden und trans-
parenten Prozess Rechenschaft darüber 
abgelegt werden, welche Fortschritte auf 
nationaler, regionaler und globaler Ebe-
ne unter Einbindung aller Akteure er-
reicht wurden.

Die Politik und Arbeit des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
beziehen sich auf die fünf Kernbotschaf-
ten in der Präambel der Agenda 2030:
•	� Die Würde des Menschen steht im 

Mittelpunkt (people), eine Welt ohne 
Armut und Hunger ist möglich;

•	� den Planeten schützen (planet), Kli-
mawandel begrenzen, natürliche Le-
bensgrundlagen bewahren;

•	� Wohlstand für alle fördern (prosperi-
ty), die Globalisierung gerecht gestal-
ten;

•	� Frieden (peace), Menschenrechte 
und gute Regierungsführung för-
dern;

•	� globale Partnerschaften aufbauen 
(partnership), global gemeinsam vor-
anschreiten.5

Für die kommunale Entwicklungs-
zusammenarbeit ist vor allen Dingen 
das Ziel, „Städte und Siedlungen inklu-
siv, sicher, widerstandsfähig und nach-
haltig machen”, relevant.6 Es korrespon-
diert auch mit dem Klimaabkommen 
von Paris (2015), das ebenfalls die Um-
setzung der Klimaschutzziele auf kom-
munaler Ebene postuliert.

Praxis
Im Oktober 2016 wurde in der ecuado-
rianischen Hauptstadt Quito im Rah-
men der nur alle 20 Jahre stattfindenden 

Habitat-Konferenz eine gemeinsame po-
litische Richtschnur für die Stadtent-
wicklung in den nächsten Jahrzehnten 
beschlossen. Bundesentwicklungsmi-
nister Gerd Müller vertrat hierzu die 
Auffassung, dass sich in den Städten 
entscheide, ob nachhaltige Entwicklung 
und Klimaschutz gelinge. Nur hier kön-
ne Klimakollaps, Elend, Gewalt und 
Flucht verhindert werden. Dafür müss-
ten die Städte als zentrale Akteure zur 
Erreichung der globalen Entwicklungs-
politik- und Klimaziele anerkannt und 
gestärkt werden: „Deshalb fördern wir 
kommunale Partnerschaften und Wis-
senstransfer zwischen den deutschen 
Kommunen und Kommunen in unseren 
Partnerländern.”7

Im Abschlussdokument der Habitat-
III-Konferenz werden sowohl die Ziele 
nachhaltiger städtischer Entwicklung 
beschrieben als auch, wie diese effektiv 
implementiert werden sollen und wel-
che Instrumente dabei anzuwenden 
sind. Außerdem weist das Dokument 
auch die Folgemaßnahmen sowie die 
Evaluierung des gesamten Prozesses 
auf.8

Zu Beginn des Afrika-Jahres in 
Deutschland und der Europäischen 
Union sowie der Schwerpunktsetzung 
Afrika in der deutschen G-20-Präsident-
schaft veröffentlichte das BMZ unter der 
Federführung Müllers im Januar 2017 
die Eckpunkte für einen Marshallplan 
mit diesem Kontinent, nämlich: Ent-
wicklung, Frieden und Zukunft. Das 
Dokument geht davon aus, dass die Ei-
genverantwortung der afrikanischen 
Staaten gestärkt wird und die Zeit von 
„Entwicklungshilfe” und dem „Geber 
und Nehmer”-Konzept vorbei sein müs-
se. Die EU-Mitgliedsstaaten wollen als 
gleichberechtigte Partner zur Verfügung 
stehen.

Den Kern des Marshallplans bilden 
die tragenden Säulen Wirtschaft, Han-
del und Beschäftigung, Frieden und Si-
cherheit sowie Demokratie und Rechts-
staatlichkeit. Das Fundament besteht 
aus Ernährung, Landwirtschaft, Siche-
rung der natürlichen Lebensgrundla-
gen, Energie, Infrastruktur sowie Ge-
sundheit, Bildung und soziale Siche-
rung.

Bemerkenswert am Marshallplan 
ist, dass darin klare Handlungsempfeh-
lungen sowohl für die afrikanischen 
Staaten als auch für Deutschland und 
die internationale Gemeinschaft defi-
niert werden. Damit geht das Dokument 
weit über unverbindliche Zielbeschrei-
bungen hinaus und liefert einen Hand-
lungsrahmen mit konkreten Maßnah-
men. In Kapitel 4.2 „Sicherung der na-
türlichen Lebensgrundlagen” wird bei-
spielsweise darauf hingewiesen, dass 
sich die meisten der vom Klimawandel 
betroffenen Länder der Welt in Afrika 
befinden. Da der Klimawandel elemen-
tare Lebensgrundlagen wie Anbauflä-
chen, Wasserversorgung, Ökosysteme 
und Versorgungsinfrastruktur gefähr-
de, bestehe deshalb der Hauptansatz 
zur Minderung des Migrationsdrucks 
und damit zur Bekämpfung der Flucht-
ursachen darin, dass ein nachhaltiger 
Schutz natürlicher Ressourcen als 

Die AGENDA 2030 gibt die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung 
weltweit vor.

Der Marshallplan für Afrika basiert 
auf Stärkung der EIGENVERANTWOR-
TUNG in den  Entwicklungsländern.
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Grundlage für Wirtschaft und Wohl-
stand erfolgen müsse.9

Zur Bekämpfung von Fluchtursa-
chen und illegaler Migration gibt es den 
EU-Nothilfe-Treuhandfonds für Afrika 
(EUTF) der mit  insgesamt 2,4 Milliar-
den € datiert ist . Mit dem Euro External 
Investment Plan (EIP) werden Investiti-
onen für nachhaltige Entwicklung so-
wie die Bekämpfung von Migrationsur-
sachen und Wiedereingliederungsmaß-
nahmen finanziert. Dieser Fonds ist mit 
3,35 Milliarden € dotiert.10

Auch die zweite Säule des Marshall-
plans, Frieden, Sicherheit und Stabilität, 
ist eine wichtige Maßnahme zur Be-
kämpfung der Fluchtursachen. Krieg 
und Gewalt zerstören in wenigen Wo-
chen, was jahrelang aufgebaut wurde 
und führen zur Vertreibung von Millio-
nen von Menschen. Die Gewährleistung 
von Frieden und Sicherheit ist somit eine 
existenzielle Voraussetzung.

Bedeutung der Kommunen 
Die Kommunen spielten bis Anfang 2013 
in der deutschen Entwicklungspolitik nur 
eine untergeordnete Rolle, obwohl es be-
reits seit 2001 eine dem Ministerium 
nachgeordnete „Servicestelle Kommunen 
in der einen Welt” gibt. Erst mit der Über-
nahme des Amtes durch Gerd Müller er-
folgte eine klare Neuorientierung unter 
besonderer Berücksichtigung der kom-
munalen Entwicklungszusammenarbeit. 

Konzeptionell und empirisch wurde 
der Beitrag der Kommunen bereits im 
Jahr 2009 in einer Studie von Fröhlich 
und Lämmlin in einem Diskussionspa-
pier des Deutschen Instituts für Ent-
wicklungspolitik unter dem Titel „Kom-
munale Entwicklungspolitik in 
Deutschland” beschrieben. Darin wird 
ausgeführt, dass sich immer mehr Kom-
munen im Rahmen von Städtepartner-
schaften in Asien, Afrika und Latein-
amerika engagieren. Weiterhin wird in 
der Studie beschrieben, dass sich die 
globalen Herausforderungen des Klima-
wandels, der Weltfinanzkrise, des inter-
nationalen Terrorismus und der durch 
Armut bedingten internationalen Mi
gration nur durch gemeinsames Handeln 
lösen lasse, was aber von den Regierun-
gen allein nicht zu leisten sei. Kritisch 
vermerkt wird, dass noch nicht geklärt 
sei, in welcher Weise sich die entwick-
lungspolitischen Aktivitäten der Gebiets-
körperschaften unterhalb der Ebene der 
nationalen Regierungen den neuen Prin-
zipien effektiverer Entwicklungszusam-
menarbeit anzupassen haben.11

Von jeher gab es in Deutschland 
kontroverse Diskussionen über das ent-
wicklungspolitische Handeln von Kom-
munen. Während die ordnungspoliti-
schen Puristen davon ausgehen, dass 
Entwicklungspolitik ausschließlich 
Bundes-, allenfalls noch Länderangele-
genheit und damit den Kommunen ver-
schlossen sei, sehen die Pragmatiker die 
Ableitung der möglichen kommunalen 
Entwicklungszusammenarbeit aus dem 
Art. 28 GG gegeben, der das Recht auf 
kommunale Selbstverwaltung garan-
tiert, wonach diese die Angelegenheiten 
ihrer lokalen Gemeinschaft eigenverant-
wortlich regeln und verwalten sollen.12

Dass diese Kontroverse bis zum heu-
tigen Tag andauert, wurde zuletzt in der 

Innenministerkonferenz in Dresden im 
Juni 2017 deutlich. Dort lag ein Vor-
schlag vor, der ein aktives Engagement 
der Kommunen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit vorsah. Leider scheiterte 
die Verabschiedung dieser gemeinsa-
men Erklärung am Widerstand des Frei-
staates Sachsen. Nachdem bei den Fach-
ministerkonferenzen das Einstimmig-
keitsprinzip gilt, konnte folgende For-

mulierung nicht verabschiedet werden: 
„Die IMK begrüßt, dass die Mitwirkung 
der Kommunen an der kommunalen 
Entwicklungszusammenarbeit sowohl 
vom Bund als auch von den Ländern be-
fürwortet und unterstützt und als ein 
wesentliches Element der Umsetzung 
der Agenda 2030 und zur Erreichung 
der 17 Ziele für nachhaltige Entwick-
lung anerkannt wird.“13 Das Scheitern 
ist umso bedauerlicher, als immer mehr 
Städte und Gemeinden, aber auch kom-
munale Spitzenverbände bereits Verant-
wortung übernommen haben und gerne 
weiter übernehmen würden.14

Programme und Instrumente  
der kommunalen Entwicklungs­
zusammenarbeit

Die starken Flüchtlingsbewegungen seit 
2015 haben die Debatte dazu sowie die 
Ursachenforschung ins Zentrum der ge-

sellschaftspolitischen Diskussion ge-
rückt.15 Neben der Frage der Integration 
der Flüchtlinge wird ganz massiv auch 
die Frage nach der Bekämpfung der 
Fluchtursachen gestellt. Dies hat dazu 
beigetragen, dass Entwicklungshilfe 
nicht mehr nur als ein Bereich für Fach-
politiker gesehen wird, sondern insge-
samt auf großes gesellschaftliches Inter-
esse stößt. Auch in der Kommunalpoli-
tik ist sie nun ein Thema. Fälschlicher-
weise wird in diesem Zusammenhang 
häufig behauptet, dass die jeweilige 
Rechtsaufsichtsbehörde das kommuna-
le entwicklungspolitische Engagement 
nicht genehmigen würde. Inzwischen 
bietet das BMZ über die Organisationen 
„Engagement global” und „Servicestelle 
Kommunen in der einen Welt” (SKEW) 
ein breites Spektrum an Instrumenten 
der kommunalen Entwicklungszusam-
menarbeit an.

Die deutschen Kommunen eignen 
sich vor allem auch deshalb als unver-
zichtbare Partner der Entwicklungszu-
sammenarbeit, da Eigenverantwortung 
und dezentrale Entscheidungsfindung 
ihre Markenzeichen sind. Die ca. 2,2 
Millionen Mitarbeiter in den kommuna-
len Verwaltungen einschließlich der 
kommunalen Unternehmen verfügen 
über ein enormes Wissen, das noch sehr 
viel stärker als bisher genutzt werden 
kann.16 Die kommunale Entwicklungs-
zusammenarbeit von „Engagement glo-
bal“ und SKEW basiert auf diesen vier 
Handlungsfeldern: globale nachhaltige 
Kommune; Migration und Entwicklung 
auf kommunaler Ebene; fairer Handel 
und faire Beschaffung sowie Auf- und 
Ausbau kommunaler Partnerschaften. 
Hierzu bieten sie Veranstaltungen an 
und fungieren als Partner bei der Um-
setzung von Projekten auf kommunaler 
Ebene und auf der Ebene der kommuna-

Unter Gerd Müller nahm die Bedeu-
tung der kommunalen Entwicklungs-
zusammenarbeit BEDEUTSAM zu.

Eine gemeinsame Erklärung und 
Befürwortung der Bundesländer 
bezüglich der kommunalen Entwick-
lungspolitik im Juni 2017 SCHEITERTE.
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len Spitzenverbände. Weiterhin werden 
die Kommunen dabei unterstützt, Be-
standsaufnahmen zum Nachhaltigkeits-
management und zur kommunalen Ent-
wicklungspolitik zu erstellen. Im Be-
reich Migration und Entwicklung auf 
kommunaler Ebene besteht der Service 
im Wesentlichen in der Organisation 
von Netzwerktreffen und in der Unter-

stützung bei Bestandsaufnahmen und 
der Erstellung von Studien. Das Thema 
„Fairer Handel und faire Beschaffung” 
ist ein Schwerpunkt des Entwicklungs-
hilfeministers, auch in seinem jüngst er-
schienenen Buch „Unfair! Für eine ge-
rechte Globalisierung”17. Zu diesem 
Themenkomplex gehört auch die Kam-
pagne „Deutschland fairgleicht” sowie 
der Wettbewerb „Hauptstadt des Fairen 
Handels” und das „Netzwerk Faires Be-
schaffungswesen”.

Die kommunalen Städtepartner-
schaften zwischen Deutschland und 
den Entwicklungsländern sind eine Kö-
nigsdisziplin der kommunalen Entwick-
lungszusammenarbeit. Im Rahmen der 
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nati-
onen zielt Nummer 17 genau darauf ab, 
nämlich „Umsetzungsmittel stärken 
und die globale Partnerschaft für nach-
haltige Entwicklung wiederbeleben”18.
Inzwischen gibt es bereits eine ganze 
Reihe kommunaler Klimapartnerschaf-

ten sowie Nachhaltigkeitspartnerschaf-
ten mit Osteuropa. Mit dem Instrument 
„Connective Cities” wird eine internati-
onale Städteplattform für nachhaltige 
Entwicklung zur Verfügung gestellt.19

Für all diese Programme gibt es eine 
differenzierte personelle und finanzielle 
Unterstützung. So wurde 2016 das För-
derangebot „Koordination kommunaler 
Entwicklungspolitik” eingeführt, mit 
der die Kommunen einen maximal 
90-prozentigen Zuschuss für die Perso-
nalressourcen beantragen können. Das 
Kooperationsprojekt „Integrierte Fach-
kräfte für Kommunen weltweit” (IFKW) 
vermittelt gemeinsam mit dem Centrum 
für internationale Migration und Ent-
wicklung (CIM) integrierte Fachkräfte 
für kommunale Partnerschaften. Mit 
„ASA-Kommunal” können junge Leute 
im Alter von 21 bis 30 Jahren dreimona-
tige Praktika innerhalb internationaler 
Kommunalpartnerschaften sowohl in 
Deutschland als auch im Ausland absol-
vieren. Mit dem „Kleinprojektefonds 
kommunale Entwicklungspolitik” er-
halten engagierte kommunale Akteure 
seit 2016 einen Zuschuss (1.000 bis 
max. 20.000 €/90 %) für die Durchfüh-
rung ihrer neuen Maßnahmen und Part-
nerschaften.

Das Förderangebot „Nachhaltige 
Kommunalentwicklung durch Partner-
schaftsprojekte” (NAKOPA) gewährt 
deutschen Kommunen oder Spitzenver-
bänden Zuschüsse für entwicklungspo-

litische Vorhaben in Höhe von 20.000-
250.000 €. Des weiteren gibt es noch 
das „Förderprogramm für kommunale 
Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
projekte” (FKKP).20

Fazit
Den Kommunen steht vom BMZ und 
SKEW ein außerordentlich detaillierter 
Instrumentenkasten zur Verfügung, um 
kommunale Kooperationsprojekte mit 
Städten in Entwicklungsländern voran 
zu bringen. Bedenkt man das enorme 
Potenzial der deutschen Kommunalver-
waltungen einschließlich der Kommu-
nalunternehmen von den Stadtwerken 
bis hin zu den Entwässerungsbetrieben, 
können damit noch wesentlich mehr 
Ressourcen mobilisiert werden, als dies 
jemals nationale oder supranationale In-
stitutionen leisten könnten.  ///

/// �DR. SIEGFRIED BALLEIS
ist Alt-OB der Stadt Erlangen, Vorsitzen­
der des Universitätsbunds der FAU-Er­
langen / Nürnberg sowie Lehrbeauftrag­
ter am dortigen Lehrstuhl für Politische 
Wissenschaften.

Es gibt eine Reihe von FÖRDER-
ANGEBOTEN.

Die kommunale Entwicklungsarbeit 
wird vom BUND begrüßt und 
unterstützt.
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Die derzeitige Lage
Katar hat sich mit seiner pragmatischen 
Haltung gegenüber dem Iran und seiner 
Unterstützung von Muslimbrüdern und 
radikalislamistischen Milizen bei seinen 
Nachbarn unbeliebt gemacht. Der Pau-
kenschlag dazu erfolgte am 5. Juni 2017. 
Saudi-Arabien, die VAE, Bahrain und 
Ägypten brachen die diplomatischen 
Beziehungen zu Katar ab, stellten den 
Wirtschaftsaustausch ein, sperrten den 
Luftraum für katarische Flugzeuge und 
schlossen die Grenzen. Damit war die 
einzige Landgrenze des Emirats blo-
ckiert – aus Saudi-Arabien wurden gro-
ße Mengen Lebensmittel und Baumate-
rial bezogen. Diplomaten wurden zu ei-
ner Ausreise binnen 48 Stunden aufge-
fordert, Bürger Katars binnen zwei Wo-
chen. Saudi-Arabien schloss Katar zu-
dem von der Militärkoalition im Jemen 
aus. Auch die Regierungen Jemens, der 
Komoren, Mauretaniens, der Maledi-
ven, des Senegals und des Tschads bra-
chen die diplomatischen Beziehungen 

/// Der Golfregion droht Instabilität

zu Katar ab, und Dschibuti, Jordanien 
und Niger fuhren sie herunter. Israels 
Außenministers Avigdor Lieberman 
zeigte Sympathie – die israelische Regie-
rung plant derzeit, die katarischen al-
Dschasira-Büros wegen angeblicher För-
derung von Extremismus und Terroris-
mus zu schließen. 

Der Saudi-freundliche US-Präsident 
Trump zeigte sich zunächst von dem 
Vorgehen begeistert, doch Außenminis-
ter Rex Tillersen reagierte vorsichtiger 

DIE KATAR-KRISE UND IHRE FOLGEN

MARTIN PABST /// Seit Juni 2017 durchzieht die Golfstaaten ein beispielloser Riss. 
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) suchen das Emirat Katar 
zu isolieren und unter Druck zu setzen. Zwischen dem „Platzhirsch“ Saudi-Arabien 
und dem neureichen „Emporkömmling“ Katar wird ein erbitterter Konkurrenzkampf 
ausgetragen. Zudem bestehen signifikante außenpolitische Differenzen.

Zwischen Tradition und Moderne: Katars Hauptstadt Doha.

und rief zu einer Verständigung auf. Der 
Emir von Kuwait versuchte zu vermit-
teln, und auch in Europa waren besorgte 
Stimmen zu hören. Nicht zuletzt wegen 
der hohen katarischen Investitionen in 
Deutschland plädierte Außenminister 
Sigmar Gabriel für die Vermeidung wei-
terer Eskalation und empfing demons
trativ seinen katarischen Amtskollegen.

Auslöser der Vorgänge waren von 
der katarischen Nachrichtenagentur am 
24. Mai verbreitete Aussagen des Emirs. 
Zur Überraschung seiner Hörer lobte 
Tamim Bin Hamad Al Thani den Iran 
als eine „islamische Macht, die nicht ig-
noriert werden dürfe“. Die zur Familie 
der Muslimbrüder zählende Hamas be-
zeichnete er als „den legitimen Vertreter 
des palästinensischen Volks“1. Auch wa-
ren Zweifel zu hören, ob sich US-Präsi-
dent Donald Trump im Amt halten kön-
ne. Die katarische Regierung dementier-
te umgehend die Aussagen und rekla-
mierte einen Hackerangriff, doch halten 
sie die Saudis und ihre Verbündeten bis 

heute für echt. Daran konnte auch ein 
Bericht der Washington Post Mitte Juli 
nichts ändern, der unter Berufung auf 
US-Geheimdienstquellen berichtete, 
dass die Falschmeldung möglicherweise 
gezielt aus den VAE platziert worden 
waren. Regierungsmitglieder hätten am 
23. Mai darüber diskutiert, die Websei-
te der katarischen Nachrichtenagentur 
zu hacken. Der Botschafter der VAE in 
Washington dementierte freilich entrüs-
tet alle Manipulationsvorwürfe.2

Außerdem behauptete die Viererko-
alition, dass Katar 1 Milliarde USD Lö-
segeld an Iran-nahe Organisationen im 
Irak und an den al-Kaida-Ableger Hayat 
Tahrir al-Sham (Nachfolger der al-Nus-
ra-Front) in Syrien gezahlt habe. Im Ge-
genzug soll eine 2015 im Irak entführte, 
26-köpfige katarische Jagdgesellschaft 
(inklusive Mitgliedern der Herrscherfa-
milie) freigelassen worden sein, außer-
dem 50 Gefangene in Syrien. Auch die-
ser Vorwurf wurde von der katarischen 
Regierung dementiert.

Seit Juni erfolgt unter Führung 
Saudi-Arabiens eine gezielte 
ISOLIERUNG Katars durch seine 
Nachbarstaaten.
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Die Anschuldigungen gegen Katar
Als Grund für die harschen Maßnahmen 
nannte die Viererallianz die angebliche 
Förderung terroristischer Gruppen durch 
Katar sowie seine iranfreundliche Politik. 
Insbesondere in Saudi-Arabien und den 
VAE schwelt schon länger der Unmut 
über den aufmüpfigen Nachbarn. Ein be-
sonderer Dorn im Auge ist der 1996 ge-
startete, im Besitz der katarischen Herr-
scherfamilie befindliche Fernsehsender 
Al-Dschasira. Im arabischen Raum soll er 
40 Mio. Zuschauer haben. Über die 
Nachbarländer berichtete er zunehmend 
kritisch und mit Beginn des „Arabischen 
Umbruchs“  stellte er sich vielerorts auf 
die Seite der Oppositionellen. Insbeson-
dere entwickelte er sich zum Sprachrohr 
der Muslimbrüder. So rief sein Ableger 
Mubasher Misr (Live Egypt) zum Sturz 
von Präsident Hosni Mubarak auf und 
unterstützte bei den Wahlen die Frei-
heits- und Gerechtigkeitspartei der Mus-

limbrüder. Dies war für Saudi-Arabien, 
noch mehr aber für die VAE, ein Dorn im 
Auge, denn die gut organisierten, antimo-
narchischen Muslimbrüder könnten auch 
am Golf die Bevölkerungen gegen ihre 
traditionellen Herrscher mobilisieren. In 
den VAE waren sie bereits recht stark. 

Katar hat sich in den letzten Jahr-
zehnten zu einem beliebten Exilland 

von Muslimbrüdern entwickelt. Von 
hier erreichte Yusuf al-Qaradawi, ein 
ägyptischer Rechtsgelehrter, mit seinen 
wöchentlichen Fernsehpredigten ein 
zweistelliges Millionenpublikum. Von 
der Hauptstadt Doha aus operierten 
auch wichtige Internetseiten der Mus-
limbrüder. Ende Mai 2017 sperrten Sau-
di-Arabien, Ägypten, Bahrain und die 
VAE die Website von Al-Dschasira. Sau-
di-Arabien schloss zudem das Büro des 
Senders und entzog ihm die Lizenz. 

Anfang 2012 konnte Katar die paläs-
tinensische Hamas im Gasastreifen, eine 
zur Muslimbruderschaft gehörende Par-
tei, zu einer Kursänderung bringen. Po-
litbürochef Khaled Meschal verließ Da-
maskus und nahm seinen Sitz in Doha. 
Im Oktober 2012 hatte Emir Scheich 
Hamad bin Chalifa einen werbewirksa-
men Auftritt im Gasastreifen, dort wur-
de Katar zum wichtigen Sponsor. Das 
Emirat übernahm damit auch eine Rolle 
als Schutzmacht der Palästinenser. Von 
Saudi-Arabien und den VAE wurde dies 
als Anmaßung empfunden. Auch weite-
re Ableger der Muslimbruderschaft wie 
z. B. die Ennahda in Tunesien erhielten 
Unterstützung aus Doha.

Die Viererallianz wirft Katar außer-
dem vor, eine zu iranfreundliche Politik 
zu betreiben. Seit dem Iran-Irak-Krieg 
in den 1980er-Jahren hat sich der politi-
sche Konflikt zwischen den sunniti-
schen Golfstaaten und dem schiitischen 
Iran immer stärker zugespitzt. Insbe-
sondere Saudi-Arabien sieht im revolu-
tionären Islamismus Teherans eine Be-
drohung der eigenen Sicherheit, zumal 
man eine misstrauisch überwachte ara-
bisch-schiitische Minderheit von 10-25 % 
im Land hat (offizielle Zahlen gibt es 
nicht). Ähnlich empfindet es das König-
reich Bahrain. Die sunnitische Herr-
scherfamilie Al-Chalifa sieht sich sogar 

einer schiitischen Zwei-Drittel-Mehr-
heit gegenüber.

Am schwersten wiegt sicherlich der 
Vorwurf, dass Katar Terroristen medial, 
finanziell und militärisch unterstütze. In 
Saudi-Arabien, den VAE und Ägypten 
gelten bereits die Muslimbrüder als „ter-
roristische Organisation“, nur in Bah-
rain werden sie noch geduldet. In Ägyp-
ten wurde am 3. Juli 2013 die gewählte 
Regierung der Muslimbrüder unter 
Staatspräsident Mohammed Mursi 
durch einen offenkundig von Saudi-Ara-
bien und den VAE unterstützten Staats-
streich des Militärs gestürzt. Bei der Nie-
derschlagung anschließender Proteste 
wurden mindestens 800 Muslimbrüder 
getötet und Zehntausende sitzen heute 
in ägyptischen Gefängnissen. Im Wes-
ten sind die Meinungen über die Mus-
limbruderschaft geteilt, ihre summari-
sche Einstufung und Verfolgung als ter-
roristische Organisation stößt freilich 
auf verbreitete Skepsis bzw. Ablehnung. 

Die Vorwürfe der Viererallianz ge-
hen freilich noch weiter: Man beschul-
digt Katar auch, radikalislamistische 
und dschihadistische Gruppen wie z. B. 
die al-Nusra-Front in Syrien, salafisti-
sche Gruppierungen in Tunesien, die 
Ansar Dine in Mali oder die Taliban in 
Afghanistan zu unterstützen. Letztere 
durften 2013 in der Hauptstadt Doha 
ein Verbindungsbüro errichten. Katar 
stellt eine Unterstützung von Terroris-
mus in Abrede, betont jedoch, dass es 
wichtig sei, mit allen Seiten zu reden. 
Das Emirat habe daher in schwierigen 
Situationen wie z. B. bei Geiselnahmen 
als erfolgreicher Vermittler auftreten 
können. Auch müsse versucht werden, 
auf radikale Organisationen Einfluss 
zu nehmen und die gemäßigten von 
den militanten Unterstützern zu tren-
nen. Solche Bemühungen seien häufig 

mit westlichen Staaten abgestimmt ge-
wesen. 

Um den Konflikt zu verstehen, muss 
man in die Vergangenheit zurückbli-
cken. Katar ist eine kleine, gut 11.000 
km2 große Halbinsel am Persischen 
Golf. Gerade einmal 2,7 Mio. Einwoh-
ner leben hier, darunter nur an die 
350.000 Kataris, der Rest sind Gastar-
beiter. Regiert wird es von der Herr-
scherfamilie Al-Thani. Herrscherhaus 
und Einheimische folgen der strengen 
wahabitischen Richtung des sunniti-
schen Islam doch ist Katar weniger fun-
damentalistisch als der ebenfalls waha-
bitische Nachbar Saudi-Arabien. Groß-
britannien schloss 1916 mit Katar einen 
„Schutzvertrag“. Bis 1940 beruhte die 
Wirtschaft auf Fischfang und Perlentau-
chen. Dann wurde Erdöl entdeckt und 
ab 1949 lief die Förderung, doch wurde 
das Emirat nicht so reich wie die Nach-
barn. In den 1970er-Jahren machte man 
sich Gedanken über die künftige Aus-
richtung der Wirtschaft nach einem ab-
sehbaren Ende der Erdölförderung.3

Mit dem Erdgas kam das  
Selbstbewusstsein 

1971 wurden immens reiche Erdgasvor-
räte entdeckt. Gemäß dem BP Statistical 
Review of World Energy vom Juni 2016 
verfügt Katar über die drittgrößten Erd-
gasweltreserven mit 13,1 % Weltanteil.4 
Sein „North Dome Field“ grenzt an das 

Anlass der Isolierung war 
die IRANFREUNDLICHE Haltung 
Katars und dessen Unterstützung
der Muslimbrüder.

Katar sieht sich als VERMITTLER und 
nicht als Unterstützer terroristischer 
Gruppen.
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iranische „South Pars Field“. Zusam-
men sollen sie das größte Erdgasfeld der 
Welt bilden. Bei der Förderung empfiehlt 
sich gegenseitige Abstimmung, weswe-
gen Katar anders als Saudi-Arabien stets 
passable Beziehungen mit dem Iran 
pflegte. Erdgas ist ein Wachstumsener-
gieträger, denn es ist umweltfreundli-
cher als Erdöl und infolge der fortentwi-
ckelten Verflüssigungstechnologie kann 
es als Liquid Natural Gas (LNG) kosten-
günstig in alle Welt verschifft werden. 
Katar hat früh in die LNG-Technologie 
investiert. Das Emirat ist zum weltweit 
zweitgrößten Erdgasexporteur und 
größten LNG-Exporteur aufgestiegen. 
Mit Kunden in Asien hat es Langfrist-
Abnahmeverträge geschlossen. 

Über seinen Staatsfonds hat das 
Emirat weltweit investiert, so 40-45 
Mrd. US-Dollar in Großbritannien, 30-
35 Mrd. USD in Deutschland und 20-25 
Mrd. in Frankreich. Weitere 35 Mrd. 
USD will es in den USA anlegen. In 
Deutschland hält es u. a. Anteile an Ha-
pag-Lloyd, Volkswagen, Deutsche Bank 
und Siemens.

Im Jahr der Erdgasentdeckung 1971 
wurde das Land unabhängig. Es trat 
nicht den neu gegründeten VAE bei, 
sondern wählte wie Bahrain die Unab-
hängigkeit. Mit der dortigen Herrscher-
familie al-Chalifa sind die al-Thani al-
lerdings verfeindet, denn die al-Chalifas 
stammen aus Katar und haben sich im 
von Schiiten bewohnten Bahrain festge-
setzt. Sie haben immer wieder Anspruch 
auf ihre Heimatregion as-Suburah im 
Nordwesten Katars erhoben. Erst 2001 
wurde der Gebietsstreit durch einen 
Schiedsspruch des Internationalen Ge-
richtshofs beigelegt. Es verwundert da-
her nicht, dass Bahrain zu den schärfs-
ten Unterstützern eines harten Vorge-
hens gegen Katar zählt.

Im Jahr 1981 war Katar zusammen 
mit Bahrain, Kuwait, Oman, Saudi-Ara-
bien und den VAE Mitgründer des Golf-
kooperationsrats (GKR). Politisches Ge-
wicht hatte das kleine Land damals 
noch nicht. Mit den Erdgaseinnahmen 
kam der Reichtum. Das kleine Land er-
wirtschaftete 2016 ein nominales Brut-
toinlandsprodukt von 156,7 Mrd. USD. 
Auf jeden Einwohner kam ein BIP-An-
teil von 132.870 US-Dollar (kaufkraft-
bereinigt), womit Katar weltweit an ers-
ter Stelle steht. 

Emir Chalifa bin Hamad al-Thani 
war ein treuer Gefolgsmann Saudi-Ara-
biens, doch 1995 wurde er von seinem 
Sohn Hamad bin Chalifa gestürzt. In 
Verbindung mit dem ehrgeizigen Au-
ßenminister Sheikh Hamad bin Jassim 
bin Jaber Al Thani (im Amt von 1992 bis 
2013) begann eine ambitionierte Außen-
politik, die Katar ein eigenes Profil zu 
geben suchte und zunehmend Saudi-
Arabien Konkurrenz machte. 

Seine immensen Einnahmen aus den 
Gasexporten setzte das Emirat als Soft 
Power ein. Ob im Libanon, Palästina, 
Marokko oder Ägypten – das Emirat 
trat als großzügiger und sichtbarer Ent-
wicklungshilfegeber auf. Auch investier-
te es in zahlreiche arabische Länder. Au-
ßenpolitisch suchte es sich als ehrlicher 
Makler zu profilieren, brachte z. B. 2008 
in Doha ein Ende des Konflikts zwi-
schen dem Hariri- und dem Hisbollah-

Lager im Libanon und 2011 ein Abkom-
men im Darfur-Bürgerkrieg zustande. 
1996 wurde in Doha sogar eine israeli-
sche Handelsmission eröffnet, doch 
2009 musste Katar nach dem Gasa-
Krieg die Beziehungen zu Israel auf 
Druck seiner Nachbarn abbrechen. 

Zum einem Eckpfeiler der neuen ka-
tarischen Außenpolitik wurde der 1996 
gegründete Fernsehsender Al-Dschasi-
ra. Katar suchte sich damit als weltläufi-
ger und vergleichsweise offener musli-
mischer Staat zu präsentieren. Al-
Dschasira konnte sich umfangreiche 
Sportübertragungsrechte sichern, ein 
Feld, das Katar auch zur nationalen Pro-
filierung nutzte. Über den staatseigenen 
Fonds erwarb man den Fußballverein 
Paris-St. Germain und die Fluggesell-
schaft Qatar Airways sponsert den FC 
Barcelona. Katar konnte auch den Zu-
schlag für prestigeträchtige Großereig-
nisse wie die Fußballweltmeisterschaft 
2022 erhalten. 

Ein Coup gelang 1996, als man die 
Al Udeid U.S. Air Force Base in das 
Emirat holen konnte. Saudi-Arabien 
wollte nach dem Zweiten Golfkrieg kei-
ne ausländischen Soldaten mehr im ei-
genen Land. Hier sind rund 11.000 US-
Soldaten stationiert und der Stützpunkt 
kann bis zu 120 Kampfflugzeuge auf-
nehmen. Hinzu kommt in Al Udeid eine 

vorgeschobene Kommandobasis des US 
Regionalkommandos CENTCOM in 
Tampa, Florida. Auch befindet sich in 
Katar das Camp As Sayliyah, die größte 
logistische Basis außerhalb der USA. 

Seit der Machtübernahme von Kron-
prinz Hamad bin Chalifa 1995 ver-
schlechterten sich die Beziehungen zwi-
schen Katar und Saudi-Arabien. Ein sau-
disch unterstützter Gegenputsch schei-
terte. Zunehmend berichtete Al-Dschasi-
ra kritisch über die inneren Verhältnisse 
im Nachbarland und dessen Außenpoli-
tik. 2002 kam es erstmals zur Krise. Der 
saudische Botschafter wurde abgezogen 
und kehrte erst 2008 zurück. In Riad 
nahm man den neureichen Nachbarn 
zunehmend als Störenfried wahr, der es 
wagte, mit Hilfe seiner immensen Fi-
nanzmittel die eigene Führungsrolle in 
der Region in Frage zu stellen.

Der „Arabische Umbruch“ – eine 
Wende

Eine Zäsur war der 2011 einsetzende 
„Arabische Umbruch“. Während Saudi-
Arabien, die VAE und Bahrain die Pro-
testbewegung als Gefahr erachteten, 
betrachtete Katar sie als Chance, Ein-
fluss zu gewinnen. Die Regierung 
strotzte vor Selbstbewusstsein. Das 
Land verfügte über immense Erdöl- und 
Erdgaseinnahmen, bot seinen Bewoh-
nern das weltweit höchste Pro-Kopf-
Einkommen und musste als einziges 
arabisches Land keine Proteste und De-
monstrationen hinnehmen. Auch hielt 
man sich angesichts der massiven US-
Präsenz für unangreifbar. 

Zusammen mit der Türkei setzte Ka-
tar auf die Muslimbruderschaft. Arabi-
en-weit verbreitet und gut organisiert 
eignete sie sich als Transmissionsrie-
men, um den eigenen politischen und 
ökonomischen Einflusses auszuweiten. 

Die ERDGASFUNDE 1971 haben 
Katar mittlerweile reich und unab-
hängig gemacht.

Katar PROFILIERTE sich mit einer 
weltläufigen Außen- und Entwick-
lungspolitik.
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Katar kam dabei zugute, dass es vielen 
Muslimbrüdern Exil gewährt hatte. Es 
wurde wohl ein stillschweigendes Ar-
rangement getroffen, wonach Katar die 
Muslimbrüder im Ausland unterstützt, 
sie sich innerhalb des Emirats aber poli-
tisch zurückhalten müssen. So wurde 
ihr katarischer Ableger 1999 geschlos-
sen. 

Das Emirat verfolgte eine pragmati-
sche Außenpolitik auf der Grundlage 
sich bietender Gelegenheiten. Man hielt 
sich an Oppositionspolitiker, die im ei-
genen Land Zuflucht gesucht oder dort 
Kontaktleute sitzen hatten. Damit baute 
man rasch ein beeindruckendes Netz-
werk auf, das freilich auch zweifelhafte 
Mitglieder wie z. B. den libyschen Mili-
zenkommandeur Abdelhakim Bel-
hadsch hatte. Früher gehörte er der al-
Kaida-nahen Libyschen Islamischen 
Kampfgruppe an, nun führte er die Li-
bysche Islamische Bewegung an. Gute 
Kontakte wurden Katar auch zur radi-
kalislamistischen al-Nusra-Front in Sy-
rien nachgesagt, einem Bestandteil des 
al-Kaida-Netzwerks. Ihrem Anführer 
Abu Muhammad al-Dschaulani wurde 
mehrfach in Al-Dschasira Gelegenheit 
gegeben, seine Ansichten zu verbreiten. 
Auch zu den salafistischen Milizen Ah
rar al-Scham und Dschaisch al-Islam in 
Syrien baute Katar gute Kontakte auf.

Wikileaks enthüllte geheime US-Re-
gierungsdokumente aus den Jahren 
2006 bis 2010, wonach die katarische 
Bilanz beim Anti-Terror-Kampf als „die 
schlechteste in der Region” bezeichnet 
wurde. Der Geheimdienst zögere, gegen 
Terroristen zu agieren, weil man fürch-
te, als Verbündeter der USA dazustehen 
und dann Vergeltungsschläge zu erwar-
ten habe.5 Washington wusste, wovon 
es sprach. Der Chefplaner der al-Kaida-
Anschläge vom 11. September 2001, 
Khalid Sheikh Mohammed, war 1992 
auf Einladung des damaligen Ministers 
für Islamische Angelegenheiten, Sheikh 
Abdallah bin Khalid bin Hamad Al-
Thani, mit seiner Familie nach Doha 
gekommen und hatte vorübergehend 
dessen Förderung genossen.6 Zweifels-
ohne legte Katar in puncto Terrorismus 
lange eine laxe Haltung an den Tag. Ein-
zelne Bürger finanzierten radikale Grup-
pierungen im Ausland, Stiftungen un-
terstützten aus Naivität oder Sympathie 
militante Gruppierungen, und die Re-
gierung wechselte häufig die Partner, 
um nach Möglichkeit auf der Gewinner-
seite zu stehen. Lange Zeit gab es keine 
rechtlichen Bestimmungen, die die Un-
terstützung von Terrororganisationen 
hinreichend unter Strafe stellten. 

Die Vorwürfe der Viererallianz sind 
also nicht aus der Luft gegriffen, doch 
darf man nicht übersehen, dass auch 
Saudi-Arabien in puncto Terrorismus-
förderung keine weiße Weste hat. Zu-
mindest auf der Ebene des staatlichen 
Handelns hat Riad freilich viel früher 
Reformen eingeleitet. Doha wurde ab 
2011 zum Schaltzentrum und Sprach-
rohr von Oppositionellen und Rebellen. 
In den entscheidenden Jahren 2011/12 
hatte Katar kommissarisch die rotieren-
de Präsidentschaft der Arabischen Liga 
inne und konnte seine Fäden spinnen. 

Katar nutzte den „Arabischen 
Umbruch“ zur EINFLUSSNAHME in 
den arabischen Staaten.

Durch den Boykott geschädigt: die staatliche Fluglinie Qatar Airways und der Hub Doha.
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Das Emirat war nach allen Seiten offen 
und baute auch seine Beziehungen zur 
schiitischen Großmacht Iran aus. Ideo-
logisch rein war die katarische Außen-
politik nie, man wollte vielmehr, wie ein 
saudischer Kritiker es ausdrückte, am 
liebsten auf allen Hochzeiten gleichzei-
tig tanzen.

Warnschüsse
Eine Woche vor dem Staatstreich in 
Ägypten übergab am 25. Juni 2013 der 

katarische Emir Scheich Hamad bin 
Chalifa angeblich aus Gesundheits-
gründen seinem 33-jährigen Sohn Emir 
Scheich Tamim Bin Hamad den Thron. 
Gleichzeitig musste der langjährige Au-
ßenminister Sheikh Hamad bin Jassim 
bin Jaber Al Thani seinen Hut nehmen. 
Im Hintergrund sahen Beobachter einen 
saudischen Einfluss. Im März 2014 be-
riefen Saudi-Arabien, Bahrain und die 
VAE ihre Botschafter wegen angeblicher 
Einmischung in ihre inneren Angelegen-
heiten und Gefährdung der regionalen 
Stabilität vorübergehend aus Katar ab. 
Der junge Emir gelobte Besserung, 
schloss den ägyptischen Sender Muba-
sher Misr, wies einige Exilanten aus und 
beteiligte sich 2015 an der saudischen 
Militärintervention im Jemen gegen die 
schiitischen Huthis und Saleh-Anhän-
ger. Doch der Kurs Katars änderte sich 

Katar verhielt sich im Anti-Terror-
Kampf lange sehr LAX und ambivalent.
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nicht grundsätzlich. Bis heute befinden 
sich z. B. der Rechtsgelehrte und Fern-
sehprediger Qaradawi und der Hamas-
Funktionär Meschal in Doha.

Drei Jahre danach war die Geduld 
Saudi-Arabiens und der VAE am Ende. 
Zunehmend hat in beiden Staaten die 
junge Generation das Sagen, die auf eine 
aggressive Außenpolitik setzt. In Saudi-
Arabien folgte im Januar 2015 König 
Salman bin Abd al-Aziz seinem verstor-
benen Halbbruder Abdullah nach. Star-
ker Mann war von Anfang an der zweite 
Kronprinz Mohammed bin Salman 
(„MbS“). Mit 29 Jahren wurde er Vertei-
digungsminister, Chef des Rates für 
Wirtschaft- und Entwicklungsangele-
genheiten und Leiter des Aramco-Öl-
konzerns. Im Juni 2017 rückte er zum 
ersten Kronprinz auf. Mohammed bin 
Salman steht für eine dezidiert Iran-
feindliche Politik und gilt als Architekt 
der saudischen Militärintervention im 
Jemen. „MbS“ versteht sich damit her-
vorragend mit seinem emiratischen Pen-
dant „MbZ“. Kronprinz Mohammed 
bin Zayed Al Nahyan gilt als de-facto-
Herrscher, da VAE-Präsident Khalifa 
bin Zayed Al Nahyan seit einem Schlag-
anfall im Jahr 2014 gesundheitlich ge-
schwächt ist. Auch er steht für eine ag-
gressive Politik gegenüber dem Iran und 
eine dezidiert Muslimbrüder-feindliche 
Haltung. Auf Jagdausflügen kamen sich 
die beiden Kronprinzen näher und ent-
wickelten das gemeinsame Vorgehen. 

US-Präsident Barack Obama war bei 
Saudi-Arabien und seinen Verbündeten 
wegen seines vergleichsweise Muslim-
bruder-freundlichen Kurses und dem 
Nuklearabkommen mit dem Iran ver-
hasst. Sein Nachfolger Donald Trump 
gelobte, diese Politik zu revidieren und 
den treuen Verbündeten am Golf wieder 
die volle US-Unterstützung zu gewäh-

ren. Der Trump-Besuch im Mai 2017 in 
Riad gab Saudi-Arabien und seinen Ver-
bündeten die willkommene Rückende-
ckung. Im gemeinsamen „Schwerttanz“ 
besiegelte man den neuen militanten 
Kurs. 15 Tage danach folgte die Attacke 
gegen Katar. 

Wie geht es weiter?
Die Viererallianz rechnete mit einem 
baldigen Einlenken Katars aufgrund der 
massiven Isolations-, Boykott- und Em-
bargomaßnahmen. Am 22. Juni wurden 
13 Forderungen übermittelt, die binnen 
10 Tagen (!) zu erfüllen waren. Katar 
sollte u. a. den Fernsehsender Al-
Dschasira und weitere Medien schlie-
ßen, seine diplomatischen Beziehungen 
herunterfahren, seine Verbindungen of-
fenlegen, alle Kontakte zur Muslimbru-
derschaft kappen, gegen 59 als terroris-
tisch eingestufte Personen und 12 Orga-
nisationen vorgehen (darunter al-Qara-
dawi und die Qatar Charity), den türki-
schen Militärstützpunkt bei Doha still-
legen, eine Kompensationszahlung in 
unbekannter Höhe leisten, eine enge 
Allianz mit den arabischen Golfstaaten 
schließen und einem zehnjährigen 
Überwachungsregime zustimmen. 

Es waren Forderungen, die einem 
Ende der katarischen Souveränität 
gleichkamen und für einen arabischen 

Herrscher ohne Gesichts- und Ehrver-
lust praktisch nicht annehmbar waren. 
Katars Außenminister Mohammed bin 
Abdulrahman al-Thani schloss Ver-
handlungen solange aus, wie die Isolati-
on aufrecht erhalten würde. Zwar zeigte 
sich das Emirat reformbemüht – gegen 
einige auf US- und UN-Listen stehende 
Terrorverdächtige wurde Anklage erho-
ben, und mit den USA wurde im Juli ein 
Abkommen zur gemeinsamen Bekämp-
fung der Terrorfinanzierung geschlos-
sen. Doch waren diese Schritte aus Sicht 
der Viererallianz völlig ungenügend. 

Die Boykott- und Embargomaßnah-
men haben dem Land spürbare Proble-
me verursacht. Die Börse in Doha ver-
zeichnete Rückgänge von 15 % binnen 
100 Tagen. 30 Milliarden USD wurden 
aus dem Land abgezogen, ausländische 
Investoren halten sich erst einmal zu-
rück. Doch die katarische Regierung 
wies auf enorme Devisenreserven in 
Höhe von 340 Milliarden USD hin. 38 
Milliarden USD wurden flüssig ge-
macht, um die besonders betroffenen 
Sektoren Handel, Finanzwesen und 
Tourismus anzukurbeln.7 Boykott- und 
Embargomaßnahmen bedeuten höhere 
Kosten, doch wird Katar sie sich für eine 
lange Zeit leisten können. Ein Signal 
war im August 2017 der Kauf des brasi-
lianischen Fußballstars Neymar da Silva 
Santos jr. für den Klub Paris Saint-Ger-
main für 222 Mio. Euro – der bislang 
teuerste Transfer überhaupt. 

Der Partner Türkei sprang ein und 
gewährleistete die Nahrungsmittelver-
sorgung. Bis zum 23. Juni trafen unzäh-
lige Schiffsladungen und 105 Lufttrans-
porte ein. Hierfür öffnete der Iran sei-
nen Luftraum und organisierte ebenfalls 
Lebensmittellieferungen. Beide Staaten 
profitieren damit wirtschaftlich von der 
Katar-Krise. Auch hat die katarische Re-

gierung schnell Gegenmaßnahmen ein-
geleitet. So kompensierte es die ausgefal-
lenen Milchlieferungen aus Saudi-Arabi-
en mit dem raschen Import von 4.000 
Milchkühen auf dem Luftweg (darunter 
1.000 aus Deutschland), die in der Wüs-
te in klimatisierten Ställen gehalten wer-
den. Bis zum Frühjahr 2018 will man bei 
der Milchversorgung autark sein. Qatar 
Airways verlor einträgliche Verbindun-
gen auf der arabischen Halbinsel und 
wurde zu neuen, teils kostspieligen Um-
wegsrouten gezwungen, die in vielen 
Fällen über den Iran führen. 

Damit geschieht genau das, was die 
Viererallianz eigentlich verhindern will. 
Katar wird in Richtung Iran getrieben. 
Obwohl Saudi-Arabien gewarnt hatte, 
dass vertiefte Beziehungen zum Iran 
„noch mehr Ärger für Qatar bedeuten“8 
würden, entsandte Doha Ende August 
seinen 2015 aus Solidarität zu Saudi-
Arabien zurückgezogenen Botschafter 
wieder nach Teheran. Auch der um Un-
abhängigkeit bemühte Oman intensi-
vierte in letzter Zeit seine Kontakte zum 
Iran.

Katar ist zwar angeschlagen, doch 
geht es davon aus, dem Sturm trotzen zu 
können. Erstens kann es auf den Rück-
halt der US-Amerikaner bauen, die ihre 
riesigen Militärbasen halten wollen 
(auch wenn die VAE liebend gerne ein-

Saudi-Arabien, Bahrain und die 
VAE verfolgen mit Unterstützung 
von Trump eine AGGRESSIVERE 
Außenpolitik.

Die Isolierung Katars bewirkt 
möglicherweise dessen weitere 
Annäherung an den IRAN.
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springen würden). Zweitens fürchten 
Dutzende westliche Staaten einen Abzug 
der katarischen Wirtschaftsbeteiligun-
gen und setzen sich daher für eine Kom-
promisslösung ein. Drittens steht die 
Bevölkerung mit großem Patriotismus 
hinter ihrem Emir – in diesem Punkt hat 
sich die Viererkoalition offenkundig ver-
kalkuliert. Viertens dürfte US-amerika-
nischer Druck dafür sorgen, dass die 
Viererallianz ihre Strafmaßnahmen 
nicht erweitert. So wurde schon bald 
verkündet, dass man Drittstaaten nicht 
zwingen würde, sich zwischen ihr und 
Katar zu entscheiden (und bei Nichter-
füllung ebenfalls Boykott- und Embar-
gomaßnahmen zu riskieren). Die Folgen 
eines solchen Schritts wären für alle Be-
teiligten unkalkulierbar. Ebenso wenig 
sind militärische Maßnahmen zu erwar-
ten. Zwar könnten Saudi-Arabien und 
die VAE die Öl- und Gasexporte Katars 
nach Ostasien blockieren und das Land 
damit wirtschaftlich in die Knie zwin-
gen, doch würden die USA eine solche 
Eskalation sicherlich nicht dulden.

Vermittlungsversuche des Emirs von 
Kuwait, von US-Außenminister Rex Til-
lersen und schließlich auch von US-Prä-
sident Donald Trump zeigten keine Er-
folge. Aus den 13 Forderungen wurden 
Mitte Juli angeblich 6 abgeschwächte 
„Prinzipien“, doch inzwischen spricht 
man wieder von den 13 Forderungen. 
US-Präsident Donald Trump brachte 
am 15. September ein Telefongespräch 
zwischen dem katarischen Emir Tamim 
bin Hamad und dem saudischen Kron-
prinzen Muhammad bin Salman zu-
stande. Als Idee wurde anscheinend ver-
folgt, die Konfliktlösung zwei von bei-
den Seiten ernannten Gesandten zu 
übertragen. Doch endete die Annähe-
rung im öffentlichen Streit über die pro-
tokollarische Frage, wer bei wem um 

das Gespräch nachgesucht habe. Saudi-
Arabien setzte daraufhin den Kontakt 
zur katarischen Regierung aus.

Der Katar-Konflikt wirkt sich zuneh-
mend negativ auf die Golfregion aus. Sie 
kann nicht mehr für sich in Anspruch 
nehmen, Hort von Stabilität und Ent-
wicklung zu sein. Der Golf-Kooperati-
onsrat, der einzige erfolgreiche Staaten-
zusammenschluss in der arabischen 
Welt, bekommt zunehmend Risse, und 
alle Mitgliedsstaaten werden von den ne-
gativen politischen und ökonomischen 
Folgen der Krise betroffen werden. 

Wie im Fall des militärischen Ein-
greifens im Jemen erweist sich die sau-
disch / emiratische Politik als zu kurz-
sichtig. Schnelle Ergebnisse kommen 
nicht zustande und die Region wird 
durch langdauernde neue Konflikte be-
lastet. Von der fortschreitenden Spal-
tung der arabischen Welt profitieren nur 
die Türkei und der Iran. Auch lenkt die 
Katar-Krise von anderen Konflikten ab, 
die dringend einer Lösung bedürfen wie 
das Treiben der Terrororganisation „Is-
lamischer Staat“, der desaströse Krieg in 
Syrien, die Spannungen im Irak, die In-
stabilität Ägyptens und der Zerfall Liby-
ens. Der bekannte US-Sicherheitsana-
lyst Anthony H. Cordesman kommt in 
seiner Beurteilung der Katar-Krise zu 
einem vernichtenden Urteil: „Doch 
muss man feststellen, dass das Wort 

‚Arabisch‘ zum Synonym für Uneinig-
keit, Dysfunktionalität und Selbstzer-
störung geworden ist. Obwohl immer 
wieder ehrgeizige ‚arabische‘ Pläne für 
neue Koalitionen verkündet werden, be-
steht die Realität aus gescheiterter inne-
rer Führung und Entwicklung, sinnlo-
sen Streitigkeiten zwischen arabischen 
Staaten sowie der Unfähigkeit zu koope-
rieren und zu koordinieren, und dies zu 
einem Zeitpunkt, an dem gemeinsames 
Handeln bitter notwendig wäre.”9  ///

/// �DR. MARTIN PABST
ist Politikwissenschaftler und Leiter des 
Büros Forschung & Politikberatung in 
München.
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Der Politikwissenschaftler Klaus von 
Beyme ist emeritierter Professor an der 
Universität Heidelberg und seit 2010 
Ehrenprofessor der Lomonossow-Uni-
versität in Moskau. In seinem schmalen 
Band „Die Russland-Kontroverse“ ana-
lysiert er den ideologischen Konflikt 
zwischen Russland-Verstehern und 
Russland-Kritikern. Dieses Leitmotiv 
zieht sich durch die gesamte Arbeit. 
Russland-Versteher betonen die Fehler 
des Westens. Dazu zählt die mangelnde 
Berücksichtigung der historischen und 
psychologischen Grundlagen der russi-
schen Machtpolitik, die Einkreisungs-
ängste geweckt und sich in der NATO-
Osterweiterung materialisiert hat. Russ-
land-Kritiker hingegen personalisieren 
den Konflikt mit Wladimir Putin. Sie 
übersehen, dass Putin bis 2003 relativ 
moderat auftrat und der Westen und 
Russland aufeinander angewiesen sind. 

/// Deutsch-russische Beziehungen

Trotzdem, so von Beyme, riskiere Russ-
land durch die „kostspielige Annexion 
der Krim“ die imperiale Überdehnung 
(S. 115). 

Nur selten wirkt sein Schema höl-
zern, etwa wenn er Jörg Baberowski als 
Russland-Versteher und Karl Schlögel 
als Russlandkritiker beschreibt (S. 12 f.). 
Mag eine solche Etikettierung noch auf 

ZWISCHEN RUSSLAND-VERSTEHERN 
UND RUSSLAND-KRITIKERN

MANFRED GROSS /// Die deutsch-russischen Beziehungen haben schon bessere 
Zeiten erlebt. Die russische Annexion der Krim zog westliche Sanktionen und den 
Ausschluss aus den G-8 nach sich, Kontaktforen beschränkten sich auf das Nötigste, 
Vorwürfe des Westens, Russland habe versucht, den Westen zu spalten, zerstörten 
das Vertrauensverhältnis zu Moskau. Ein Augenschein auf die aktuelle Literatur zu 
den deutsch-russischen Beziehungen bringt Licht ins Dunkel.

Gabriele Krone-Schmalz zutreffen, wirkt 
sie bei intellektuell-differenzierenden 
Forschern wie Baberowski und Schlögel 
etwas simplifizierend. Doch dies tut dem 
Gesamtwerk keinen Abbruch, eine Sys-
tematisierung oder Theoretisierung 
bringt zwangsweise Simplifizierungen 
mit sich. Solange sie nicht trivial werden 
– und das tun sie bei von Beyme nicht, – 
darf man sie in dem nicht vor Provokati-
on schäumenden Werk als Herausforde-
rung deuten. Wenn überhaupt, kann 
man von Beyme vorhalten, paradoxer-
weise zu ausgeglichen und konziliant zu 
sein. Gewiss, in der Kakophonie alar-
mistischer Schnellschüsse gegenüber 
Russland ist seine Studie per se wertvoll. 
Vielleicht will von Beyme auch einfach 
die Enttäuschungen, die Putins Russ-
land ihm aktuell aufbürdet, nicht wahr-
haben. Vielleicht will er sich auch nicht 
eingestehen, dass Russlands Weg der 
letzten Jahre für Russlandforscher wie 
ihn die größte politische und wissen-
schaftliche Niederlage seines Lebens 

sein muss – so wie es Karl Schlögel vor 
einem Jahr in der Welt konzedierte. 
Trotzdem: Seine ausgleichende Analyse, 
die historische Konzeptionen bei der In-
terpretation der Fakten berücksichtigt, 
verdient eine Empfehlung. 

Danny Schmidt ist als wissenschaft-
licher Mitarbeiter und freiberuflicher 

Kommunikationsberater in Berlin tätig 
und promoviert zum Thema Stereotype 
in der Auslandsberichterstattung an der 
Universität Erfurt. Ergänzend zu von 
Beymes politikwissenschaftlichem Es-
say legt Schmidt eine dicht geschriebene 
Studie zum Russlandbild deutscher Leit-
medien vor. Die Arbeit wird von Niklas 
Luhmanns Frage geleitet, wie Massen-
medien Realität konstruieren. Konkret 
auf den Ukrainekonflikt appliziert wird 
damit der Frage nachgegangen, wie ob-
jektiv die deutsche Presse berichtet und 
welches Bild von der Wirklichkeit in der 
Öffentlichkeit erzeugt werden soll. 

Theoretisch betrachtet Schmidt den 
Konstruktivismus in der Kommunikati-
onswissenschaft und die Wirklichkeits-
konstruktion in den Massenmedien. 
Aus Überlegungen zu konkreten Dar-
stellungsprozessen in den Medien opera-
tionalisiert er den Diskursbegriff. Dabei 
geht es „um die Art und Weise der Ver-
mittlung von Wirklichkeit im massen-
medialen Kontext anhand von Diskur-
sen“ (S. 11). Im empirischen Teil der Ar-
beit wendet Schmidt die kritische Dis-
kursanalyse nach Siegfried Jäger an. 

Die Interpretation der Diskurssträn-
ge der drei Leitmedien stellt sich wie 
folgt dar. Die Berichterstattung der FAZ 
komme zu dem Schluss, dass jemand, 
der nicht für Angela Merkel und eine 
pragmatische Politik sei, für Putin sein 

Von Beyme, Klaus:  
Die Russland-Kontroverse. 

Wiesbaden: Springer VS 2016, 
136 Seiten, € 19,99. 

Von Beyme analysiert in seinem 
Werk den IDEOLOGISCHEN Konflikt 
zwischen Russland-Kritikern und 
-Verstehern.

Schmidts Studie untersucht das 
Russlandbild DEUTSCHER Leitmedien.
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müsse – „ein Mensch, der die Welt aus 
einer Mischung aus Großmachtphanta-
sie und Einkreisungsängsten heraus an 
den Rand des Abgrunds getrieben hat“ 
(S. 139). Die SZ hingegen leiste einen 
großen Beitrag dazu, dass ein Feindbild 
wie der Russe, welches seit 1989 aus 
dem öffentlichen Diskurs in Deutsch-
land nahezu verschwunden war, ein vi-
tales Comeback feiere. Die Berichterstat-
tung reflektiere die eigene Position nicht, 
sondern stelle vielmehr Protagonisten, 
die einen Perspektivwechsel forderten, 
narrativ bloß (S. 142). Die „einseitige“ 
Berichterstattung des Spiegels sei kaum 
wertfrei und informativ und trage stark 
dazu bei, sowohl Russland als auch Pu-
tin als Feindbild zu etablieren. Es werde 
eine Wirklichkeit konstruiert, die „im 
westlichen Wertekanon verankert ist 
und Stereotypen und Ressentiments be-
lebt und aktiviert“ (S. 143). 

Insgesamt kommt Schmidt so zu 
dem Schluss, dass „die Berichterstattung 
zum Ukrainekonflikt und die Beschrei-
bung Russlands und Putins eine an Sym-
bolik und Deutungsmustern höchst auf-
geladene Konstruktion bzw. Rekon-
struktion von Wirklichkeit ist, welche 
sehr stark einseitig und tendenziös ist“ 
(S. 145). Schmidts Forschungsdesign ist 
schlüssig, sein Befund plausibel. Eine 
bemerkenswerte Studie, die gleichwohl 
eine Antwort nach den Fakten hinter der 

konstruierten Wirklichkeit schuldig 
bleibt. 

Hannes Adomeit, zurzeit Non-resi-
dent Fellow am Institut für Sicherheits-
politik an der Universität Kiel, war Pro-
fessor an der Fletcher School of Law and 
Diplomacy an der Tufts University und 
am College of Europe in Warschau. Er 
gilt zu Recht als einer der profiliertesten 
Kenner Russlands und legte 2016 die 
zweite Auflage seines Standardwerks 
„Imperial Overstretch: Germany in So-
viet Policy from Stalin to Gorbatchev“ 
vor. Es ist die Referenzstudie zu den 

deutsch-russischen Beziehungen im Kal-
ten Krieg und lebt von den Archivrecher-
chen Adomeits ebenso wie von seinen 
Primärdaten aus Memoiren und Inter-
views. Mit diesem beeindruckenden 
Fundus an Material verifiziert Adomeit 
seine zentrale Hypothese, die Sowjetuni-
on habe sich mit dem Versuch überfor-
dert, ihr Imperium mit „harter Macht“ 
abzusichern. 

Adomeit belegt dies akribisch von 
der Teilung Deutschlands unter Stalin 
bis zur Wiedervereinigung unter Gor-
batschow. Bedeutende Änderungen zur 
Erstauflage bleiben aus. Zwei Aktualisie-
rungen sind allerdings bemerkenswert: 
Erstens widerlegt Adomeit das immer 
wieder vom Kreml vorgebrachte Narra-

tiv, der Westen hätte der Sowjetunion 
garantiert, die NATO nach der Aufnah-
me Deutschlands nicht ostwärts zu er-
weitern. Zweitens befürchtet Adomeit, 
dass unter Putin das „Imperial 
Overstretch“-Syndrom seiner sowjeti-
schen Vorgänger wiederkehre.

Der Journalist Boris Reitschuster lei-
tete von 1999 bis 2015 das Focus-Büro 
in Moskau. Seither wirkt er als Publizist 
in Berlin. Er gilt als leidenschaftlicher 
Kenner Russlands und einer der schärfs-
ten Kritiker Putins. In seinem letzten 
Buch hat er den Begriff „Demokratur“ 
für Russland geprägt, wurde aufgrund 
der von ihm gegebenen Hinweise einer 
Verbindung der Putin-Regierung mit der 
Mafia festgenommen und musste 
schließlich Russland verlassen. Auch in 
„Putins verdeckter Krieg“ nimmt er kein 
Blatt vor den Mund und geht mit dem 
Putinschen Russland scharf ins Gericht 
– so scharf, dass er selbst um sein Leben 
fürchtet (S. 304). In der Tat haben es sei-

ne Thesen in sich. Sein Buch ist ein poli-
tisches Statement – ein Statement für die 
demokratischen Errungenschaften des 
Westens und gegen, so seine Aussage, 
Moskaus Versuche, diese zu destabilisie-
ren. In Putin sieht er einen gefährlichen 
Mann, der in bester KGB-Manier die Re-
gierung übernommen habe. Für viele 
seiner Argumente präsentiert er das tref-
fende Zitat, so auch hier: Die „abkom-
mandierten“ Agenten hätten ihre Aufga-
be der Machtübernahme erfüllt (S. 15). 

Nicht alle, aber viele seiner Zitate 
sind mindestens mit einer Quelle belegt, 
doch stellt sich auch hier das grundle-
gende sozialwissenschaftliche Problem 
des Kontexts eines Zitats. Hat Putin die 
Aussage von den abkommandierten 
Agenten wirklich so gemeint, wie Reit-
schuster sie interpretiert, oder hatte er 
andere Motive? Womöglich wollte er sei-
nen Zuhörern imponieren, genauso wie 
bei seinem späten Eingeständnis, dass 
russische Soldaten von Beginn an auf der 
Krim im Einsatz waren. Wie dem auch 
sei, hier wird deutlich, dass Reitschuster 
seine Thesen leidenschaftlich und mit 
Verve vorträgt. Er vermutet, dass Putin 
den russischen Machtbereich bis an den 
Atlantik ausdehnen will, konzediert 
aber, dass er nicht von einer bestimmten 
Ideologie sondern aus reinem Machter-
halt getrieben ist. Im Einklang mit gän-
gigen Forschungsergebnissen stellt er 
fest, dass Putin in seinen Anfangsjahren 
relativ moderat auftrat, sich aber dann 
im Laufe der Jahre für militärische und 
ideologische Aufrüstung entschied, um 
den von hohen Preisen für Öl und Gas 
gesättigten Staatshaushalt zu unterfüt-
tern. 

Putin, so meint Reitschuster, träumt 
den Traum von einer Großmacht Russ-
land. Dass Putin den Zerfall der Sowjet-
union mehrfach bedauerte und als größ-
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Adomeits ZENTRALE Hypothese ist, 
dass die Sowjetunion sich mit dem 
Versuch, ihr Imperium mit „harter 
Macht“ abzusichern, überfordert habe.

Reithofer kritisiert das Russland 
unter Putin aufs SCHÄRFSTE.
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te Katastrophe des 20. Jahrhunderts be-
zeichnete, ist hinlänglich bekannt. Was 
Reitschuster aber umtreibt, ist Moskaus 
ausgeklügelte Propaganda- und Desin-
formationspolitik gegenüber dem Wes-
ten und Deutschland. Russland unter-
wandere die deutsche Gesellschaft und 
mache sich dabei insbesondere die rus-
sischsprachigen Deutschen zu Nutze. 
Zwar sei Putin ein schlechter Stratege, 
dafür aber ein umso talentierterer Takti-
ker. Lügen, Intrigen und Einschüchte-
rung gehörten zu seinem Geschäft. 

Ernüchternd findet Reitschuster, 
dass der Westen und seine politische Eli-
te dieses Spiel nicht durchschauten. 
Trotz nachgewiesener Beeinflussungs-
versuche verschließe Berlin die Augen 
vor der Realität. So hat Frank-Walter 
Steinmeier bei der Münchner Sicher-
heitskonferenz 2016 noch gesagt: „Der 
Kalte Krieg ist nicht da“ (S. 31). Die Ber-
liner Russland-Lobby erledige den Rest 
und selbst Spiegel, Zeit und Stern hätten 
im Gegensatz zu FAZ und SZ russische 
Propaganda leichtfertig übernommen (S. 
108 f.). Dabei müsse doch bekannt sein, 
dass der russische Generalstabschef Va-
leri Gerassimow bereits 2013 nicht-mili-
tärischen Mitteln zur Durchsetzung po-
litischer und strategischer Ziele Priorität 
eingeräumt habe. „Kriegsmaßnahmen 
mit verdecktem Charakter“, so Gerassi-

mow, und der „Informationskampf“ so-
wie „Spezialoperationen“ gewönnen zu-
künftig an Wichtigkeit. Ein Jahr später 
hätten „grüne Männchen“ die Krim er-
obert und staatliche Propagandamedien 
im Westen die russische Sicht der Dinge 
verbreitet.

Reitschuster schließt sein Plädoyer 
für Demokratie und gegen die Einfluss-
nahme und den Zerstörungswillen Pu-
tins mit einer Kritik an der Medienkon-
formität und „Spaßgesellschaft“ in 
Deutschland. Zu leichtfertig lasse man 
sich von Russland manipulieren und die 
Medien würden ihrer Kontrollfunktion 
nicht gerecht.

Reitschusters düster gezeichnetes 
Bild der deutsch-russischen Beziehun-
gen bestärkt Markus Wehner. Er ist 
Journalist bei der FAZ. Von 1999 bis 
2004 war der promovierte Russlandex-
perte Korrespondent in Moskau. Mit sei-
nem Titel „Putins Kalter Krieg“ zitiert er 
Dimitri Medwedew, der auf der Münch-
ner Sicherheitskonferenz 2016 von einem 
neuen Kalten Krieg gesprochen hatte. 
Wehner verfolgt dieselbe Stoßrichtung 
wie Reitschuster. Das zentrale Argu-
ment, Russland habe einen neuen Kalten 
Krieg vom Zaun gebrochen und treibe 
den Westen militärisch und propagan-
distisch vor sich her, ist vergleichbar mit 
Reitschusters. Auch er hat sauber recher-
chiert und kann seine Grundgedanken 
gut belegen. Auch er kritisiert die Blau-
äugigkeit des Westens ob der russischen 
Aggressionspolitik und konstatiert, dass 
Putins übergreifendes Ziel die Zerset-
zung der EU ist. Beide Monographien 
ergänzen sich und können gewinnbrin-
gend zusammen gelesen werden. Beson-
ders lesenswert sind seine Ausführungen 
zur russischen Ideologie, bei der er auf 
Russlandkenner wie Karl Schlögel, Ul-
rich M. Schmid und Felix Philipp Ingold 

Bezug nimmt. Ebenso wie Reitschuster 
geißelt Wehner die Beeinflussungsversu-
che Russlands in Europa, mit denen Pu-
tin immer wieder seine Gegenspieler 
„austrickst“ (S. 10). Damit sei er außer-
ordentlich erfolgreich. 

Mit den „Mythen der Russland-Ver-
steher“ geht Wehner hart ins Gericht. 
Zwar sehe die Mehrheit der Deutschen 
mittlerweile Putins Politik kritisch, eine 
„nicht gerade kleine Minderheit der Be-
völkerung und der politischen Elite [ist 
allerdings] der Meinung, dass der Wes-
ten Moskau zu seiner heutigen Politik 
gedrängt habe“ (S. 130). So forderte der 
SPD-Politiker Matthias Platzeck noch 
im Jahr 2014, die Annexion der Krim 
„nachträglich völkerrechtlich [zu re-
geln]“ (S. 137). Dennoch habe Putin den 
Zusammenhalt des Westens und die 
Standhaftigkeit Merkels unterschätzt. 
Die Hoffnungen, die der Westen in eine 
westorientierte Zukunft Russlands ge-
setzt hatte, wurden jedenfalls ent-
täuscht. Dies erfordere, so Wehner, eine 
„völlige […] Neubewertung“ der Russ-
landpolitik des Westens (S. 175). Weh-
ner gibt daher praktikable Handlungs-
empfehlungen: Da die Modernisie-
rungspartnerschaft gescheitert sei, müs-
se zukünftig Sicherheit und Stabilität in 
der internationalen Politik ohne Russ-
land gesucht werden. Zudem müsse Pu-

tin klargemacht werden, dass seine Ver-
suche, den Westen zu spalten, nicht von 
Erfolg gekrönt sein werden. Im Notfall, 
so Wehner, müssten NATO und EU be-
reit sein, Europa militärisch gegenüber 
Russland zu schützen. Dazu müsse Eu-
ropa entschieden gegen Russlands Pro-
paganda vorgehen. Die Annexion der 
Krim dürfe nicht akzeptiert werden, zu-
gleich dürfe man Russland nicht voll-
ständig isolieren. Unter diesen Bedin-
gungen müsse der Westen Russland 
helfen, sein postimperiales Trauma zu 
überwinden und „erwachsen zu wer-
den“ (S. 185).

Wehners Diagnose, die westliche 
Russlandpolitik müsse einer Neubewer-
tung unterzogen werden, teilt auch Ste-
fan Bollinger, ein in Berlin lebender Poli-
tikwissenschaftler und Historiker. Er 
lehrte am Otto-Suhr-Institut der Freien 
Universität Berlin und ist Mitglied der 
Leibnitz-Sozietät sowie der Histori-
schen Kommission beim Parteivorstand 
der Linken. Darüber hinaus bewertet er 
die deutsch-russischen Beziehungen 
diametral anders als Wehner und Reit-
schuster. In seiner Darstellung „Meinst 
du, die Russen wollen Krieg?“ diagnos-
tiziert er eine „Hysterie“ des Westens 
gegenüber Russland und versucht, ihre 
Ursachen zu klären. 

Reitschuster, Boris: Putins 
verdeckter Krieg. Berlin: 

Econ-Verlag 2016, 336 Seiten, 
€ 19,99. 

Wehner, Markus: Putins Kalter 
Krieg. München: Knaur-Verlag 
2016, 192 Seiten, € 12,99.

Wehner prangert die russische 
Aggressionspolitik und die BLAU-
ÄUGIGKEIT des Westens an.
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Der Krieg in der Ukraine und die 
Krim-Annexion grämen ihn nicht, dafür 
diagnostiziert er eine tief im deutschen 
Bewusstsein verwurzelte Russophobie. 
Dabei untersucht er schwerpunktmäßig 
die Zeit der beiden Weltkriege. Die Sow-
jetunion sieht er als die entscheidende 
Befreierin Hitler-Deutschlands und 
kann daher nicht verstehen, warum dem 
Putinschen Russland nun Kritik entge-
genschlägt. Als überzeugter Sozialist 
stellt er Faschismus und Kapitalismus 
zusammen mit NATO, USA und EU in 
irritierender Art Demokratie und Sozia-
lismus gegenüber. Er selbst hingegen 
sieht in der Kritik konkreter russischer 
Außenpolitik eine irrationale Aversion 
des von „aggressive[r] Politik des US-ge-
führten Westens“ gegen ein „sich weh-
rendes Russland“ (S. 171). Einen Finger-
zeig gibt Bollinger damit auch für das 
Renegatentum der außenpolitischen Re-
gierungsfähigkeit der Partei Die Linke. 
Mit solch kruden Überlegungen ist kein 
Staat zu machen.

Der Journalist Hannes Hofbauer un-
tersucht in „Feindbild Russland“ die 
„Geschichte der Dämonisierung“ Russ-
lands. 2014 machte er mit seinem Buch 
„Die Diktatur des Kapitals. Souveräni-
tätsverlust im postdemokratischen Zeit-
alter“ von sich reden. Im vorliegenden 
„Feindbild Russland“ sieht er bei den 
westlichen Medien Distanz, Abscheu 
und Hass gegenüber Russland. Stereoty-
pen eines asiatischen, ungläubigen, 
schmutzigen und kriecherischen Russ-
lands hätten sich seit Jahrhunderten ver-
festigt und würden nun im aktuellen 
Konflikt mit Russland aktiviert. Putin 
hingegen sei ein Politiker, der innenpoli-
tisch auf Konsolidierung und außenpoli-
tisch auf Selbständigkeit setze. Tenden-
ziöse Wertungen ziehen sich durch das 
gesamte Buch. So betitelt er die Ära Boris 
Jelzins, die von vielfältiger Unterstüt-
zung seitens des Westens geprägt war, 
mit „Auf die Knie!“. Russland sieht er 

von der NATO- und EU-Erweiterung ins 
Abseits gedrängt, den Sturz von Januko-
witsch und die Unruhen auf dem Mai-
dan glaubt er vom Westen finanziert, 
den Krieg in den ostukrainischen Sepa-
ratistengebieten bewertet er als legitime 
Verteidigung gegen ukrainischen Natio-
nalismus, die Annexion der Krim als le-
gitime Sezession. 

Tatsächlich steht eine so verblendete 
Argumentation auf einem schwachen 
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empirischen Fundament. Es steht außer 
Frage, dass bei einer ex post-Betrachtung 
der Westen im Umgang mit der implo-
dierten Sowjetunion Fehler gemacht 
hat. Statt einer zynischen Replik auf 
westliche Modernisierungsversuche, 
wie sie Hofbauer vorlegt, hätte man sich 
konstruktive Kritik gewünscht. Insge-
samt ist das Buch eine Enttäuschung – 
auch, weil die ersten Seiten moderat ver-
fasst sind und auf seriöser Literatur 
(Hans-Heinrich Nolte, Andreas Kappe-
ler, Gerd Koenen) basieren. Hier hätte 
man mehr erwartet.  ///

/// �MANFRED GROSS M.A.
ist Referent der Vizepräsidentin an der 
Hochschule für angewandtes Manage-
ment (HAM) in Ismaning, an welcher er 
auch die Stabsstelle Qualitätsmanage-
ment inne hat.

Bollinger fordert eine NEUBEWERTUNG 
der westlichen Russlandpolitik.

Hofbauer sieht eine westliche 
DÄMONISIERUNG Russlands.
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Lohlker, Rüdiger: Die Salafisten. Der Aufstand der 
Frommen, Saudi Arabien und der Islam. München: 
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AKTUELLES BUCH

/// Radikaler Islam

SALAFISMUS UND CO …

Salafismus ist in Deutschland eine Ju-
gendbewegung, die selbst nach dem mi-
litärischen Zusammenbruch des so ge-
nannten „Islamischen Staates“ einen 
ansteigenden Zulauf aus den Reihen 
junger Menschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund verzeichnet. Das ist 
gleichermaßen beunruhigend wie erklä-
rungsbedürftig. Beim Versuch, die hei-
mischen Verhältnisse zu verstehen, ge-
rät allerdings häufig aus dem Blick, dass 
es sich um ein globales Phänomen han-
delt, welches keineswegs allein auf so-
zio-ökonomische Schieflagen oder Dis-
kriminierungserfahrungen von Musli-
men im Westen zurückgeführt werden 

kann. Der Wiener Islamwissenschaftler 
Rüdiger Lohlker hat jetzt eine Monogra-
phie herausgegeben, die diesem größe-
ren Rahmen Rechnung trägt und Hin-
tergründe beleuchtet, die für eine Fun-
dierung der gegenwärtigen Debatte 
zwingend notwendig sind. 

Er beginnt mit der Ideengeschichte 
des Islam und spürt die Grundlagen des 
Salafismus bis in die Schriften von Theo-
logen wie Ibn Tamiya oder seinem Schü-
ler Ibn Qayyim al-Dschauziya auf, die im 
13. bzw. 14. Jahrhundert wirkten. Die 
beiden Gelehrten formulierten eine pu-
ristische Glaubensüberzeugung, die auf 
einer wortwörtlichen Auslegung des Ko-

rans und der prophetischen Überliefe-
rungen basiert und Abweichler vom ver-
meintlich wahren Weg sowie Anders-
gläubige scharf verurteilt. In den Reform-
bewegungen des 17. Jahrhunderts, in de-
nen fromme Eiferer gegen Vertreter des 
etablierten Islam dabei besonders gegen 
den Sufismus Front machten, seien die 
Schriften dieser Denker begeistert rezi-
piert worden. Von einer Einheit der Be-
wegungen, die über den arabischen 
Raum hinausging und auch andere isla-
misch geprägte Regionen der Welt erfass-
te, könne dennoch keine Rede sein. Statt-
dessen hätten Kontroversen über die 
richtigen Auslegungen heiliger Texte und 
deren normative Implikationen sowie lo-
kale Besonderheiten den Diskurs ge-
prägt. 

Mehrere Strömungen des radikalen 
Islam entwickelten sich. Neben dem 
Salafismus handelte es sich um den in 
Saudi Arabien entstandenen Wahhabis-
mus und den politischen Islam der Mus-
limbruderschaft, der in Ägypten behei-
matet war. Lohlker zeigt die mannigfalti-
gen Differenzen, aber auch die vielen 
Überschneidungen und Verschmelzun-
gen zwischen diesen Richtungen sach-
kundig auf, ohne sich in islamwissen-
schaftlichen Verästelungen zu verlieren. 
Er verdeutlicht, dass der Salafismus zwar 
durchaus kulturspezifische Ausprägun-
gen hervorgebracht habe, von Anbeginn 
aber eine grenzüberschreitende Bewe-
gung oder sogar eine salafistische Inter-
nationale gewesen sei und das sei noch 
immer der Fall. Ideologisch und finanzi-
ell durch mächtige Organisationen wie 
die Islamische Weltliga unterstützt, brei-
te sich diese Form des islamischen Extre-
mismus momentan selbst in Regionen 
aus, in denen die Bevölkerung einem tra-
ditionellen sufistischen Islam anhänge 
oder in denen Muslime nur eine kleine 

Minderheit stellten. Letzteres träfe nicht 
nur auf Europa oder die USA zu, sondern 
auch auf ein Land wie Kambodscha, das 
gemeinhin mit dem Theravada-Buddhis-
mus in Verbindung gebracht wird. 

Ein besonderes Gewicht des Buches 
liegt auf Saudi Arabien, dem Staat, für 
den der radikale Islam bereits bei seiner 
Gründung konstitutiv war. Dort sei es in 
der Mitte des 20. Jahrhunderts zu ersten 
Fusionen zwischen Salafismus, Wahha-
bismus und Dschihadismus und zu einer 
Bürokratisierung des Islam gekommen. 
Die enge Verflechtung zwischen Politik, 
Wirtschaft und Religion, so Lohlker, 
habe einen „religiös-industriellen Kom-
plex“ (S. 46) hervorgebracht, eine saudi-
sche Melange aus moderner Ökonomie, 
Konsumkultur, Monarchie und Wahha-
bismus, die schließlich selbst in die Kritik 
von Fundamentalisten geraten sei. Eine 
politisch-religiöse Opposition habe die 
Dekadenz der Elite kritisiert, die Rück-
kehr zu den Grundlagen des Islam gefor-
dert und sei bereit gewesen, für ihre Ziele 
Gewalt einzusetzen. 1979 wurde die 
Große Moschee in Mekka besetzt und 
eine weitere Epoche des radikalen Islam 
zeichnete sich ab. Vertreter des Salafis-
mus, des Wahhabismus und der Muslim-
bruderschaft seien näher zusammenge-
rückt und hätten mit dem Dschihadis-
mus ein neues Handlungskonzept entwi-
ckelt, dessen Folgen wir auch in Deutsch-
land spüren. 

Liest man Lohlker, dann wird klar, 
dass die von Politikern und Vertretern is-
lamischer Verbände gern geäußerte Be-
kundung, Salafismus und Dschihadis-
mus hätten nichts mit dem Islam zu tun, 
vollkommen haltlos ist. Andererseits, 
hält er Islamkritikern entgegen, stünden 
die radikalen Spielarten nicht für „den“ 
Islam, seien also nicht authentischer als 
andere. Salafismus, so der Autor bereits 
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AKTUELLES BUCH REZENSIONEN

in seiner Einleitung, „ist ein möglicher 
Weg unter vielen“ (S. 11). Ein Weg, der 
dennoch sehr populär sei und durch die 
neuen Medien eine schnelle Verbreitung 
finde. Trotz dieses wahrhaft bedrücken-
den Fazits gäbe es Hoffnung, meint Lohl-
ker am Ende seines Buches. Es mehrten 
sich nämlich Gegenstimmen aus der 
muslimischen Welt, die dem Missbrauch 
ihrer Religion den Kampf ansagten. Die 
größte Hoffnung sieht der Verfasser in 
den muslimischen Massenorganisatio-
nen Indonesiens, der immerhin bevölke-
rungsreichsten muslimisch geprägten 
Nation der Erde. Von dort gehe zurzeit 
eine theologisch fundierte Gegenbewe-
gung aus, die der Salafisierung der eige-
nen Gesellschaft die Stirn biete und be-
reits auf internationalem Parkett präsent 
sei. 

Das Buch „Salafismus“ ist für eine 
breite Leserschaft geschrieben und stellt 
komplexe Sachverhalte verständlich und 
nachvollziehbar dar, ohne inhaltliche 
Abstriche zu machen. Es besitzt eine kla-
re Struktur mit überzeugenden themati-
schen Zuordnungen, ist in einer ange-
nehm schnörkellosen Sprache verfasst 
und bietet solides Grundlagenwissen. 
Daher ist es sowohl als Lektüre für Ex-
perten und interessierte Laien als auch 
als Lehr- und Unterrichtsmaterial für 
Universitäten und höhere Schulklassen 
geeignet.

PROF. DR. SUSANNE SCHRÖTER, 
UNIVERSITÄT FRANKFURT 

Cumart, Nevfel / Waas, Ulrich: 
Orient und Okzident – die ande-

re Geschichte. Das Fremde als 
kulturelle Bereicherung.  

Freiburg i. Br.: Herder Verlag 
2017, 240 Seiten, € 25,00.

Der in Deutschland geborene Sohn tür-
kischer Einwanderer und bei Bamberg 
wohnhafte Schriftsteller Nevfel Cumart 
und der historisch interessierte Kern-
physiker Ulrich Waas veröffentlichten 
für die Schriftenreihe der Georges-Ana-
wati-Stiftung ein grundlegendes histori-
sches und kulturvergleichendes Werk 
über die Entwicklungen, Auseinander-
setzungen und Befruchtungen zwischen 
Ost und West, Orient und Okzident, 
Morgenland und Abendland. Solide ge-
schichtliche und politisch-religiöse In-
formationen ersetzen die verbreiteten 
Klischees im Umgang mit dem Thema. 
Ein pauschaler „Kampf der Kulturen“ 
(Samuel Huntington, 1996) wird argu-
mentativ mit dem Hinweis auf einen so-
wohl in der islamischen als auch der 
westlichen Welt verbreiteten „Kampf 
der gewaltbereiten Extremisten gegen 
diejenigen, die Vernunft und Menschen-
rechte propagieren“ (S. 122), widerlegt. 

Die Autoren holen weit aus mit der 
Beschreibung der Frühgeschichte des 
Kulturtransfers von Vorderasien nach 
Europa. Anatolien liegt dabei mitten im 
„fruchtbaren Halbmond“ des Nahen 
Ostens. Aus dieser Entwicklung ent-
stand auch der Islam als wissenschaftli-
che und religiöse Hochkultur, die lange 
dem Westen überlegen war. Dieses bis 
Spanien reichende arabische „Goldene 

Zeitalter des Islam“ begründete im 
Hochmittelalter einen Vorsprung vor der 
westlich-lateinischen Kultur. Nach dem 
Verlust der kulturellen Zentren in 
Cordoba im Westen 1236 durch die Er-
oberung König Ferdinands III. und in 
Bagdad im Osten 1258 nach der Zerstö-
rung durch die Mongolen setzte eine Sta-
gnation ein. Hauptsächlich sunnitische 
Fundamentalisten bekamen die Über-
hand und beendeten mit der Verfolgung 
Andersdenkender wie etwa den Mysti-
kern des Sufismus die Phase der Tole-
ranz. Der kolonialistische Imperialismus 
des Westens trug zu einem weiteren Nie-
dergang und zur Verhärtung zusätzlich 
bei (S. 100 ff.). Eine unglückliche Rolle 
spielte Ende des 19. Jahrhunderts auch 
der Franzose Ernest Renan mit seiner ra-
dikalen Kritik des islamischen Mono-
theismus (S. 115). Es waren dadurch 
westeuropäische Gelehrte, die durch 
ihre Zuschreibungen den Islam „islami-
sierten“ und zum „absoluten Gegenbild 
des Westens stilisierten“ (ebd. mit Hin-
weis auf Birgit Schäbler, 2016). Auch 
heute besteht die Gefahr, dass radikale 
Islamkritiker manchmal „die Position 
der gewaltbereiten Fundamentalisten ge-
genüber den Reformern in der Koranin-
terpretation bestätigen“ (S. 117).

Mit Navid Kermani und Mouhanad 
Khorchide wird sodann ein „Blick auf 
Koran und Mohammed“ (S. 134 ff.) ge-
worfen. Die Methode der „Abrogation“ 
hilft, verschiedene Schichten der Koran-
entwicklung auseinanderzuhalten und 
fundamentalistische Auslegungen etwa 
in Fragen der Gewaltanwendung oder 
des Umgangs mit Blasphemie („Charlie 
Hebdo“) abzuwehren. Ein „weltoffene-
rer Islam“ (S. 151) wird in der auf Ver-
stand und Vernunft setzenden geistli-
chen Strömung der „Mu’tazila“ gesehen, 
die gegen Fundamentalisten die These 
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von der Erschaffenheit des Korans ver-
tritt und heute im ägyptischen Koran-
wissenschaftler Abu Zaid einen Prota-
gonisten hat (S. 156). Der Koran und 
Mohammed, auf dessen friedfertige 
„Abschiedspredigt“ verwiesen wird  
(S. 160), gelten nicht wie manchen Is-
lamkritikern als Folie für eine „leyenda 
negra“ des Islam, sondern enthalten An-
sätze zu einem globalen Humanismus, 
wie ihn auch der im Koran als Prophet 
positiv gewürdigte Jesus von Nazareth 
vertrat (S. 161). 

Unter der Überschrift „Wir und die 
Anderen“ (S. 164) werden bis heute ver-
breitete und manchmal noch verschärfte 
Klischees im Gespräch zwischen Mor-
genland und Abendland behandelt. Es 
gibt weder „den“ Islam, noch „das“ 
Christentum. Die Geschichte der gegen-
seitigen Verwerfungen und gewalttäti-
gen Ungerechtigkeiten ist leider beidsei-
tig. „Heilige Kriege“ (S. 169) gingen von 
beiden Religionen in ihren Missionsver-
suchen aus, nicht nur bei islamisch-ara-
bischen Eroberungen der Anfangszeit 
oder bei den abendländischen Kreuzzü-
gen. Mit dem Orientalisten Bernhard 
Lewis wird auch differenziert die Stel-
lung des Islam zur Demokratie und zu 
den Rechten der Frau dargestellt. Mann 
und Frau werden im Koran öfter als 
gleichwertig angesprochen, es gibt we-
der eine Kopftuch- noch eine Vollver-
schleierungsfestlegung. Beschneidung 
ist kein Thema und Scheidung ein Recht 
auch der Frau. Ehrenmorde finden im 
Koran keinerlei Rechtfertigung (S. 195). 
Ebenfalls erwähnen die Autoren dann 
morgenländische Klischees, die alle 
Schuld an Ungerechtigkeiten dem Wes-
ten zuschreiben. Alles entscheidet sich 
daran, dass das Fremde und Ungewohn-
te nicht als Bedrohung, sondern als Be-
reicherung erfahren werden kann. Dafür 

müssen Feindbilder und Vorurteile über-
wunden werden (S. 202). So kann dann 
auch das heute drängende Problem des 
„salafistischen“ Terrorismus differen-
ziert und nicht pauschal angegangen 
werden. Dazu geben die Autoren kon-
krete Handlungsanweisungen (S 208 f.). 

Zu einem „fruchtbaren Dialog“  
(S. 211) führt die Vermeidung der Irre-
führung durch pauschal verwandte Be-
griffe wie „Islamist“ oder „Islamopho-
bie“. Förderlich ist ein „Zuhören mit 
Vernunft“ (S. 214), wie es auch nach der 
zunächst missverstandenen Regensbur-
ger Rede Papst Benedikts XVI. der Fall 
war, und ein Respekt vor dem Anderen. 
Juden und Christen behalten als Ange-
hörige einer Buchreligion im Islam ein 
Schutzrecht (auch wenn das Christen-
tum aufgrund der Inkarnation keine ei-
gentliche Buchreligion mehr ist). In 
„Schlussgedanken“ (S. 223) verweisen 
die Autoren auf den versöhnlichen Be-
such des heiligen Franziskus von Assisi 
1219 während des Fünften Kreuzzuges 
bei Sultan al-Malik al-Kamil im Nildel-
ta. Beeindruckt vom Muezzinruf regte 
Franziskus in einem Brief die christli-
chen Herrscher an, jeden Abend zum 
Gebet läuten zu lassen, worin das Ange-
lusläuten seinen Ursprung hat (S. 228). 

Wie belebend der jahrhundertelange 
Kulturaustausch von Orient und Okzi-
dent in einer „anderen Geschichte“ sein 
kann, beschreiben die Autoren in einer 
Zusammenfassung so: „Zieht man eine 
redliche Bilanz zu den wechselseitigen 
kulturellen Einflüssen im Laufe der letz-
ten zwei Jahrtausende, muss man fest-
stellen: Ohne das Morgenland fehlte 
dem Abendland sehr viel – und umge-
kehrt. In diesem Sinne gehört auch der 
Islam zu Europa und das Christentum 
zum Orient – und das Judentum zu bei-
dem“ (S. 119 f.). 

Das lehrreiche und sachliche Buch, 
das Semiya Șimșek, Tochter eines NSU-
Mordopfers, gewidmet ist, kann Ver-
söhnung, Verstehen und gegenseitige 
Bereicherung vermitteln. „Man entwi-
ckelt erst dann ein tieferes Verständnis 
für die eigene Kultur, wenn man gelernt 
hat, sie auch von außen, mit den Augen 
eines Fremden zu sehen“ (S. 121).

DR. STEFAN HARTMANN,  
BAMBERG  

Bayerische Landesausstellung 
2017 in Coburg: „Ritter, Bauern, 

Lutheraner“, Ausstellungskata-
log, hrsg. von Peter Wolf, Eva-

maria Brockhoff, Fabian Fiederer 
u. a., Darmstadt: Theiss-Verlag 

2017, 392 Seiten, € 29,95.

Der rhythmisierende Titel dieser Aus-
stellung deutet bereits an, worin eines 
ihrer Verdienste liegt: das Reformati-
onszeitalter nicht nur von religiösen Ge-
sichtspunkten aus zu beschreiben, ob-
wohl auch die sich umwälzend ausge-
wirkt haben, sondern es in den kultu-
rell-politischen Zusammenhang der da-
maligen Epoche einzufügen. Denn die 
reformatorische Bewegung hätte wohl 
nicht ihre einmalige Durchschlagskraft 
gewonnen, wenn sie nicht auch von an-
deren Zeitumständen begünstigt wor-
den wäre.

Die Thematik der „Ritter“ kulmi-
niert in zwei Dramen: dem missglückten 
Aufstand des Franz von Sickingen (1523) 

gegen die sein bescheidenes Territorium 
umgebenden Fürsten, die dem freien Rit-
tertum geradezu die Luft zum Atmen 
nahmen, sowie in den „Grumbachschen 
Händeln“, die sich ab den 1550er-Jahren 
bis 1567 hinzogen. Sickingen hatte sich 
anregen lassen durch Luthers program-
matische Schrift „Vom christlichen Adel 
Deutscher Nation“ (1520), in der den 
Fürsten des Reiches nahegelegt wurde, 
das Ihre zur Reinigung des Glaubens zu 
tun. Die Bauern waren, in ihren bewuss-
teren Elementen, dem Aufruf Luthers 
gefolgt, das Evangelium „ohne menschli-
chen Zusatz“ ernst zu nehmen, und hat-
ten daraus entnommen, dass die aktuel-
len Besitz- und Herrschaftsverhältnisse 
sie ungerecht bedrückten. Eine solche 
politische Nutzanwendung der Bibel-
Lektüre war aber keinesfalls nach Lu-
thers Sinn; dieser trennte vielmehr den 
geistlichen strikt vom weltlichen Bereich 
(„Zwei-Reiche-Lehre“) und verdammte 
daher den bäuerlichen Aufstand scharf.

Die Ausstellung visualisiert das Le-
ben der Bauern eindrucksvoll, allerdings 
eher das Alltagsleben, und schiebt, weil 
es wohl nicht anders geht, die großen po-
litischen und geistigen Zusammenhänge 
auch zu anderer Thematik in ihre um-
fangreichen erläuternden Texttafeln. Es 
ist eher eine Lese- als eine visuelle Aus-
stellung. Das erspart einiges an visuellen 
Spielchen, die in anderen Ausstellungen 
um die Gunst des weniger informierten 
Publikums werben, führt aber zu der Er-
kenntnis, dass man eigentlich nicht nach 
Coburg fahren muss, sondern mit der 
Lektüre des durchaus anspruchsvollen 
Katalogs schon hinreichend bedient ist.

Der Aufsatzteil wird eingerahmt 
durch zwei Beiträge von Anselm Schu-
bert und Thomas Laubach, die in tief-
schürfender Weise das sich angesichts 
des diesjährigen Jubiläums besonders 
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aufdrängende Thema behandeln, inwie-
fern Emanzipation und Freiheit, diese 
politisch-geistigen Ansprüche, die die 
Moderne wesentlich bestimmt haben, 
auch in der reformatorischen Bewegung 
ihre Wurzeln haben. Denn die evangeli-
sche Kirche versteht sich explizit als eine 
„Kirche der Freiheit“, und dem Stellen-
wert von „Freiheit“ wird im Schlussbei-
trag bis ins 21. Jahrhundert nachgegan-
gen. 

Bei anderen Beiträgen weiß man 
nicht recht, ob sie im Kontext der Aus-
stellungsthematik notwendig gewesen 
wären, so „Die Oberpfalz zwischen 
Glauben und Landesherrn“, denn dort 
besteht der Schwerpunkt in den Versu-
chen der lutherisch gewordenen Land-
stände, den vom calvinistischen Landes-
herrn in Heidelberg betriebenen Glau-
benswandel abzuwehren. Das ist aller-
dings sehr gut dargestellt, auch in seinen 
rechtsgeschichtlichen Einzelheiten. 
Ebenso steht es um „Konfession und 
Endzeiterwartung“, das utopistische 
Unterfangen des ernestinischen Herzogs 
Johann Friedrich II., zusammen mit dem 
Ritter Grumbach, einem Gewalttäter, 
der sich immer noch ein freies Fehde-
recht zuerkannte (daher „Grumbach-
sche Händel“), gar den Kaiser vom 
Throne zu stürzen, und das durchsetzt 
mit eschatologischen Erwartungen, die 
aus dem Mittelalter stammten. Das ist 
faszinierend zu lesen, aber der Zusam-
menhang mit Luther ist denkbar dünn. 
Luther hatte seinen Protektor, den ernes-
tinischen Kurfürsten Friedrich „den 
Weisen“ , als den biblisch herleitbaren, 
segensreichen Herrscher der Endzeit be-
zeichnet, aber im vergeistigten Sinne, 
weil er sich nämlich für die Reinigung 
der Religion einsetzte, während Johann 
Friedrich II. tatsächlich zum Schwert 
griff. Sinnvoller wäre ein Beitrag gewe-

sen, der nachweist, auf welche Weise Lu-
ther 1530 von der Veste Coburg aus sei-
ne Verhandlungsdelegation auf dem 
Augsburger Reichstag zu dirigieren ver-
sucht hat. Davon aber erfährt man über-
haupt nichts.

Der Ausstellungstext enthält einen 
sachlichen Fehler. Im Frieden von Ma
drid, 1526 zwischen dem Kaiser und 
dem König von Frankreich geschlossen, 
sei eine Reihe von Städten, darunter Ge-
nua, „an Habsburg gefallen“. Keine Spur! 
Die Republik Genua galt als Reichslehen, 
das konnte der Kaiser durch einen Ver-
trag mit einem auswärtigen Potentaten 
gar nicht einziehen. In der Folge schloss 
sich Genua eng an des Kaisers Politik an 
– das mag der Text wohl meinen. 

Der Hinweis auf die osmanische Be-
drohung des Abendlandes ist abgefasst, 
als habe es sich dabei um eine Migrati-
onsbewegung gehandelt, wie wir sie ak-
tuell erleben: „Die Menschen in Mittel-
europa fanden die Türken auf der einen 
Seite faszinierend, weil sie eine ganz an-
dere Kultur und Religion, den Islam, 
hatten. Auf der anderen Seite fürchtete 
man sich aber vor ihnen.“ Kein Wunder, 
denn die entsetzliche Grausamkeit der 
permanenten Kriegsführung der sich 
durchaus als „Dschihadisten“ fühlenden 
Türken-Osmanen gegen Mitteleuropa 
war bei denen Prinzip. Die zuvor ver-
wendete Formulierung ist verharmlosen-
de „Multikulti“-Betulichkeit. Dann 
auch: „Im späten Mittelalter war Europa 
kein rein christlicher Kontinent. Es wur-
de von den drei monotheistischen Buch-
religionen Judentum, Christentum und 
Islam geprägt.“ Es reicht hier der Platz 
nicht aus, um aufzuzeigen, was das für 
ein simplifizierender Unfug im Dienste 
von „Multikulti“ ist. 

Im Museumsshop kann man „Lu-
ther-Socken“ kaufen, die die Aufschrift 

tragen: „Hier stehe ich, ich kann nicht 
anders.“ Es gibt auch die, im Verkauf 
sehr erfolgreiche, Playmobil-Figur des 
putzigen kleinen Luther, und, zur Krö-
nung, ein Kärtchen, das Luther zwar mit 
Barett, aber auch mit Entenschnabel 
zeigt, so wie Donald Trump mitunter 
karikiert wird. Ohne Tribut an die Spaß-
gesellschaft sind Ausstellungen anschei-
nend nicht mehr zu machen.

BERND RILL, 
MÜNCHEN 
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